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Erſter Titel.

Von der Ehe.
Erſter Abſchnitt.

Von der Ratur und den Eigenſchaften
einer gultigen Ehe.

g. 1.
ZJJ Jie Ehe iſt eine auf Lebenszeit durch Vertragn) Weſen

 errichtete Geſellſchaft zweyer Perſonen verdet Ehe.
ſchiedenen Geſchlechts zu Befriedigung der Ge
ſchlechtsbedurfniſſe. Dieſe Geſchlechtsbedurf—
niſſe ſind zwar vorzuglich, aber nicht allein, auf die
Erzeugung und Erziehung der Kinder gerich
tet; ſie haben auch alle die edlern Vergnugun
gen und diejenigen Hulfoleiſtungen zum Zwecke,
welehe hauptſachlich im Umggange und durch die
fortdauernde Vereinigung der verſchiedenen

Geſchlechter genoſſen und verſchafft werden kon—
nen. Die Ehe kann alſo beſtehen, wenn auch der
Hauptzweck verſelben, namlich die Erzeugung und

Erziehung der Kinder, nicht zu erreichen iſt.
S. 1. 2. 174. 175. 178. 179. 188. 194. h. t. des Geſetzb.

Verboth der Polygamie und Polyandrie, h. 16.

g. 2.
Wo nicht beſondere Ausnahmen Statt finden, 2) Perſo

ſind alle Mannsperſonen, welche das achtzehnte, tn
und alle Perſonen weiblichen Geſchlechts, welche chen ſie ge-

A 2 das



ſchloſſen
und nich
geſchloſſen
werden
kann.

4 1. Titel. 1. Abſchn. Von der Natur

das vierzehnte Jahr zuruckgelegt haben, zur En-
trichtung einer Ehe fahig.

S. 37. h. t.

g. 3.
Wenn die Geſetze eine Ehe dergeſtalt verbie—

ten, daß ſie, wenn ſie dennoch geſchloſſen worden,
als von Anfang ungultig betrachtet werden muß:
So wird ſie mchtig genannt. Wenn auch ein ſol—
ches Hindern:ß in der Folge gehoben wird, ſo
kann die Ehe doch nur durch eine abermalitte
formliche Vollziehung und zwar erſt von dieſer
Zeit an gultig werden.

S. 958. h. t.

Nichtig iſt die Ehe:1) Wegen naher Blutsverwandtſchaft und Schwa
gerſchaft.

ſ. y947. h. t.
a) Zwiſchen Verwandten in auf- und abſteigen

der linie.
g. 3. h.t.

b) Zwiſchen voll- und halbburtigen Geſchwiſtern.
g. 4. h. t.

c) Zwiſchen Stief- oder Schwieger: Eltern und

Stief- oder Schwieger-Kindern.
g. 5. h. t.

Diſpenſation iſt zur Ehe zwiſchen dem Neffen und

der Tante, welche alter als er ſelbſt iſt, ſonſt
aber nicht erforderlich, und wenn dieſe nach-

gebracht wird, wird die Ehe gultig,
ſ5. 3 10. gꝗ6o. h. t.

Wegen katholiſcher Glaubensgenoſſen,

S. 11. 12. h. t.
D Wegaen einer vorhergehenden noch beſtehenden

Ehe, eines oder beyder Theile.
16. 948. h. t.

Sie



und den Eigenſchaften einer gultigen Ehe. 5.

Sie kann aber, wenn ein unverſchuldeter Jrrthum zum
Grunde liegt, gultig werden, aber nicht, wenn nur
der eine Theil unſchuldig iſt ſ. 954. ſeqq. hit.

3) Wegen eines durch Ehebruch oder ſonſtige Sto—
rung des Ehefriedens veranlaßten richterlichen
Verboths.

ſ. 25- 29. 9a9. h. t.
M Wegxen ungleichen Standes zwiſchen Mauns

perſonen von Adel, und Weibsperſonen aus
dem Bauern-, oder geringern Burgerſtande,
bey nicht erfolgter Diſpenſation.

S. zo 33. 952. 978. h. t.
5) Wegen ermangelnder Erlaubniß zur Heirath

eines Officiers, Unter-Officiers oder gemei—
nen Soldaten.

5. 34. 35. 950. h. t.
6) Eines Chriſten mit einer Perſon, welche durch

itjhhre Religions-Grundſatze ſich den chriſtlichen
Ehegeſetzen zu unterwerfen gehindert wird.

g. 36. h. t.
Folgen nichtiger Ehen, ſ. 953. ſeqq. h. t.
Jn Anſehung der Kinder, Tit. Il. 50- 57. h. t.

J. 4Ungultige Ehen ſetzen ein Ehehinderniß
voraus, welches nur, wenn es von dem dazu Be
rechtigten gerugt wird, die Nichtigkeit der Ehe
nach ſich zieht. Wird es in der Folge gehoben, ſo
wird eine ſolche Ehe als von Anfang an gultig an
geſehen.Auf dieſe Art unaultig ſind die Ehen,
1) die ein Vormund fur ſich oder ſeine Kinder mit

ſeinen Pflegebefohlenen, ohne Erlaubniß der
vormundſchaftlichen Gerichte, geſchloſſen hat.
Wenn auch der oder die Pflegebefohlne auf Fortſetzung

der Ehe, welche auch ſonſt dem Pflegbefohlnen nicht
uberwiegend nachtheilig iſt, befeht; ſo verliert doch

A der



6 t. Titel. i. Abſchn. Von der Natur

der Vormund die Vormundſchaft, und der Vor—
mund oder deſſen Sohn die vortheilhaften mannli—

chen Rechte auf das Vermogen der Frau, auch die
wahrend dieſer Zeit aus Teſtamenten oder ſonſt er

worbenen Vortheile, bis ſie nach erlangter Großjah

tigkeit anders verfugt. d. 14. 980. 989-996. h. t.

2) Zwiſchen angenommenen Aeltern und Kindern.
Wann eine ſolche Ehe beſteht, hebt ſie die Adoption aut.

So lange die an Kindes Statt angenommene Perſon
noch minderjahrig iſt, tritt die ad n. 1. gegebene

Regel ein.
Sind dergleichen Perſouen großjahrig, ſo ſind ſie noch.

binnen 6 Monaten nach geſchloſſener Ehe auf deren
Aufhebung anzutragen befugt. Wird die Ehe aufge

hoben, ſo behalt das angenommene Kind alle Vort
theile aus der Adoption, ſur den angenommenen Vater

aber gehen ſie verloren. H13. 981. 997. 1001. h.t.

3) Mit noch nicht mannbaren Perſonen.
Sie wird gultig, wenn 6 Monate nach erreichten er—

 foaorderlichen Alter /verfloſſen ſind. Hat eine ſolche Per

ſon weder Aeltern noch Vormunder, ſo wird ihr cin
Vormund beſtellt, und es treten ſodann die bey n. 1

beſtimmten Folgen ein. d. 37, 982. too2- 1ooa. h. t.

H Ehen, welche durch Gewalt, Zwang oder Be
trug bewirkt, oder durch einen Jrrthum in der
Perſon ſelbſt, oder in ihren bey Ehen dieſer
Art ſtillſchweigend vorausgeſetzten Eigenſchaf

ten, veranlaßt worden.
ſ. 38. ſeqq. h. t.Sie beſtehn, wenn ſie freywillig s Wochen nach geho

benem Zwange oder entdecktem Jrrthume fortgeſetzt

worden. h. 41. h. t.
Necht der Erben, die Nichtigkeits Erklarung einer ſol—

chen Ehe, wenn ſie kinderlos geblieben iſt, zu ſuchen.

5. 42 44. h. t.
5) Ehen,



und den Eigenſchaften einer gultigen Ehe. 7

5) Ehen, welche ohne die erforderliche alterliche,
großalterliche oder vormundſchaftliche Einwilli
gung geſchloſſen werden.

ſ. 1oos6. ſeqq. h. t.
Sohne, welche noch in der vaterlichen Gewalt ſind, und

Tochter aus einer Ehe zur rechten Hand, welche das
24te Jahr noch nicht zuruckgelegt haben, konnen oh
ne die vaterliche Einwiliigung keine gultige Ehe

ſchließen; doch kann der Mangel dieſer Einwilligung
von dem Vater nur binnen 6 Monaten, nachdem er
von der Vollziehung derſelben Nachricht erhalten hat,

gerugt werden,
S. a5. ſeqq. ioos- ioo9. h. t.

Von der Pflicht der großjahrigen, obſchon verheirathet

geweſenen Kinder, die vaterliche Einwilligung, ob
ſie ſchon zur Gultigkeit der Ehe nicht erfordert wird,
dennoch nachzuſuchen,

g. 16. 1oo9. ioto. h. t.
Von der Ordnung, in welcher erſt die Einwilligung der

Mutter minderjahriger vaterloſer Kinder, dann der

Großältern, und zwar zuerſt derer, welche das Kind
bey ſich haben, dann der vaterlichen und endlich der
mutterlichen Aſcendenten erfordert wird; von der au

ßerdem nothwendigen vormundſchaftlichen Genehmi

gung, und von den bey deren Ermangelung nach den
Vorſchrifien beyen. 1. zu beſtimmenden Folgen,

S. 49- 54. 1oti. 1o12. h. t.
Vonſlem Rechte, ungehorſame Sohne oder Tochter bis

auf die Halfte des Pflichttheils zu enterben, wenn

auch wegen Mangels der Einwilligung die Ehe nicht

aufgehoben werden ann.
ſ. 1008. i1oto. 1012. h. t.

Adoptirte Kinder bedurfen nur der Einwilligung des

„addoptirenden Vaters,
g. 4J. nh. t.

Von dem Antrage »uf Erganzung der Einwilligung,
S. 68. ſeqq. h. t.

A4 Grrunde,



8 1. Titel.. Abſchn. Von der Nat.rc.

Grunde, aus welchen ſie mit Recht verweigert wird, ſind
a) Mangel des nothigen Auskommens.

J
A b) Verurtheilung zu einer nach der gemeinen Meinung

ſchimpflichen Strafe.
ec) Verſchwenderiſche und laſterhafte Lebensart.

d) Scheidung als ſchuldiger Theil.
e) Epilepuiſche Jufalle, Schwindſucht und anſteckende

Krankheiten.

Zu große Ungleichheit des Standes.

g) Beleidigung deſſen, der die Einwilligung erthei—

len ſoll.
h) Heimliche Verlobung und Gebrauch unerlaubter

Mittel zu Bewirkung der Einwilligung.
S. 59-67. h. t.

Von der Ungultigkeit einer nachfolgenden Ehe, welche in
der Meinung, daß die erſtere nicht mehr beſtehe, ge:
ſchloſſen worden, ſiehe oben ſ. Z. n. 2.

ſ. 5.
Verboten iſt die anderweitige Ehe, ſo lange

dadurch die Rechte der Kinder aus der vorigen Ehe
verdunkelt werden konnen. Aufgeboth und Trau—
una kann daher nicht eher geſchehen, bis es klar iſt,

rigen Ehe nicht ſchwanger ſeyn konne, und bis die
geſetzliche Abfindung der Kinder aus der vorigen

Ehe von Seiten des Vaters oder der Mutter ge
ſetzmaßig geleiſtet und von dem vormundſchaftlichen
Gericht bezeugt worden.

S. 17. ſeqq. h. t.
Die Frau muß in der Regel neun Monathe und die Witt

we ſechs Wochen nach der Trennung der vorigen Ehe

warten, d. 20-24. h. t.
Nachtheilige Folgen der Uebetſchreitung der Eheverbothe,

S. 1o13- 1026. h. t. T. I. ſ. 515 57.

Zwey

daß die Wittwe oder geſchiedene Frau aus der vo

J



Zweyter Abſchnitt.

Von dem Ehegelobniſſe.
g. 6.

Das Ehegelobniß iſt ein Vertrag, wodurch
zwey Perionen verſchiedenen Geſchlechts einander
kunftig zu heirathen verſprechen.

F. 75, h. t.
Es verbindet auch Minderjahrige, h. 110. h. t.

rechtsbeſtandige Ehe Statt findet, kann auch
kein gultiges Ehegelobniß errichtet werden.

1. 76. h. t.

g. 8.
Das Verſprechen einer nichtiaen Ehe wird beh

gehobenem Eheverbote nicht von Anfang an gultig.
Wenn aber der Vertrag an ſich betrachret gultig
iſt, obgleich die Genehmigung einer andern Perſon

naeoch hinzukommen muß, ſo kann, ſo lange dieſe
mangelt, nur derjenige Theil zurucktreten, welcher
von ſeiner Seite dieſer Einwilligung bedarf.

8.7779. h.t.

g. 9.
Soo lange noch nicht mit beyder Theile Ein

willigung das Aufgeboth erfolgt iſt, zieht ein blo—
ßes Eheverſprechen keine rechtliche Verbindlichkeit
nach ſich. Ein formliches Ehegelobniß muß aericht
lich und vor einem Juſtizcommiſſario oder Notario
errichtet werden.

S. g2. ſeqq. 92. h. t.
Vei lobung gemeiner Landlente vor Schulzen und Schopt

pen, d. 83. h. t.

As „Spor:



10 1. Titel. 2. Abſchnitt.
Sportel-Freyheit der gerichtlichen Verlobungen, h. Z4. ib.
Nothwendige Gegenwart der Braut mit Zuziehung ihres

Vaters, Vormundes oder eines andern munnlichen

Beyſtandes, d. 85.88. ib.
Erbverträge der Verlobten, d. 440. ſeqq. h. t. ſcunten

g. 45. d. g. B.

g. 10.
Bey Ehegelobniſſen, welche unter einer auf—

ſchiebenden Bedingung geſchloſſen worden, findet
von jeder Seite der Rucktritt vor eingetroffener Be

dingunag Statt.
Eben dieſes iſt Rechtens, wenn die Vollzie

hung der Ehe auf eine ungewiſſe Zeit hinausgeſetzt,
oder der Willfuhr des einen oder des andern Theils
uberlaſſen worden. Jſt gar keine Zeit beſtimmt, ſo
iſt ein Theil auf den andern nur zwey Jahre zu war
ten ſchuldig. Sind dieſe verfloſſen, ſo verliert das
Ehegelobniß ſeine rechtliche Wirkung; ſonſt gelten
Ehegelobniſſe nur Ein Jahr nach der im Vertrage
beſtimmten Zeit, oder nach der letzten fruchtlos ge—

ſchehenen Aufforderung.
S. 95- 98. 128- 130, h. t.

g. it.
Wer ohne rechtlichen Grund die Erfullung

eines Ehegelobniſſes beharrlich verweigert; oder ſich
ſelbſt dazu außer Stand ſetzt: der verliert die dem
andern Theile gemachten Geſchenke, rauß die von
demſelben erhaltenen zuruckgeben, und alle wegen
des Ehegelobniſſes aufgewendete Koſten erſetzen,
auch die beſtimmte Conventionalſtrafe, bey deren
Ermanaelung aber den vierten Thell der verſchrie—
benen Mitgabe oder der ſonſtigen auf den Todesfall
beſtimmten Vortheile zur Abfindung entrichten.

S. 112- 116. h. t.

Von



Von dem Ehegelobniſſe. ir
Von der Pflicht der Aeltern zu Entrichtung der Abfindung

und Beſtrafung des Nucktretenden, wenn keine Abfin—
dung beſt. mint werden kann, ſ. 117-119. h. t.

Von dem Rechte der Erben, dieſe Abfindung zu ſordern,
und ihrer Pflicht, ſie zu leiſten, ſ. 124  127. ib.

Das Recht, die Geſchenke zuruckzufordern, muß binnen
Jahreefriſt auegeunt werden, Hh. 132. ib.

Wer früher als der andere Theit heirathet, kann von die

ſem keine Entſchadigung fordern, ſ 131. ib.

g. 12.
Wos die Ehe ſcheidet, rechtfertigt auch die ver—

weigerte Vollziehung, wenn gleich aus demſelben
Grunde die Eheſcheidung erſt nach fruchtlos aetrof—
fenen Maaßregeln zu Verhutung ahnlicher Belei—
digungen oder Fehler hatte erfolgen konnen. Auch
Veranderunagen, welche nach der Verlobung in der
Perſon, oder in den perſonlichen, oder Vermogens—
umſtanden eines Verlobten ſich ereianen, berechttoen

denjenigen zum Rucktritte, welcher, wenn er den
Fall hatte vorausſehen konnen, das Ehegelobniß
wahrſcheinlich nicht eingegangen ſeyn wurde.

ſ. i10o. ſeqq. hit.
Moraliſche Fehler,“wesmegen die Aeltern ihre Einwilli—

gung verſagen konnen, rechtfertigen den Rucktritt,

S do. h. t.
Jngl ichen unheilbare Krankheiten, wie auch nach der

Verlobung erſt entdeckte, ekelhafte und anſteckende, be—

ſonders veneriſche Gebrechen, nicht minder verheimlich-

ttee, Abſcheu ertegende korperliche Fehler,

5. ioʒ. i1oq. h. t.
Irrthum im Vermogen, wenn er durch den aundern Theil

oder ſeiner Aeltern Betrug veranlaßt worden, dder
wenn das nothige Auskommen fehlen wurde,

S. i1o5 tos6. h. t.

Religionsverunderung des andern Theils, ſJ. 1o8g. h. t.

S. 13.



12 1x. Titel. 2. Abſchnitt.

g. 13.
Wenn ein Theil ſeine in dem Ehegeldbniſſe

oder Ehevertrage ausdrucklich ubernommene Ver—
bindlichkeit nicht erfullen kann: ſo iſt der andere zu
ruckzutreten berechtiget.

g. iog. h. t. J

G. 14.
Wird ein Verlobter durch das nach der Ver

lobung eintretende moraliſche Verhalten des andern

Theils zum Rucktritte genothigt: ſo kann erſterer
die vorſtehend (F. 11. d. B.) beſiimmte Entſcha
digung und Abfindung fordern. Bezieht ſich aber
die rechtmaßige Urſach des Rucktritts auf Umſtan
de, welche ſchon vor der Verlobung vorhanden ge
weſen, und dem andern Theile nicht betruglicher
Weiſe verheimlicht worden ſind: ſo iſt der zuruck—
tretende Theil nur zur Entſchadigung, aber nicht zur
Abfindung berechtiget.

ſ. 120. 121. h. t.

ſ. 15.
Wenn Umſtande, weswegen Aeltern, Groß—

altern, oder Vormunder, ihre Genehmigung zu ver
ſagen befugt ſind, ſich erſt in der Folge ereignen
oder offenbaren: ſo konnen dieſelben ihre ſchon er

theilte Einwilligung wieder zurucknehmen.

S. 111. h. t.
g. 16.

Wer, ob er gleich geſetzmaßig verlobt iſt, ſich
dennoch mit einer andern Perſon auf eben die Art
verlobt, iſt dieſer, wenn ſie die fruhere Verlobung
nicht wußte, zur Schadloshaltung und Abfindung
verpflichtet, und muß auch geſchehen laſſen, daß ſie
dennoch vom Verlobungsvertrage abgehe.

S. 133 135. h. t.

Drit
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Dritter Abſchnitt.

Von
der Vollziehung einer vollgultigen Ehe.

J. 17.
Wo nicht die Religionsgebrauche ein anderes

vorſchreiben, wird die Ehe durch die Trauung, und
zwar in der Regel nach dreymaligem Aufgebothe,
in beyder Verlobten Parochie vollzogen.

S. 136. ſeqq. h. t.
Auch der, welcher keinem PfarriZwange unterworfen iſt,

muß ſich doch in der Pfarrkirche des Wohnorts aufs
biethen laſſen, 9. 140. h. t. Tit. XI. ę. 290.

Wahl im Falle der doppelten Parochie, T. XI. J. 264.
Vonů NAufgebothe in der Heimath, wenn ſich jemand noch

kein Jahr in ſeinem gegenwartigen Wohnorte aufge

halten hat, ſ. 141. 143. 145. h. t.
Wie? wenn das Aufgeboth in der Heimath nicht bewerkt

ſtelligt werden kann, 9. 144. h. t.
Doppeltes Aufgeboth des Geſindes, am Wohnorte und in
der Heimath, wenn es noch keinen feſten Wohnſitz

hat, S. ra2. h.t. T. xl. 275. ſeqq.
Erkundigung nach den etwanigen Ehehinderniſſen, von Sei

ten des Pfarrers, welcher das Aufgeboth verrichtet,
ſ. 146. h. t. T. XI. ô. 440. 44 1.

Vom Einſpruch, 8. 158. ſeqq. h. t.
Dispenſation vom Aufgeboth, 9. 152. ſeqq. h. t.
Von ſchleunigen Trauungen, d. 156. ih.
Die Trauung gebuhrt dem Pfarrer der Braut, Tit. XI.

q. 435.
Ausnahmen bey Militar- und franzoſiſch reformirten Per

ſonen, ib. s. 446. ſeqq.
Beſondere Vorſchriften wegen der Trauungen der Catho—

liſchen, 9. 442. ſeqq. J. c.
Von



14 1. Titel. 4. Abſchnitt. Von den

Von den Aufgeboths und Trauungskoſten und von den
Hochzeitgeſchenken, h. 171. 172. h. t.

g. 18.
Wer, um die Geſetze des Landes unwirkſam

zu machen, in fremden Landen ſich trauen laßt, den
treffen nicht nur die rechtlichen Folgen der Nichtig—
keit oder Ungultigkeit einer ſolchen geſetzwidrigen Ehe,
ſondern er hat auch noch eine fiskaliſche Strafe von
zehn bis dreyhundert Thalern verwirket.

S. 170. h. t.

g. 19.
Die Rechte und Pflichten der Eheleute nehz—

men ſogleich nach vollzogener Trauung ihren Anfang.
ſy. 173. ib.

Vierter Abſchnitt.

Von den Rechten und Pflichten der Ehe—
leute in Beziehung auf ihre Perſon.

g. 20.
Die Eheleute ſind, in der Reael zu einem ge—

meinſchaftlichen Leben, zu leiſtung der ehelichen
Pflicht, und zu dem nach ihrem Geſchlechte und

Stande gebroauchlichen Beyſtande verpflichtet.

S. 174. ſeqq. S. 194. h. it.

g. 21.
Der Mann iſt das Haupt der ehelichen Ge

ſellſchaft. Jhm lieat vorzuguch die Pflicht auf,
die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zu be
ſorgen, und die Koſten dazu herbey zu ſchaffen.
Deswegen muß er auch die Ehefrau ſeinem Stande
und Vermogen gemaß, jedoch wirthſchaftlich, unter—

halten. Zu Vertheidigung der Frau iſt der Mann
ver



Recht. u. Pflicht. der Eheleute in Bezieh.c. 15

verpflichtet. Ohne ſeine Genehmigung darf ſie
keine Verbindungen eingehn, wodurch ihm ihre Per
ſon entzogen oder ſonſt einem Dritten verhaftet
wurde. Damit er ſein Uebergewicht in der ehelichen
Geſellſchaft nicht zu ihrem Nachtheile misbrauche,
iſt verordnet, daß rechtliche Verhandlungen unter
Eheleuten nur gerichtlich geſchehen ſollen.

S. 134. ſeqq. 195. ſequ. h. t.

Von Curind Proceßkoſten, J. 187. ſeqq. ih.

g. 22.
Die Frau nimmt Theil an dem Namen des

Mannes und an den nicht bloß ſeiner Perſon oder dem
mannlichen Geſchlechte vorbehaltenen Standes
und Familien-Rechten. Auch iſt ſie, wenn ſein
Aufenthalt unbekannt, oder zu entfernt ſeyn ſollte,
zu ſolchen Handlungen befugt, ohne welche eine or
dentliche und gewohnliche Vermogens-Verwaltung
nicht beſtehen kann.

S. 192. ſeqq. h. t.

Funfter Abſchnitt.

Von den Rechten und Verbindlichkeiten
der Eheleute in Beziehung auf ihr

Vermnogen.

g. 23.
Das Vermogen der Frau wird in der Regelznt

der Verwaltung und dem Nießbrauche des Ehe—ichiedenen
manns, welcher davon die Laſten des Eheſtandes be Jndes
ſtreiten muß, unterworfen, und wird ſodann das aens der
Eingebrachte (illata) genannt. Hievon iſt das drgu and
durch Geſete oder Vertrage vorbehaltene aus Ucſprunge
genommen (receptitia). dieſes Un

terichne
Zum des.
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Zum geletzlich vorbehaltenen Vermodaen gehort
das, was nach ſeiner Beſchaffenheit zum Gebtau
che der Frau gewidmet iſt, inaleichen die beh
Schließung der Ehe von dem Manne verſprochene

Morgengabe.
Je nachdem der Vertrag, wodurch der Vor—

behalt geſchehen iſt, vor oder nach der Hochzeit ge—
ſchloſſen worden, muß die h. 9. oder d an. vorge—
ſchriebene Form dabey beobachtet, auchekann die Na
tur des geſetzlich vorbehaltenen Vermogens, zum
Nachtheil des Dritten, durch Vertrage wahrend der
Ehe nicht gegrundet werden.

5. 205- 209. h. t.

g. 24.
Was die Frau wahrend der Ehe durch Fleiß

und Geſchicklichreit erwirbt, erwirbt ſie dem Manne.
Was ſie aber durch Erbſchaft, Geſchenke oder
Glucksfalle erhalt, wachſt dem Eingebrachten zu in
wie fern es nicht zum geſetzlich vorbehaltenen Ver—
mogen gehort, oder von dem Erblaſſer oder Ge
ſchenkgeber unter der Bedingung des Vorbehalts
der Frau gewidmet worden. Auch Erſparniſſe des
Vorbehaltenen werden ein Theil deſſelben, wenn ſie
auf den Namen der Frau verſchrieben oder in ihrem

Beſitze geblieben ſind.
S. 211- 218. h.

h. 25.
D Rechte Jn der Verfugung uber das Eingebrachte iſt
deEte; der Ehemann nut in Anſehung der auf den Namen
Anſehung der Ehefrau oder ihrer Erblaſſer oder Geſchenkge
des Eingeher verſchriebenen Grundſtucke, Capitalien und
brachten.

Gerechtigkeiten eingeſchrankt. Wegen deſſen, was
nicht ſolchergeſtalt ausgezeichnet iſt, es mag in die—
ſer Geſtalt eingebracht oder dahin umgewandelt
worden ſeyn, hat die Frau nur als Glaubigerin ih

res



und Verbindlichkeiten der Eheleute in ?c. 17

res Mannes das geſetzmaßige Vorzugsrecht; wel—
ches ſie jedoch verliert, wenn ſie des Mannes Ver—
mogen in deſſen Abweſenheit ubel verwaltet, oder
ihn zu einer verſchwenderiſchen lebensart verleitet hat.
Gerichtliche Angelegenheiten, welche die Subſtanz
des Eingebrachten betreffen, muſſen mit Zuziehung
der Frau betrieben werden.

Die Ehefrau iſt zwar zur Eintragung ihres
Eingebrachten auf des Mannes Grundſlucke, zur
Forderung einer anderweitigen Sicherheit aber nur
bey wahrſcheinlicher Beſorgniß eines bevoerſtehenden
Verluſtes berechtiget, und ſo lange der Ehemann
fur den nach Berhaltniß des Standes nothwendi
gen Unterhalt der Frau und der Kinder ſorgt, kann
ihm und ſeinen Glaubigern der Nießbrauch des Ein
gebrachten nicht entzogen werden.

21

J. 231-275. h. t. d. G. B.
Von den Veraußerungen und Belaſtungen der eingebrach-—

ten Grundſtucke, Gerechtigkeiten und Capitalien, und
von dem Rechte des Ehemanus, nothwendige Ausga—
ben zum Beſten des Eingebrachten aus der Subſtanz

deſſelben zu beſtreiten, wenn ſie aus dem Nießbrauche

nicht beſtritten wenden konnen, 9. 232. ſeqq. h. t.
Erſatz der fehlenden Einwilligung der Frau durch das ober—

vormundſchaftliche Gericht, “9. 239. ſeqq. h. t.

Von dem ſucceſſiven Anſpruche der Frau wegen unbefug—

ter Verfugungen des Ehemanns, erſt an dieſen und
dann an den Dritten, d. 243. leqq. ib.

Beweis des Eingebrachten, 9. 260. ib.
Vom Rechte der Frau bey einem uber das Vermogen

des Ehemanns ausgebrochenen Concurs, und in
wie fern ſodann die Verwaltung des Eingebrachten
und der davon fallenden Einkunſte der Ehefrau ge
buhre? 9. 259. ſeqq. ib.

Von der Form, in welcher die Entſagung auf ihr Vorzugs—
recht gultig geſchehen konne, 9. 272. ſeqq. ilh

B J. a6.
J J

J

a
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J. 26.
z) Jn an- Wenn das vorbehaltene Vermogen nicht in
ſehung des
Porbehal
tenen.

Juwelen, Gold, Silber und andern zur Pracht be—
ſtimmten Sachen beſteht, kann die Frau daruber
ohne Einwilligung des Mannes gultig verfugen.
Doch kann die Frau, wenn ſie eines unwirthſchaft—

lichen Betragens verdachtig wird, in Anſehung des
geſetzlich vorbehaltenen Vermogens eingeſchrankt
werden. Jn Aniehung des durch Vertrag vorbe—
haltenen findet nur eine Einſchrankung durch Pro—
digalitats- Erklarung Statt. Die Laſten und Ko—
ſten des geſetzlich vorbehaltenen Vermogens tragt der

Ehemann, wenn die Frau keine vorbehaltene Ka—
pitalien oder Einkunfte hat. Fur die Laſten des
durch. Vertrag vorbehaltenen hafter dieſes wahrend

der Ehe allein.g. 221 230. h. t. d. G B.Von der Curatel des Manutes uber die verſchwenderiſche

Frau, 9. 225. ſeqq,. ih.
Die Frau hat wegen des Vorbehaltenen ein geſetzliches

Vorzugsrecht, wenn ſie ihm daſſelbe bloß zur Verwal:

tung ubergeben hat, g. 270. ib.
Ausnahme im Falle eines zinsbaren Darlehns, ſ. 271. ib.

J. 27.
4d Von Die von der Frau ohne Genehmigung des

Echulden
der Che
leutt..

Mannes wahrend der Ehe gemachten Schulden ſind
nur gultia, 19 wenn das vorbehaltene Vermogen
der Ehefrau ihren Glaubigern ganz insbeſondere haf
tet, 2) wofern die Frau zu gewohnlichen Haushal
tunasgeſchafften oder Nothdurften, Waaren oder
Sachen auf Borg genommen, oder 3) wenn .ſie das
ihr ubertragene Gewerbe, in Abweſenheit des Ehe
manns (obſchon ohne nutzüche Verwendung) ver
ſchuldet, oder 4) ſo weit ſie ſonſt bey der Krankheit
und Entfernung des Mannes die ihm obliegenden

Aus
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Ausaaben beſtritten, oder J) ſonſt ſeinen Nutzen
befordert, oder 6) wenu ſie: ein eigenes Gewerbe,
welches Credit und Verlag erfordert, verſchuldet hat.

Auch der Mann haftet fur die Schulden der
Frau, wenn im letzten Falle die Frau ſich die Ein—
kunfte ihres Gewerbes. nicht. ausdrucklich vorbehal
ten hat. Er haftet ferner ohne Einſchrankung in
den unter Nummer 2. 3. 4.5. angefuhrten Fallen,
imgleichen, wenn er in die Schuld der Ehefrau, wo
fur kein Unterpfand haftet, ohne Vorbehalt getil

ligt hat. 5. ars z37. hat d. G. B.

Wegen der Schulden vör der Heirath haftet das Vermo—
gen und die Perſon der Frau ohne Einſchrankung, der

Maann kann aber wegen des verringerten Nießbrauchs
Erſatz aus dem vorbrhaltentn Vermogen fordern,

338  340. hin. b. G. Bu

 Die VBrtoflichtungen ünb Verzichtsleiſtungen 5) Von
Burgber Ehefrau zum Beſtent drs Ehemannes oder ſeir ſchaften

ner Glaubiger muſſen mit Zuziehung eines ihr be-der Ehe
ſtellten rechtskundigen Beyſtandes nacth vorgangiger frau.

Verwarnung, ſo wie ſie bey den Burgſchaften der
Frauensperſonen vorgeſchtieben iſt (ſ. 781. P. J.d.

1. B.), gerichtlich verhandelt werden.Zu Burgſchaften der Ehefrair fur ändere iſt

die Einwilligung des Ehamcuns erforderlich.
5. Jri- Jn. Rt. d. G. B.

Sgt 29.
Was der Mann der Frau zum ſtandesmaßi.s) Von

Schengen Unterhalte an Kleidern, oder andern Sachen kungen
gegeben hat, wird ein frehes Eigenthum verſelben. unter Ehe

ſß. 314. h. t. d. GBi leuten.

gr gs.
Bey demjenigen aber, was die Frau an Ju—

welen, Gold, Silber, oder ſonſt zur Pracht, von

B 2 dem



20 1. Titel. 6. Abſchnitt.
dem Manne erhalten hat, gilt bey einer erfolgenden
Abſonderung des Vermogens die Vermuthung, daß
ihr ſolches nur aeliehen worden.

5. zis. h.t. d. G. B.

J. 3t.
Dieſe und andere dergleichen Schenkungen un—

ter Eheleuten ſind zwar wie unter Fremden gultig,
doch konnen die Glaubiger des in Concurs verſun
kenen Ehegattens Schenkungen, die auf riner ble
ßen Freygebigkeit beruhen, widerrufen.

S. z10- z12. h. t. d. G. B.

gh. 32.
Wenn jedoch erhellet, daß die Schenkung zu

einer Zeit geſchehen iſt, da der ſchenkende Ehegatte
noch nicht uber ſein Vermogen verſchuldet war: ſo
iſt der Widerruf nur in ſo fern zulaſſig, als die ge
ſchenkte Sache in dem Vermogen des beſchenk—
ten Ehegatten vorhanden iſt; oder dieſer im Beſitze
eines durch die Schenkung erlangten Vortheils ſich

noch wirklich befindet.
S. 313. h.t.

Sechſter Abſchnitt.

Vom Erbſchatze.
S. 33.

Beariff Zu Beſtreitung der Eheſtandslaſten gereicht
und Zme
den Erb
ſchatzes.

n

der Erbſchatz, welcher in einem zum Beſten der Ehe
leute und der aus ihrer Ehe erzeugten Kinder ge—
widmeten und ausgeſonderten Vermogens-Theile
beſteht. Wahrend der Ehe hat der Mann und.
nach aetrennter Ehe der uberlebende Theil den Nieß

brauch, welcher auch, wenn keine Kinder aus der
Ehe, fur welche der Erbſchatz beſtimmt war, vor—
handen ſind, das freye Eigenthum davon erhalt.

Die



Vom Erbſchatze. au
Die Halfte der Subſtanz des Erbſchatzes kann zur
Ausſtattung der Kinder verwandt werden. Nach
bender Eheleute Tod wird der Erbſchatz, nach vor
ganaiger Ausgleichung unter den Kindern ein frehes
Eigenthum derfelben.

S. 277 ſeqq. 54o. ſeqq. 778. ſeqq. h. t.

Tit. ll. g. 294. ſeqq.
Vom Erbſchatz im Falle der Eheſcheidung,

k. I. T. l. 761. ſeqq und 778. ſeqq.h. t. d. G. B.

Fh. 34.
Der eigentliche Erbſchatz wird von Aeltern,

Werwandten oder Freunden, welche den Eheleuten
oder ihren Kindern etwas von ihrem Vermogen zu
wenden wollen, beſtellt.

Der uneigentliche Erbſchatz wird aus dem ei
genen Vermogen der Eheleute ſelbſt genommen,
und iſt auch in Anſehung der Befugniß, den Erbſchatz
wieder aufzuheben, nach dem, was unter den Ehe
leuten verhandelt worden iſt, zu beurtheilen. Nach
dem Tode des einen Eheaatten erlangt auch ein ſolcher
Erbſchatz alle Eigenſchaften des eigentlichen.

g. 276. ſeqq. 778 ſeqq. h. t.
Form der Beſteltung, d. 280. feqq h. t.

Von der Nothwendigkeit der Einwilligung des Minderjah
riigen in den aus ſeinem Vermogen beſtellten Erbſchatz,

Tit. xvni. s. 746.
Verbindlichkeit der Aeltern, die nothige Mobiliarausſtat-

tung und dem Pflichttheil von der Laſt des Erbſchatzes

zu befteyen, J279. h.t.
Von der Verwahrung des Jnſtrumentes uber den beſtell:

ten Erbſchatz, g. 265. ſeqq. ib.

S. 35.
Wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, hat wah

rend der Ehe der Mann die Verwaltung des Erb—

B 3 ſchatzes,
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ſchatzes, ſelbſt wenn die Ehefrau noch minderjahrig
ſeyn ſollte, als in welchem Falle die Aufſicht uber
die Subſtanz dem Vormunde und dein vormund
ſchaftlichen Gerichte gebuhret. So lange der Be—
ſteller lebt, kann uber die Subſtanz des Erbſchatzes,
ſelbſt mit gunzlicher Aufhebung deſſelben, durch den
Beſteller mit beyder Ehelente Einverſtandniß frey
verfugt werden. Nachndem Tode des Erblaſſers
kann eine Verfugung uber die Subſtanz des Erb—
ſchatzes, wenn ſie auch nur die Ausſtattung der
Kinder zum Zwecke haben ſollte, doch nicht anders,

als mit. Zuziehung der Kinder oder ihres Vormun—
des oder Curators geſchehen.

S. 287 h. t. Tit. XVIIl. 1. 742. wie auch S. 204. ſeqq.
298. zoi. ſeqq. h. t. T. XVIII. g. 30.

Gleiche Rechte des Ehemann«a bey der Verwaltung des
Eingebrachten und des Erbſchatzes, 8. 291. ſeqq.

296. ſeqq. h. t.Von Rechte des Erbſchatzes beym Concurs, h. zo2. ſeqq. ib.

Widerruf des Erbſchatzes durch des Beſtellers Glaubiger,
J. 295. h. t k.i, 7. X. 3 riag. ſeqa.

Vom Falle der Eheſchtidung, g. 76i. h.t.

Siebenter Ahſchnitt.

Von der Gemeinſchaft der Guter unter
Eheleuten.

h z6.
i) Von Die Gutergemeinſchaft unter Eheleuten be
der Güter reifs entweder alles ihr Vermogen unter ſich,
Gem.inſchait un- oder nur das, was ſie wahrend der Ehe erwer

ten
ter Etter! ben; ſie entſteht entweder aus Geſetzen oder aus
haupt. und Vertragen. Soll ſie aus Geſetzen entſtehen, ſo
inget. muſſen es Geſetze derjenigen Gerichtsbarkeit ſeyn,

in welcher die Eheleute nach völlzogenet Heirath ih

ren
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ren erſten Wohnſitz genommen haben; es ware denn
von den Rechten eines Dritten die Rede, und
zwar aus ſolchen Geſchaffien, welche bey veraonder
tem Wohnſitze der Ehelente an einem Wohnorte,
wo die Gemeinſchaft aeſetzlich iſt, vorgenommen
worden. Durch Vertracte kann ſie nur vor Voll—
ziehunag der Heirath gegrundet werden, wofern nicht
etwa die Eheleute ihren Wohnſitz aus einem Orte,
wo keine Gemeinſchaft iſt, an einen, wo ſie Statt
findet, verlegt haben; auch muß der Vertrag ge—
richtlich mit Zuziehung des Vaters der Ehefrau,
oder in deſſen Ermanaelung, eines rechtskundigen
Beiſtandes errichtet werden. Jn allen Fallen wird
gegen die Gutergemeinſchaft, und wo dies nicht
Statt finden kann, nur eine Gemeinſchaft des Er—
werbes vermuthet. Wenn es wegen der verlchie—
denen Gerichtsbarkeiten, worunter die Eheleute ſte
hen, oder ſonſt zweifelhaft iſt, welche Beſtimmun—
gen der Gemeinſchaft Rechtens ſeh, muſſen die im
allgemeinen Geſetzbuch enthaltenen vorgezogen

werden.
g. 345- 354. h. t.

Einfluß, der verſchiedenen Gerichtsbarkeiten,

347. ſeqq. ib.

g. 37Die Gemeinſchaft der Guter nimmt unmit—
telbar nach vollzogener Trauung ihten Anfang.
Wird ſie erſt wahrend der Ehe durch einen Vertrag
eingefuhrt: ſo entſteht ſie vom Tage der gerichtlich
abgegebenen Erklarung an.

S 361. 362. h. t.
Ausnahmen bey Mindertjahrigen,

P. li. T. XVIII. S. 782. ſeqq,

g. 38:
Der Ehemann fuhrt die Verwaltung des ge—

meinſchaftlichen Vernidgens, und es iſt nur bey

B 4 unbe
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unbeweglichen Sachen und Capitalien oder Gerech
tigkeiten, welche auf den Namen beyder Ehegatten
oder der Ehefrau oder ihrer Erblaſſer oder Geſchenk
geber geſchrieben ſind, die Einwilligung derſelben
erforderlich.

S. 377. ſeqq. h. t.
Von Schenkungen des Mannes, d. 381. ſeqq. ib.
Von Schulden, S. 384. ſeqq. 406. ſeqq. ih.

h. 39.
2emein.  Zur Gemeinſchaft aller Guter aehort, j doch
ſchaft aler mit Ausnahme der nothwendigen Kleidungsſtucke
Guter. der Frau, alles dasjenige, was der freyen Verau

ßerung beyder Eheleute unterworfen iſt.
gJ. 363. 364. h. t.

Die Gemeinſchaſt durch Vertrag muß auf die Grundſtu—
cke eingetragen, oder ſonſt nach den Geſetzen des Orts,

wo die Grundſtucke liegen, verlautbaret werden, wenn
ſie dem Dritten in Anſehung dieſer Grundſtucke nacht

iheilig werden-ſoll, d 366. ſeqq. 369. h. t.
Dies muß auch bey der geſetzlichen Gemeinſchaft in Ruck

ſicht der Grundſtucke geſchehen, welche unter einer Ge
richtsbarkeit ſtehen, wo keine dergleichen Gemeinſchaft

eingefuhrt iſt, d. Z65. ſeqq. ib.
Wo die Ausnahme von der Gemeinſchaft gultig geſchehen

konne, 9. 373. ſeqgq. ib.
Jnnerhalb zweyer Jahre nach vollzogener Ehe findet we

gen der vor der Ehe gemachten Schulden eine Abſon—

derung des Vermogens Stait, 9 392. ſegq. ib.

S. 4o.z)aemein· Die Gemeinſchaft durch Erwerb begreift mit
Ealatz Ausnahme der Etbſchaften, Vermachtniſſe oder Ge—

ſchenke aus bloßer Freygebigkeit, alles unter ſich, was
wahrend der Ehe von beyden Eheleuten durch Fleiß

oder Glucksfalle, oder auch durch Benutzung der in
Ruck—
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Ruckſicht der Subſtanz ausgenommenen Stucke
erworben worden.

S. 369- 405. h. t.
Vermuthuna, daß das, was vorhanden iſt, wahrend der

Ehe ermorben ſey, und von der Nutzichkeit eines Ver
zeichniſſes der von der Gemeinſchaft ausgenommenen
Stucke, d 397. ſeqq.

Von den Schyvlden bey dieſer Art der Gemeinſchaſt,

5. 406. ſeqq. h. t.

G. 4r.Mur vor dem Eintritte der geſetzlichen Gemein-a) Aus—

ſchaft kann dieſe zum Nachtheil des Dritten ausge-dhbhenn
ſchloſſen; fie kann aber bey Verleaqung des Wohn—hebung der

ſitzes an einen Ort, wo ſie nicht Statt findet, durch dgun.
Vertrag aufqgehoben werden. Auch iſt die Aufhebung
einer durch Vertrag errichteten Gemeinſchaft durch
einen anderweitigen Vertrag iu jeder Zeit erlaubt;
einſeitig aber kann ſie nur im Falie des Concurſes,
oder wegen der vor der Heirath gemachten Schul—
den, jedoch im letztern Falle nut innerhalb zweyer
Jahre nach vollzogener Ehe geſchehen, auch muß die
Aufhebung offentlich bekannt gemacht werden.

ſ. 412 ſeqq. h. t.
Aufhebung der Gemeinſchaft eines heirathenden Minder

jahrigen, P. Il T. xviſi. 9. 780 leqq.
S cua. h. i.

Aufhebung der Gemeinſchaft in Ruckſicht auf die Succeſ
fion ſteht frey, ſ. 418. h. t.

Art der Bekanntmachung .der geſchehenen Auſhebung,
S. 422. ſeqq. h. t.

Nothmendige wiederholte Bekanntmachung der ausge—
ſchloſfſenen Gemeinſchaft, wenn die Eheleute einen
Wohnfitz beziehen, wo ebenſalls eine geſetzliche Gemein

ſchaft Rechtens iſt, 9. 426. h. t.

9. 42.Jn den Fallen, wo die Aufhebung der Gemein
ſchaft wahrend der Ehe Statt findet, außert ſie ihre

B 5 Wir
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26 1. Titel. 8. Abſchnitt.
Wirkung unter den Eheleuten ſelbſt vom Tage der
gerichtlichen Erklarung an. Gegen den Dritten
aber, welcher einer fruhern Wiſſenſchaft nicht uber—
fuhrt werden kann, treten dieſe Wirkungen erſt
nach Ablauf des zur Bekanntmachung beſtimmten
vierwochentlichen Zeitraums ein. Jſt die vorge—
ſchriebene Art der Bekanntmachung unterblieben:
ſo kann die geſchehene Ausſchließung oder Aufhe—
bung denjenigen, welchen ſie auf dieſe Art hatte be—
kannt gemacht werden ſollen, nicht entgegengeſetzt

werden.
S. 428. 429. h. t.

Achter Abſchnitt.

Von Trennung der Ehe durch den Tod.

g. a3.
iegrab Der uberlebende Ehegatte hat die Verbind—
Zune lichkeit, den verſtorbenen anſtandig begraben zu laſ

ſen, wenn auch die Koſten dazu von dem Nachlaſſe
nicht beſtritten werden konnen.

S. 434. 435. h.t.

ſ. 44
2) Erb

Die Rechte des uberlebenden Eheaatten auf

ſolge. das Vermogen des verſtorbenen, muſſen zuvorderſt
nach den obwaltenden Vertragen; in deren Erman—
gelung nach gultig errichteten letztwilligen Verord—
nungen; wenn aber benyde nicht vorhanden ſind, nach

den Geſetzen beſtimmt werden. J

S. az8. h. t.

g. 45.
AAus Erbvertrage unter Eheleuten muſſen nur als

Verträ. dann gerichtlich geſchloſſen und gerichtlich aufgeho—

ten. ben werden, wenn dadurch der Ehefrau die ihr

ſonſt
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ſonſt zuſtehenden Rechte entzogen oder verringert
werden ſſollten.

S. a41. ſeqq. h.t.

Sie konnen ſowohl vor als nach der Heirath geſchloſfen

werden; 9. 439. h. t.

J. as.
Sind bey dem Tode des einen Ehegatten Kin—

der oder weitere Abkoinmlinge aus dieſer Ehe vor—
handen, und iſt ihrentwegen in dem Erbvertrage
nichts beſtimmt: ſo finden eben die Vorſchriften
Statt, wie in dem Falle, wenn in einem Teſtamente,
wegen nachgebohrner Kinder nichts verabredet iſt.

S. 444. h. t.

h. an.Wenn es nach der Faſſung des Erbdertrages

zweifelhaft ift: ob der. uberlebende Ehegatte durch
die darin ausgeworfene Summie oder Sache abge
funden, oder ob ihin ſelbige nur voraus beſchieden
ſeyn ſollte: ſo ſtreitet die Bermuthung fur erſteres.

g. 445. h. t.
Ausnahme bey verſchiedenen Arten des Vermogens,

S. 446. t.

F. 48.
Es wird zwar, wenn es zweifelhaft iſt, ob die

Ahficht geweſen ſeh, einen Erbvertrag oder ein Te—
ſtament zu errichten, das letztere vermuthet. Wenn
aber die Exiſtenz des erſtern gewiß iſt, kann ſtatt
des im Vertrage beſtimmten Vortheils das geſetzli—
che Erbtheil nur alsdann gewahlt werden, wenn die
Verordnung .ausdrucklich zum Beſten einer zur Zeit
des Sterbefalls nicht mehr vorhandenen Perſon er
richtet worden.

S. 447 450. h. t.

g. 49.
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J. 49.
Derjenige Theil des Vermogens, welchen die

Ehefrau dem Manne auf den Todesfall durch
Verirag ausſetzt, heißt das Ehevermachtniß.

S. 452. h. t.

J. 50.
Was der Mann der Frau aus ſeinem Ver

mogen auf den Todesfall eigenthumlich ausſetzt, heißt
das Gegenvermachtniß.

g 456. h. t.
Beſtimmung der Summe, S. 459. ſeqq.

ſ. S5t.
Wird der Frau nur der Lließbrauch gewiſ

ſer Guter oder Capitalien angewieſen: ſo heißt es
ein Leibgedinge. Eine jahrliche Summe, die der
Frau aus dem Nachlaſſe des Mannes zu ihrem Un
terhalte wahrend des WittwenStandes aus
geſetzt worden, wird Witthum genannt.

S. 457. 458 h. t.
Beſtimmung des Witthums, 9. 462. ſeqq. h. t.

g. 52.
Die Frau hat, wegen der, auf den Todesfall

des Mannes, durch Vertrage vor oder wahrend der
Ehe ihr ausgeſetzten Vortheile, ein gleiches Recht,
Sicherheitsbeſtellung von dem Manne zu fordern,
wie wegen ihres Eingebrachten.

S. a65. he t.

Jhr Vorzugesrecht beym Concurs hort auf, wenn pars
quota beſtimmt worden, oder der Ehemann zur Zeit
des eingeraumten Vortheils ſchon uber ſein Vermogen

verſchuldet war, 9. 466- 468. h. t.

g. z3.
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ſt

9S. 43.Nach dem Tode des Mannes wird das Ge—
genvermachtniß ein freyes und unwiderrufliches Ei—
genthum der Frau. lLeibgedinge und Witthum aber
fallen nach dem Tode der Frau an die Erben, oder
lehnsoder Fideicommißfolger des Mannes zuruck.S. 469. 470. h. t. L

9. 54. JHat die Ehefrau ihr Eingebrachtes nicht ganzoder zum Theil Erbſchaftsmaſſe j
muſſen, um dagegen das leibgedinge oder Witthum
zu erhalten, ſo hort beydes nicht nur im Falle deszwehten Wittwenſtandes, J E
wenn die Wittwe ſich wieder verheirathet, oder ei— 1

ienes zum offentlichen Aergerniß gereichenden liederli— J
chen Lebenswandels gerichtlich uberfuhrt wiivr. 4

ſ. 471 474. h. t.
Dies ſindet auch Statt, wenn Leibgeding und Witthum l

von einem Dritten aus Freygebigkeit ausgeſetzt werden.

Jſt ſoiches gegen Entgeld geſchehen, ſo lebt das Recht

der Wittwe im ſolgenden Wittwenſtande wieder auf. ln
S. 472. h. t. P. J. T. Xl. S. 598. h.

Recht der, Wahl zwiſchen dem Eingebrachten oder dem ikg
ELeibgedinge, oder Witthum innerhalb des Trauerjahtes,

S. 75. ſeqq. h. t. J Lg. 55.
Wechſelſeitige Teſtamente der Eheleute ſind z. Aus

als ſolche gultig, wenn ſie in Einem Jnſtrumente er-lehtwill

gen Verrichtet, von beyden Theilen unterſchrieben und auch
von beyden dem Gericht ubergeben worden.

gen.S. 482- 484. h. t.

g. z6.Durch den Widerruf eines Ehegatten, verliert
das Teſtament auch, ſo weit es ihm oder ſeinen Ver—
wandten und Freunden vortheilhaft iſt, feine Kraft.

Ver

A
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j

Vermachtniſſe, welche ſich nicht auf das Jntereſſe des Wu

J derufenden beziehen, bleiben gultig. ſ. agé. h. t.
J Aenderungen und Zuſatze bey Vermachtniſſen gelten nicht

als Widerruf, q. 487. ſeqq. h. t.

J. 57.
Wenn die Ehe unter den wechſelſeitig teſtiren

den Eheleuten durch Scheidung getrennt worden:
ſo verliert das ganze wechſelſeitige Teſtament eben

J
dadurch ſeine Gultigkeit.

S. 489. h. t.

j F. 58.
Nach dem Tode des einen Ehegatten ſteht es

frey, den Vortheil wechſelſei
tigen Teſtamente anzunehmen oder auszuſchlagen.
Geſchieht das erſtere, ſo kann er diejenigen Verfu—
gungen nicht mehr zurucknehmen, in deren Ruck—
ſicht der zuerſt verſtorbene ſeinerſeits, ſo wie geſche

j hen war, verordnet hatte.
8. 490. ſeqq. h. t.

g. 59.
J Die Erbfolge aus den Provinzialgeſetzen be

jn rdn ſtimmt ſich nach dem letzten perſonlichen Gerichts
J Iate dc ſtande des Verſtorbenen; doch kann der uberlebende

„J Gigtuten. die Geſetze des Orts, wo die Eheleute nach der Trau
ung ihren Wohnſitz genommen haben, vorziehen.

S. 495. ſeqq. h. t.

g. 6Go.
Jn zweifelhaften Fallen gilt die Rermuthung. daß

der dem uberlebenden Ehegatten durch Provinzialge

n ſetze beſtimmte Erbtheil, demſelben durch Teſtamente
nicht geſchmalert oder gar genommen werden konnte.

S. 497. h. t.

tigen, 9. 499. h. t.
J. 6r.
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gen ö6t.
Bey der Erbfolge nach gemeinem Rechte hato. Nach

der uberlebende Ehegatte die Wahl zwiſchen dem,
was zur Zeit der geſchloſſenen Ehe Rechtens war,
und demjenigen, was im allgemeinen Geſetzbuche be—

ſtimmt iſt.
Publicativnspatent J. 14.

G 62.
Zafolge des allgemeinen Geſetzbuchs erhalt der

uberlebende Ehegatte den ganzen Machlaß des vor—
her verſtorbenen, wenn keine nahen Verwandten
60. 34. d. B. P. J.) vorhanden ſind. Trifft er
mit Deſcendenten zuſammen, ſo muß er ſich an dem
vierten, und wenn mehr als drey abſteigende Linien
vorhanden ſind, an einem Kindes Theile begnugen.
Hinterlaßt der Verſtorbene nur Aſesndenten, Ge—
ſchwiſter oder Geſchmiſter: Kinder des erſten Gra
des, ſo erhalt der Ueberlebende ein Drittheil der
Erbſchaft. Sind.nur nahe Verwandten in ent-
ferntern Graden vorhanden, ſo muſſen ſie dem
uberlebenden Ehegatten die Halfte der Erbſchaft
uberlaſſen. Die Halfte des geſetzlichen Erbtheils
iſt als Pflichttheil anzuſehen, welcher. dem uber
lebeiiden Ehegatten nur. wegen ſolcher Handlun
gen, wodurch er die Eheſcheidung verſchuldet ha
ben. würde, entzogen. werden kann. Mobeln und
Hausrath, in ſo fern es nicht Pertinenzſtucke ſind,
imgleichen Bett- und Tiſchzeug, welches die Ehe
leute in gewohnlichem Gebrauch gehabt haben, muß
von den Aſcendenten und Seitenverwandten dem
uberlebenden Ehegatten im Voraus gegeben wer
den, und es konnen dieſe Stucke nur ſo weit der
ubrige Nachlaß nicht hinreicht, zu Bezahlung der
Schulden angewendet werden.

S. 621-633. h. t.

Anle?
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Anlegung der Erbſchicht

1) Durch Abſonderung der Lehne, Fideicommiſſe, des
Heergerathes, der Gerade und Niſtel,

ſ. got· 539. h. t.
o) Des ESruöſchatzes,

g. 540- 542. h. t.

Z) Des eiaentlichen Vermogens des uberlebenden,

S. 443. ſeqa. ib.
Wegen Verwaltung der unverandert gebliebenen Capi

Talien, verttitt der Ehemann nur ein nach ſeiner
perſonlichen Fahigkeit maßiges Verſehen (eulpa le-

vis in eonereto). Was er baar erhalten oder an
ders untergebracht hat, muß er in gleich guten Munzi

ſorten, als er es empfangen hat, zuruckgeben, es
ware denn, daß die Frau intdie. Belegung des Gel—

des auesdrucklich, obgleich nieht gerichtlich, gewilligt

hatte, 9. 538. ſeqq. h. ti

Die von der Frau eingebrachten oder von ihrem vorber

haitenen Vermogen angeſchafftẽn Mobilien muſſen,
wie ſie ſind, angenommen werden, wenn ſie nicht zu

einem gewiſſen Werthe angeſchlagen ſind. Ift letz;
teres, ſo haben die Frau ober beren Eiben die Wahit

zwiſchen Sache und Preiß. Wer die Gache uber
nimmt, kann nur den durch Vorſatz oder grobes
Verſehn des andern Theils zugefugten Schaden tur
gen er hat aber ein Recht auf diejenigen Sachen,

welche an die Stelle der nicht mehr vorhandenen
angeſchafft worden, h. g59 869. h. t.

Zn Anſehung der Grundſtucke hat der Mann die Wahl:

ob er das Grundſtuck gegen den angeſchlagenen Preiß,

oder gegen die von den Erben binnen 6 Monathen,
oder bey deren Zonerung von. dem Richter zu beſtim

menden Taxe ubernehmen oder ihnen uberlaſſen
wolle. Die uberlebende Frau hat nur, wenn das

Gut zu einem gewiſſen Preiße angeſchlagen worden,

die
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die Wahl zwiſchen Preiß und Grundſtuck. Wer
das Grundſtuck wahlt, muß es ſo, wie es zur Zeit der

getrennten Ehe war, zurucknehmen,

ſ 570.585. hit.
Von Verbeſſerungen und Verringerungen der Grund—

ſtucke, d. 586. ſeqq. hit.
4) Durch Auseinanderſetzung wegen des Nießbrauchs und

der Schulden. Nur wenn die Frau mit Wiſſen und
ohne Widerſpruch des Mannes, ein beſonderes Gewer—

be gefuhrt hat, konnen die in Anſehung des vorbehalte—

nen Vermogens gemachten Schulden nach getrennter
Ehe auch aus dein Eingebrachten bezahlt werden, wenn
das Vorbehaltene nicht zureicht,

S. 614 620 hat

J. Gz.
Wenn keine nahe Verwandten vorhanden ſind, E. Bey

ſo fullt das ganze gemeinſchaftliche Vermogen din. J
nach dem Tode des einen Ehegatten dem andern

1) derzu. Sind ;zzwar dergleichen Verwandte, aber keine üter.
unabgefundene Kinder vorhanden, ſo behalt der
uberlebende Eheaatte den Nießbrauch des geſamm—
ten gemeinſchaftlich geweſenen Vermogens bis an

rſeinen Tod. Wenn die Theilung erfolgen muß,
Jgeſchieht ſie auf folgeinde Art. Erſt aimmt der

uberlebende Ehegatte ſeine Halfte von dem ge J
meinſchaftlichen Vermogen. An dieſer muß er ſich
begnugen;. wenn unabgefundene Kinder vorhanden
ſind. Exiſtiren dergleichen Kinder nicht, ſo wird
die andere Halfte als Erhſchaft betrachtet, an J

welcher er ſeinen geſetzmaßigen Antheil nimint. (J.s2.)

ſ. G34. ſeqq. h. t.
Von dem, was der uberlebende Ehegatte und die Kinder

voraus erhalten, d. 639. ſeqq. 643. h. t.
Von den Zuwuchſen der gekneinſchaftlichen Maſſe,

S. 6G54. ib.
Art der Auseinanderſetzung, 9. 648. ſeqq. ib.

C J. ca.
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g. 64.

Der gemeinſchaftliche Erwerb wird eben ſo
wie die gemeinſchaftlichen Guter getheilt, und das
eigenthumliche Vermogen wie außer dem Falle der
Gemeinſchaft beerbt.

5. 662- 664. h. t.

g. 6s.Die richterliche Todeserklarung hat die rechtli
chen Folgen des erwieſenen Todes. Doch wird,
wenn keine auderweitige Verehelichung erfolgt iſt,
bey der Rucktehr des Verſchollenen, deſſen Ehe als
fortdauernd angeſehen.

ſ. 665- 667. h. t.

Neunter Abſchnitt.

Von Trennung der Ehe durch richterli—
chen Ausſpruch.

d. 66.
Wegen Unjzucht und unerlaubten Umgangs,

wodurch eine dringende Vermuthung der verletzten
i) anſich ehelichen Treue begrundet wird; wegen boslicher

betrachtet. gerlaſſung; halsſtarriger und fortdauernder Ver
ſagung, oder vorſetzlicher zweckwidriger leiſtung der

ehelichen Pflicht; wegen ſelbſtverſchuldeter Hinder
niſſe der zweckmaßigen Erfullung dieſer Pflicht;
wegen. Nachſtellungen nach leben, Geſundheit, Frey

heit und Ehre; wegen falſcher Beſchuldigung be—
gangener groben Verbrechen; wie auch wegen un—
erlaubter Handlungen, welche den andern Ehegat—
ten in Gefahr ſetzen, Leben, Freyheit, Ehre und Amt
zu verlieren, kann auf Eheſcheidung geklagt werden.
Alle dieſe Grunde werden fur gleich dringend
und wichtig gehalten.

5. 748. 670-673. 677. ſeqqu. G94. é95. 69. 699. 7oo.
705. 7o6. 753. h. t.

Wenn
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Wenn eine borliche Verlaſſung anzunehmen ſey,

S. 677- 693. h. t.
ß. 67.

Geringere moraliſche Verſchuldungen,
weswegen eine Scheidung erfolgen kann, ſind Fortſe—
tzung eines verdachtigen Umgangs nach vorgangigem

richterlichen Verboth (d. 675. 676. d. G. B.); muth
willige und wiederholte mundliche oder thatliche, ob—
ſchon nicht lebensgefahrliche Beleidigungen unter Per

ſonen mittleren und hohen Standes; boshafte der
Geſundheit gefahrliche fortgeſetzte Krankungen durch
Unvertraglichkeit und Zankſucht (F. 7o02. 703. ib.);
beharrliche Trunkenheit, Verſchwendung und. unor
dentliche Wirthſchaft, nach fruchtloſen richterlichen
Warnungen und Anſtalten (F. 7o8ß 710. ib.);
mit Ungehorſam gegen den Richter verbundene Ver—
ſagung des nothigen Unterhalts (J. 712. 713. ib.).
Jſt in dieſen Fallen noch Hoffnung zur Beſſerung
vorhanden, ſo erfolgt nur eine einſtweilige Tren—
nung auf Ein Jahr, nach deſſen Ablauf die Aud—

ſohnung von neuem verſucht, aber wenn dieſe nicht
erfolgt, auf den Grund der,ſchon vorher verhandelten
Aeten die ganzliche Trennung der Ehe erfolgen muß.

727- 730. h. t.

ſ. 6s.
Aüch ohne moraliſche Verſchuldung des

andern Theils kann die Scheidung erfolgen, wenn
durch Zeugungs-Unvermogen, oder durch unheilbare,
Eckel und Abſcheu erregende Gebrechen, oder durch

Raſerey und Wahnſinn, welche uber Ein Jahr
ohne wahrſcheinliche Hoffnung der Beſſerung ge
dauert haben, der Zweck der Ehe gehindert wird.
Jn dieſem Falle muß der auf Scheidung antragen
de Ehegatte fur die nach Verhaltniß des Standes
nothwendige Verpflegung des andern nach Moglich

C 2 keit
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keit ſorgen, wenn deſſen Vermogen und Kraft dazu
nicht hinreichend ſeyn ſollte (ſ. 696 698. 755.
760. h. t.). Dieſe Pflicht tritt aber nicht ein, wenn
die Fortſetzung der Ehe zwar nicht durch eine Ver—
ſchuldung gegen den Ehegatten, aber doch durch
Verbrechen gehindert wird. Ein dergleichen Hin—
derniß iſt vorhanden, wenn der andere Ehegatte zu
harter und ſchmahlicher Zuchthausſtrafe verurtheilt
worden, oder ein ſchimpfliches Gewerbe ergreift.

ſ. 7o4- 7o7. h. t.

J. 69.
Auch wegen des Uebergangs zu einer ſolchen

Religion, welche den Anfang der Ehe gehindert
haben wurde, findet die Scheidung Statt; im—
gleichen wenn Eheleute, welche keine wahrſcheinliche

Hoffnung haben, Kinder zu erzeugen, oder ſeit 4
Jahren in einer kinderloſen Ehe leben, beharrlich
auf die Scheidung antragen.

S. 715-718. h. t.

ſ. 79.
 Von der Wenn der auf die Scheidung dringende Ehe
Compenſation und gatte den andern, welcher die Ehe fortſetzen will, zu
Remiſſion denjenigen Vergehungen, worauf die Klage gegrun—

ſchei
der Ehe-det wird, durch ſein unſittliches Betragen ſelbſt ver—
dunas. anlaſſet hat: ſo findet die Scheidungsklage nicht
grunde. Statt.

S. 719. h. t.

g. 7ti.
Wenn aber die Frau ſich des Ehebruchs ſchul

dig gemacht hat: ſo kam ſie, unter dem Vorwande,
daß dem Mann ein gleiches Verſehen zur laſt falle,
der Scheidung nicht widerſprechen.

671. h. t.

g. 72.
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ſ. 72.
Die Scheidung findet nicht Statt, wenn das

Vergehen, weswegen die Scheidung nachgeſucht
wird, von dem beleidigten Ehegatten verziehen iſt.
Als eine ſtillſchweigende Verzeihung gilt zwar
nicht die bloße Leiſtung der ehelichen Pflicht,
aber wol die Fortſetzung der Ehe, wenn ſie Ein

Jahr nach erhaltener uberzeugender Kenntniß von
einem ſolchen Vergehen fortgedauert hat.

S. 720- 722. h.

S. 73.So bald das Scheidungsurtheil rechtskraftig m Wir—

wird, iſt die Trennung der Ehe fur geſchehen zu ach-kung der
Eheſcheiten. Doch werden zum Nachtheil des ſchuldigen Ehe- duns.

gatten, welcher die Rechtskraft durch ungegrundete Allge
Rechtsmittel aufgeſchoben hat, die das Vermogen meine
betreffenden Folgen der Scheidung auf den Tag des Zerſchrif-
eroffneten erſten, nachher rechtskraftig gewordenen
Erkenntniſſes zuruckgezogen.

S. 731. 770. 771. 784.1h. t.

ſJ. 74.
Wenn auch nur Ein Theil der proteſtantiſchen

Religion zugethan iſt, muß doch eine ganzliche Tren
nung der Ehe erfolgen. Wird unter Katholiſchen
eine beſtandige Scheidung von Tiſch und Bette
erkannt: ſo werden auch dadurch alle burgerliche
Wirkungen der Ehe aufgehoben und die anderwei—
tige Verehelichung wird dem Gewiſſen des Geſchie—
denen uberlaſſen.

S. 733-735. hat.
gJ. 7s.

Sind beh dem Scheidungsproceſſe Umſtande
ausgemittelt worden, welche die Wiederverheira—
thung des einen geſchiedenen Ehegatten mit einer

C 3 beſtimm—
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beſtimmten andern Perſon nach den Vorſchriften
des ſ. 3. n. z. unzulaſſig machen: ſo ſoll dieſem Ehe
gatten in dem Scheidungsurtel die anderweitige
Verheirathung nur unter dem Vorbehalte einer be—
ſonders nachzuſuchenden Erlaubniß geſtattet werden,

g. 736. h. t.

g. 76.
Jn dem Eheſcheidungs-Erkenntniſſe muß zu

gleich beſtimmt werden: wer fur den votzuglich
ſchuldigen Theil zu achten ſey. Jſt die geſchiedene

Frau nicht ausdrucklich fur ſchuldig erkannt wor
den: ſo hat ſie die Wahl, ob ſie den durch Geburt
oder den durch die Ehe erlangten Namen und
Stand fuhren wolle; die fur ſchuldig erkannte aber
uberkommt denjenigen Stand, welcher von beyden
der niedrigſte iſt, darf jedoch den Namen ihres ge-
ſchiedenen Mannes wider deſſen Willen nicht fuhren.

738- 742. h. t.

H. 77.
Bey Auesmittelung des Uebergewichts ſind die

unmittelbaren Verletzungen der ehelichen Verbind
lichkeiten fut großer als die mittelbaren zu halten;
beſonders werden die S. 66. d. 1. B. angefuhrten
Scheidungsgrunde fur uberwiegend angeſehen.

S. 747. 748. h. t.

ſ. 78.
Bey wechſelſeitigen Verſchuldungen von glei

cher Art ſoll ein Uebergewicht der Schuld nur als
dann angenommen werden, wenn erhellet, daß die
Vergehungen des einen Ehegatten aus uberlegtem
Vorſatze, des andern aber nur aus leichtſinn, Ue
bereilung oder Heftigkeit der Leidenſchaft entſtan
den ſind.

S. 750. h. t.

J. 79.



V. Trennung der Ehe durch richterl. Ausſpr. 39

ſ. 79.
Jſt keiner fur den vorzuglich ſchuldigen Theilr) Aus—

erklart worden: ſo erhalt jeder das Seinige mit —S
ſchluß der von dem andern Ehegatten empfangenen Verno

Geſchenke. Der Mann hat in Anſehung der aufdens.
a) Wennden Grundſtucken der Frau gemachten Verbeſſerunkeines der

vorzuglichgen und Verringerungen die Rechte eines redlichenſchuldige
Beſitzers, und die Hochzeitgeſchenke werden, wenn heil iſt.
ſie nicht dem einen Theile beſonders gewidmet wor
den, als gemeinſchaftlich angeſehen.

S. 751-754. h. t.

g. go.
Hat unter den geſchiedenen Eheleuten Gemein

ſchaft der Guter obgewaltet: ſo nimmt jeder Theil
ſein in die Ehe gebrachtes, oder wahrend derſelben.
durch Erbſchaften, Vermachtniſſe, Geſchenke oder
bloße Glucksfalle erlangtes Vermogen zuruck, und
das ubrige wird unter beyde Eheleute gleichgetheilt.

 .755. h. t.
Vermuthung, daß das vorhandene gemeinſchaſtlich ſey,

S. 756. ſeqq. h. t.

J. zt.
Wenn kein Theil fur den vorzuglich ſchuldigen

erklart worden, ſo haben behde in Anſehung des
Erbſchatzes die Rechte des uberlebenden Ehegatten
zur Halfte. Jſt der Erbſchatz vorzuglich zum Be
ſten des einen Theils beſtellt worden: ſo erlangt die—
ſer das Eigenthum daran, der andere aber behalt
die Halfte des Nießbrauchs lebenslang. Lebt der
Beſteller noch, aber es ſind keine Kinder aus der
geſchiedenen Ehe vorhanden, ſo kann derſelbe uber
den Erbſchatz frey verfugen.

S.761-765. h. t.

Ca4 g. g2.
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G. 82.
b) Wenn Jſt einer der Ehegatten fur den vorzuglich
ernt ſchuldigen Theil erklart worden: ſo erlangt der an
dafur er. dere zur Zeit des vublicirten nachher rechtskraftig
kiart wird. gewordenen Erkenntniſſes auf deſſen Vermogen in

der Regel die Rechte des Ueberlebenden; behalt
die empfangenen Brautaeſchenke, welche mit den
von dem Dritten gemachten Hochzeitgeſchenken nicht
zu verwechſeln ſind, und kann die noch vorhandenen,
wie auch die von ihm ſelbſt dem andern Theile wah—
rend der Ehe gemachten Geſchenke zuruckfordern.

g. 766. ſeqq. 783. ſeqq. h. t.
Von Endigung des ehelichen Nießbrauchs mit vem Tage

des publicirten Scheidungs: Erkenntniſſes; von der als-
dann zu beſorgenden gerichtlichen Taxe der Grundſtu—

cke, und von dem Rechte der unſchuldigen Frau wah
rend des Wirthſchaftejahres, ſ. 769.772. h. t.

Von der Morgengabe und den Hochzeitkoſten,
J. 774. 777. ib.

Dierzur Hochzeit oder wäahrend der Ehe von einem Dritt
ten gemachten Geſchenke werden als gemeinſchaftlich
angeſehen, wenn ſie nicht dem einen Theile ausdruck-—

lich zugewendet und ihrer Beſchaffenheit nach zu deſſen

alleinigem Gebrauch beſtimmt worden, 9. 776. h. t.
Auch in Anſehung des Erbſchatzes hat der Unſchuldige die

Rechte des Ueberlebenden, doch muß er davon zur Er-

ziehung und Verpflegung der Kinder verhaltnißmaßi
gen Beytrag leiſten, wenn der Schuldige die Koſten
dazu nicht aufbringen kann. Auch kann der Beſteller,
wenn keine Kinder vorhanden ſind, den Erbſchatz zu—
rucknehmen; wozu auch deſſelben Erben, wenn der
Erbſchatz zum Beſten des ſchuldigen Theils beſtellt war,
mit Vorbehalt des dem Unſchuldigen Zeitlebens gebuht

renden Nießbrauchs berechtiget ſind,
S. 778-782. h. t.

g. 83.
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g. g3z.
Sind keine Erbvertrage vorhanden; ſo erhalt

der Unſchuldige, wenn die Ehe wegen der im g. 66.

d. 1. B. genannten ſchweren Vergehungen getrennt
wird, den aten, ſonſt aber nur den Gten Theil von
dem Vermogen des Schuldigen zur Abfindung in
Anſehung der entgangenen kunftigen Erbſchaft.
Exiſtiren Erbſchaftsvertrage, ſo kann der Unſchul—
dige zwiſchen den darin beſtimmten erbſchaſtlichen
Vortheilen und der geſetzlichen Abfindung wahlen.

.Wenn jedoch Kinder aus der geſchiedenen Ehe am
Leben ſind, ſo muß er ſich an der letzten, oder wenn
die vertragsmaßige geringer iſt, an dieſer begnu—
gen; auch kann dem Schuldigen niemals mehr als

die Halfte von der Subſtanz oder dem Nießbrauche
ſeines Vermogens genommen werden. Statt dieſer
Abfindung kann die Frau eine einmal fur allemal
feſtzuſetzende ftandesmaßige Verpflegung fordern.

Auch der  Mann iſt zu dieſer Wahl berechtiget,
wenn er wegen Alter, Krankheit oder Unglucksfalle
ſich ſeinen Unterhalt nicht verſchaffen kann.

S. 783 gog. h. t.
Berechnung der Abfindung, J. 787. ſeqq. h. t.
Ausmittelung der Verpflegung. d. 799. ſeqq. h. t.

Die Verpflegungsgelder muſfen dem unſchuldigen Ehegat:
ten dennoch gereicht werden; wenn er ſich auch wieder
verheirathet, h. 80o4. h. t.

Jn wie fern es erlaubt ſey, ſtatt der gewahlten Verpfle:
gung geſetzliche Abfindung zu fordern.

S. gos. ſeqq. h. t.

ſ. va.Hat unter den geſchiedenen Eheleuten eine Ge
meinſchaft aller Guter obgewaltet, ſo hat der un—
ſchuldige Ehegatte die Wahl: ob er ſich an der
Halfte des gemeinſchaftlichen Vermogens begnugen,

C 5 oder
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oder die Ausmittelung des beſondern Vermogens
des ſchuldigen Ehegatten fordern und daraus die ge
ſetzmaßige Abfindung, wie außer dem Falle der Ge
meinſchaft, fordern wolle. Jſt eine bloße Gemein
ſchaft des Erwerbs vorhanden: ſo wird der Erwerb
getheilt und die auf den ſchuldigen Theil kommende
Halfte zu dem ubrigen Vermogen gerechnet, wor
aus die Abfindung des Unſchuldigen geleiſtet wer

den muß.
S. zii· 822. h. t.

Von den Effecten, welche der Unſchuldige voraus erhalt,
und der Auseinanderſetzung wegen der ubrigen Sachen,

beſonders der Grundſtucke, q. 818. ſeqg. ibid.

Nur die vor der Anmeldung der Klage gemachten Schnl

den konnen zum Nachtheil des unſchuldigen Theils in
Abzug gebracht werden, ſ. 820. ib.

g. 85.
3) Ede-  Keann der ſchuldige Ehegatte dem unſchuldigen
ſcheidungsſtra, weder Abfindung noch Veroflegungsgelder gewah—

fe, wenn ren: ſo ſoll erſterer fur die Vergehungen, wodurch
der ſchul-dige Theuet zur Scheidung Anlaß gegeben: hat, nach Verhalt
keine Ab- niß der Große und Schwere derſelben, und nach
finzugen Bewandtniß der ubrigen vorkommenden Umſtande,
Wermogen mit Gefangniß oder Strafarbei: auf vierzehn Tage
geben bis drey Monate belegt werden.
tann.

ſ. 823. h. t.

ſ. 86.
Vertta. Vertrage, wodurch die Abfindung beſtimmt

age uber worden, ſind wie andere Vertrage unter Eheleuten
dua hfin. gultig; ſolche aber, wodurch der Abfindung ſelbſt

entſagt wird, konnen außergerichtlich nicht ge—
ſchioſſen werden.

ſ. z24  826. h. t.

g. 87.
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ſ. 87.
Die Erben des unſchuldigen Ehegatten kon5) Rechte

nen zwar im Falle der Gemeinſchaft der Guter ſtatt det Crven
der Auseinanderſetzung die Halfte des gemeinſchaft ſchuldigen
lichen Vermogens verlangen, aber eine Abfindung aus?

dem Vermogen des Lebenden kann in keinem Falle
gefordert werden, wenn ſie dem Erblaſſer nicht ſchon
bey deſſen Leben, obgleich nicht rechtskraftig, zuer—
kannt war. Dagegen verliert der uberlebende ſchul—
dige Ehegatte die erbſchaftlichen Vortheile, und muß
das geſammte, Vermogen des Verſtorbenen heraus
geben, wenn der Erblaſſer erſt nach fruchtlos ange
ſtelltem Suhnsverſuche oder durch die Schuld des
uberlebenden Ehegatten verſtorben iſt, oder dieſer
ihn durch gewaltſame Mittel an der Klage verhin—

dert hat.
S. 827 832. h. t.

Von der ſtandesmußigen Verpftegung ſtatt der Abfindung,

S. 832. h.t.

88.
Stirbt der ſchuldige Ehegatte vor rechtskraftig

entſchiedenem Eheſcheidungs Proceſſe: ſo ſind alle
von ihm hinterlaſſene letztwillige Verordnungen, ſo
weit dieſelben auf Schmalerung des dem Unſchuldi
gen aus Geſetzen oder Vertragen zukommenden Erb
theils abzielen, untraftig.

S. 8333. h. t.
Nachthtilige Folgen der Eheſcheidung fur den ſchuldigen

Theil in Beziehung auf die Erziehung der Kinder und
den ihm auszuſetzenden Pflichttheil,

T. il. ſ. ꝗ2. ſeqq. und S. 457. ſeqq. h. t. d. G. B.

Zehn

hegat
en.
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Zehnter Abſchnitt.

Von der Ehe zur linken Hand.

g. 89.
Die Ehe zur linken Hand hat allein die natur—

lichen und moraliſchen, aber nicht die burgetlichen
Zwecke und Wirkungen einer vollgultigen Ehe.
Sie giebt der Hausfrau und den Kindern nicht
Namen, Rang und Familienrechte des Mannes;
dem Manne nicht die burgerlichen und Familien—
rechte auf das Vermogen der Frau und der Kin
der. Die Frau behalt ihren vorigen Stand,
und die Kinder treten in den ihrigen. Dieſe
Ehe kann nur zum Beſten der Kinder aus einer vo—
rigen Ehe, oder wegen Unvermogens zu ſtandesma
ßigem Unterhalte einer Familie, geſchloſſen, und es
muſſen dieſe Grunde bey dem Landes-Juſtiz Colle—
gio der Provinz zur Auswirkung der Erlaubniß da
zu beſcheiniget werden. Nur Mannsperſonen von
Adel oder koniglichen Raths Range konnen nach zu
ruckgelegtem 25ſten Jahremit Frauensperſonen von
niedrigerm Range eine dergleichen Ehe ſchließen.
Es muß nothwendig dabey ein Ehecontract voraus—
gehen, und in dieſem auf den Fall der getrennten
Ehe eine Abfindung beſtimmt werden. Die Voll—
ziehung geſchieht durch Handſchlag vor dem Landes-

Juſtiz-Collegio der Provinz; doch kann die prieſter
liche Einſegnung oder Trauung hinzukommen.

Damit der Zweck dieſer Art der Ehe nicht
durch Habſucht oder Prachtliebe der Frau oder
durch die Vorliebe des Mannes fur die Hausfrau
und deren Kinder vereitelt werde, haben die Geſetze
der Freygebigkeit des Mannes Granzen geſetzt.

5. 835. ſeqq. h. t.

Ehet
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Ehehinderniſſe, wie bey der vollgultigen, Ungleichheit des

Standes ausgenommen, d. 841. 842. h. t.
Einwilligung des Vaters in eine ſolche Ehe kann vom Rich

ter nicht erſetzt werden, hJ. 845. h. t.
Form des Ehecontracts und Strafe des Rucktritts,

ↄ. ga6. ſeqq. 854. h. 1.
Art und Verſicherung der Abfindung, d. 847. ſeqq. ib.
Nothwendigkeit und Art des Aufgeboths, ſ. 885. ſeqq. ib.

Vorſicht beh Eintragung der: Trauung in das Kirchen
buch, h. 861. h. t

Namen der Hausfrai; 9. 864. h. t.

Deren Gerichtsbarkeit, d. 867. h. t.
Sie behalt den Nießbrauch ihres Vermogens, hat aber

auch nur Unterhalt nach Verhaltniß ihres Standes zu
ſordern, S. 871. ſeqq. 874. ſeqq. h. t.
Gie hat in Ruckſicht ihtes: Vermogens die Rechte einer

unverheiratheten Frauensperſon, ſ 869. h. t.
Jhr Recht beym Concurs des Mannes, d. 880. ſeqq. ib.

Wegen der Burgſchaften fur den Mann wird ſie wie eine

andere Ehefrau, wegen Burgſchaften fur Fremde wie
eine unverheirathete Frauensperſon betrachtet,

g. 892. 893. in t
Watren beym Anfange der Ehe Deſcendenten des Man

nes aus einer vollgultigen Ehe vorhanden, ſo kann ſie
wahrend der Ehe keine Geſchenke, und nach dem Tode

nicht mehr als den Toten Theil des Nachlaſſes, ohne
Ab, und Einrechnuug der Abfindung erhalten,

S. 884. ſeqq. go5. ſeqq. h. t.
Was zur Pracht dient, wird fur geliehen geachtet,

S. 887. ſeqq. h. t.
Selbſt gultige, aber bey dem Tode der Hausfrau noch vor—

handene, Geſchenke nimmt der Mann zuruck, wenn ſie
aus der Ehe mit ihm kelne Kinder hinterlaßt,

ſ. 889. ib.

Kleider,
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Kleider, Waſche und was zu einem ihrem Stande angen

meſſenen Unterhalte gegeben worden, wird ihr unwi—

derrufliches Eigenthum, h. g90. h. t.
Von den Schenkungen, welche ſie dem Manue macht,

g. 891. h. t.

g. 9o.
Wiird die Ehe zur linken Hand durch den Tod

getrennt, ſo findet wechſelſeitig keine geſetzliche Erb
folge Statt. Die Hausfrau erhalt die Abfindung
als Schuld, und eben dieſes Recht gebuhrt den Ab—
kommlingen aus dieſer Ehe, aber nicht andern Er—
ben. Die ſtatt der Abfindung beſtimmten Verpfle—
gungsgelder behalt die Hausfrau, wenn ſie ſich auch
wieder verheirathet.

5. 894. ſeqq. h. t. d. G. B.

J. gr.
Wenn die Ungleichheit des Standes nicht ſo

groß iſt, daß ſie Ehehinderniſſe verurſacht, oder die
ſes Hinderniß durch Dispenſation gehoben worden:
ſo kann die Ehe zur linken Hand in eine vollgultige
verwandelt werden.

9. 9io. ib.
Feyerlichkeit dabey, 912. ſeqqq. ib.
Neue Einwilligung der Aeltern des Mannes dazu,

g. yi7. ib.

g. 92.
Waren zur Zeit der geſchloſſenen Ehe zur lin

ken Hand, Kinder des Mannes aus einer vollgul—
tigen Ehe vorhanden; und ſind dieſe inzwiſchen ab

gegangen; ſo kann der Mann mit der Hausfrau
nur alsdann eine vollgultige Ehe ſchließen, wenn bey
genauer richterlicher Unterſuchung ſich findet, daß
die Hausfrau weder durch Vernachlaſſigung, noch
durch uble Behandlung, zu dem Verluſte der Kin
der irgend einigen Anlaß gegeben habe.

S. qii. hat,
J. g93.
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g. gJz.
Wenn die Eheleute einen Umſtand nachweiſen,

wodurch ſie wahrſcheinlich in den Stand geſetzt wer—

den, eine vollgultige Ehe zu ſchließen, es findet
aber mit dem andern Theile wegen Ungleichheit des
Standes keine vollgultige Ehe Statt, oder dieſer
will ſich dazu nicht verſtehen: ſo kann auf Trennung
der Ehe zur linken Hand angetragen; es muß aber,
wenn der Mann dieſen Antrag macht, die Abfin—
dung verdoppelt werden.

S. ↄ2a. ſegq. J. 4o. h. t.
.Hat die Frau auf dieſe Trennung angetragen, ſo behalt

ſie die Geſchenke, verliert aber die Abfindung,

g. 933. h. t.

g. 94.
Sind keine Kinder vorhanden, und iſt auch

innerhalb der letzten zwey Jahre die Ehe zur linken
Haud kinderlos geblieben: ſo kann ſelbige mit bey
der Theile Einwilligung getrennt werden.

S. 93z3. h. t.

ſ. 95.
Die Trennung einer Ehe zur linken Hand iſt

in allen Fallen zulaſſig, in welchen eine vollgultige
Ehe getrennt werden kann.

5. gi9. h.t.

S. 96.
Auch wegen Thatlichkeiten und Beſchimpfun

gen, welche nicht in bloßen Scheltworten beſtehn,
kann der Mann auf Scheidung antragen.

S. gai. ꝗaa. h. t.

J. 97.
Wegen bloß mundlicher Beleidigungen,

imgleichen wegen geringer Chatlichkeiten kann die

Haus

A
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Hausfrau nur alsdann die Scheidung ſuchen,
wenn der Mann ſich eine dergleichen uble Behand

lung zur Gewohnheit werden laßt.
S. 923. h. t.

ſ. 98.
 Wiird die Ehe zur linken: Hand durch richter

liches Erkenntniß getrennt, und die Hausfrau fur
den ſchuldigen Theil erkannt: ſo verliert ſie die im
Ehecontracte ihr verſprochene Abfindung. Auch
muß ſie alsdenn die Brautgeſchenke, imgleichen die
jenigen, welche ſie von dem Manne wahrend der
Ehe erhalten hat, zuruckgeben, wenn dergleichen
Geſchenke noch vorhanden ſind, oder wenn ſie ſich
dadurch wirklich reicher befindet.

S. 934. 935. h. t.
Kleider, Waſche und was ihr nach ihrem Stande zum

Unterhalte gegeben worden, iſt hiervon ausgenoinmen,

890. ꝗʒõ. h. t.

99.
Uegt bey dem Antrage auf Eheſcheidung kein

moraliſches Verſchulden des andern Theils zum
Grunde, ſo behalt die Hauẽfrau die Geſchenke und
bekommt die verſchriebene Abfindung.

g. 938. ib.

g. 1 oO.

Jſt der Mann der.ſchuldige Theil: ſo muß die
der Hausfrau gebuhrende Abfindung nach richterli
chem Ermeſſen beſtimnit, iugb kann nach Bewandt
niß der Ümſtande bis auf daz Doppelte der im Ehe
eontracte verſchriebenen Slimine erhoht werden.

S. 9z9. h. t.
Von den Verpflegungsgelderu. der Frau und ihren Vor—

rechten, J. 942. ſeqq. h. t.

Eilf

J



Von den rechtlichen Folgen des uneheli—
chen Beyſchlafs.

g. iot.
Wer eine Perſon außer der Ehe ſchwangert, mußi) Haunt

die Geſchwachte entſchadigen und das Kind verſorgen.tegei.

S. 1027. h. t. d. G. B.

J. 102.
Jn Anſehung der Geſchwachten findet eine2) Gerin

dreyfache Entſchadigung Statt; die geringere beu ent.
zieht ſich bloß auf die phyſiſchen Folgen der guns.
Schwangerung, und begreift hauptſachlich Nie
derkunfts Tauf, und ſechswöchentliche dem
Stande der Wochnerin angemeſſene Verpfle
gungskoſten in ſich. Auch fur das Begrabniß
der wahrend der Sechsthochen geſtorbenen Gebah
rerin muß der Schwangerer ſorgen, wenn dies aus
ihrem Machlaſſe nicht geſchehen kann. Selbſt von
dieſer geringern Entſchadigung werden Frauens—

perſonen, die ſich in Hurenhauſern auf halten
oder ſonſt gegen Bezahlung zur Wolluſt brau
chen laſſen, wie auch Ehefrauen, die bey ihren
Mannern leben, ganzlich ausgeſchloſſen; Verfuh
rerinnen aber nur, in ſo ferngſie dieſe Koſten zu

beſtreiten vermogend ſind. An dieſer geringern
Entſchadigung muſſen. ſich begnugen 1) diejenigen,
welche vorhin ſchon außer der Ehe geſchwangert
worden (J. 1041. h. t.) 2) Ebefrauen, die von
ihren Mannern gettennt leben G. 1042. ib.),
3) die vormals ſich in Hurenhauſern aufgehal
ten haben, oder wegen eines unzuchtigen Lebens
wandels beruchtiget ſind (ñ. roq3. ib.).

Von der Vorauszahlung oder, Depoſſtion dieſer Koſten vor

der Niederkunft, 9. 1032. leqq. h. t.

D J. 103.



z) Hochſte
Entſcha
digung.

z0 1. Titel. u. Abſchnitt.
g. 103.

Die höchſte Art der Entſchadigung gebuhrt
nur einer unbeſcholtenen unter dem Verſprechen der

Ehe geſchwangerten und zwiſchen dem 210ten und
285ſten Tage nach dem Behſchlafe gebahrenden le
digen Frauensperſon, „wenn das Kind uber 24
Stunden nach der Geburt gelebt hat. Dieſe Ent
ſchadigung beſteht, wenn kein geſetzliches Hinderniß
eintritt, in der Vollziehung einer voilgultigen Ehe.
Weigert ſich der Schwangerer, die Geſchwachte zu
heirathen: ſo werden ihr durch richterliches Erkennt
niß die Rechte einer formlich angetraueten Frau
beygelegt. So lange ſich aber der Schwangerer
zur Vollziehung der Ehe durch die Trauung nicht
bequemt hat, erlangt er ſeinerſeits keine Rechte
an ihre Perſon und auf ihr Bermogen, und es kann
die Ehe ſodann auf den Antrag des einen oder des
andern Theils, jedoch gegen Verurtheilung des
Schwangerers in die Eheſcheidungsſtrafe, geſchieden

werden. Die Geſchwachte behalt auch alsdann
Namen, Stand und Rang des Schwangerers, die
Abfindung aber kann nach Verhaltniß des Standes
der Geſchwachten oder der Argliſt und dem Vermo
gen des Verfuhrers auf den aten und öten Theil

deſſelben geſetzt werden.
Findet wegeiUngleichheit des Standes nur

eine Ehe zur linken Hand Statt, ſo vertritt das Ur
theil, wodurch ſie fur ſeine Hausfrau erklart, und
worin ihr die Abfindung feſtgeietzt wird, die Stelle des
Ehecontracts. Auch eine ſolche Ehe kann gegen Ent
richtung der Abfindung durch den Richter auf Verlan
gen eines oder des andern Theils getrennt werden.

S. 1044- 10o63. 1075. 1076. 1089. h. t.
Witwen und Frauen, weiche nicht wegen begangenen Ehe

bruchs geſchieden worden, haben die Rechte der Jung

fern, d. 1045. 1046. ib.
J. 104.
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J. 104.
Sind Ehehinderniſſe vorhanden, ſo findet nur

n
alsdann ein Antrag auf Vollziehung der Ehe Statt,
wenn dieſe Hinderniſſe gehoben werden konnen, unddie Geſchwachte nichts davon zur Zeit des Bey— V
ſchlafs gewußt hat. Doch kann ſie, wenn auch der E
ihr unbekannt geweſene Grund die Vollziehung derEhe hindert, die ſ. 103. d. LB. gedachte Abfindung J
verlangen; auch darf ſie, wenn nicht die zu nahe j

Vollziehung der Ehe hindert, den Namen des
Schwangerers fuhren.

1S. l1o64  1070. h. t.

SG. 105.
Wenn n) die Geſchwachte das Ehehinderniß a)Mittlere

gewußt hat; oder 2) die Schwangerung nicht unter gchn.
dem Verſprechen der Ehe geſchehen, oder 3) das Kind

todt zur Welt gekommen oder binnen 24 Stunden
5

wieder verſtorben iſt: ſo findet außer dem Falle, wo
die Geſchwachte ſich an der gerinoern begnugen muß

J(q. 1o2. d. B.), nur die mittlere Entſchadigug
Statt. Dieſe beſteht in einer Abfindung, welche je E
doch den hochſten Satz der ehelichen Abfindung nicht
uberſteigen darf, und ſie wird im 2ten Falle hoher

Eals im erſten, und im letzten am niedrigſten beſtimmt.
Kann der Schwangerer kein Kapital dazu auftrei 4.

ben, ſo muſſen ſtandesmaßige Verpflegungsgelder,

Ewelche bey ihrer Verehelichung nicht wegfallen, be
ſtimmt und auf die ſicherſten und bereiteſten Ein

kunfte angewieſen werden. ul
S. 1069- 1087. h. t. IĩJVon der Sicherſtellung und Verzinſung der Abfindung J

bis zur Heirath. 1082. h. t. Z
Erhohung der Verpflegungsgelder, oder Abfindung bey ver

beſſerten Vermogen des Schwangerers, ſ. 1087. ib. J
J

D 2 g. 1os.
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5) Beſtim
mungen
und Aus
nahmen.

g. 10s6.
Die im vorigen g. beſtimmte mittlere, wie auch

die im Jaio2. gedachte geringere Entſchadigung ver
liert die Geſchwachte nicht, wenn ſie auch nicht zwi
ſchen dem 210. und 285ſten Tage nach dem Bey
ſchlafe niedergekommen iſt, wofern nur die Sach—
verſtandigen verſichern, daß das Alter der Frucht
mit der Zeit des Beyſchlafs ubereinſtimmt.

1089. i1ogo. h. t.

ſ. 107
Hat die Geſchwachte ſich vor der gegen den

Schwangerer angeſtellten Klage mit einem andern
verhetrathet; oder hat ſie ſich nach dem Beyſchlafe
ſolcher Handlungen ſchuldig gemacht, die nach den
Geſetzen ſogar die Trennung einer ſchon vollzogenen

Ehe begrunden konnen; ſo verliert ſie dadurch ihre
Befugniß auf Ehelichung oder Ausſtattung zu klagen.

io9i. 1og2. h.lt.

4. ios.
Wenn die Geſchwachte ſelbſt, ohne einen zur

Aufhebung eines Ehegelobniſſes hinreichenden
Grund die Vollziehung der Ehe verweigert, ſo wird

ſie der ihr ſonſt gebuhrenden Ausſtattung verluſtig.
5. iogz. 1094. h. t.

J. 109.
Sind 2 Jahre nach erfolgter Niederkunft ver—

ſirichen: ſo iſt die Klage auf Vollziehung der Ehe
verjahrt; auch in Anſehung der ubrigen Forderun
gen findet dies Statt, wofern nicht der Schwan
gerer inzwiſchen fur den Unterhalt der Geſchwach
ten geſorgt hat, als in welchem Falle die Ausſtat
tung binnen der gewohnlichen Verjahrungsfriſt noch
eingeklagt werden kann. Auch muß in jeglichem
Falle die Zeit, wahrend welcher die Geſchwangerte
den Aufenthalt des Schwangerers nicht gewußt hat,
von der kurzeren Verjahrungefriſt abgerechnet;

auch
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auch kann bey verondertem Wohnſitze die Klage im
vorigen Gerichtsſtande angebracht werden.

g. iogs. ſeqq. h. t.

J. 110.
Die Erben der Geſchwachten konnen von dem

Schwangerer nur eine derſelben in einer Capitals—
Summe bereits rechtskräaftig zuerkannte Ausſtat
tung fordern. Geagen die Erben des Schwangerers
aber iſt die Geſchwachte in allen Fallen, auch wenn

ſie von ihm ſelbſt Vollziehung der Ehe fordern
konnte, auf Ausſtattung zu klagen berechtiget.

5. i100. 1101. h. t.

S. 111.

Hfaben mehrere Geſchwachte gegen eben den—
felben Schwangerer eine gegrundete Klage auf Voll—
ziehung der Ehe: ſo kann darauf nur zum Beſten
derjenigen erkannt werden, deren Recht zuerſt durch

Beyſchlaf begrundet worden. Die ubrigen muſſen
ſich alsdann mit einer Ausſtattung begnugen.

ſ. 1io2. tioʒ. h. t.

112.
Wird ben einer angeſtellten Schwangerungs6) Geſthli

klage der Beyſchlaf gelauanet, ſo muß der Richter, Niban
im Mangel eines vollſtandigen Beweiſes, allemahl
her auf einen nothwendigen als auf einen zuge Wenn

ee der Beyſchobenen Eid etkennen. ſchlaf geS. li1o4 h. t. lauanet
S. 113.

wird.

Wenn ein vorhergegangener vertrauter Um—
gang zwiſchen beyden Theilen nachgewieſen; die Kla

gerin ſonſt von unbeſcholtener Auffuhtung, der Le
benswandel des Bekllagten aber ſo beſchaffen gewe—
ſen iſt, daß man ſich der That zu ihm wol ver—

D,3 ſehen
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ſehen kann: ſo iſt eher anf den Erfullunas-, als auf
den Reinigungseid zu erkennen. Ein Gleiches fin
det Statt, wenn der Beklagte den Beyſchlaf au
ßergerichtlich zugeſtanden hat, obwohl die Zeit deſ
ſelben nicht genau angegeben worden.

S. 1108. 11o9. h. t.

Von Privat Unterhandlungen uber die Abfindung,

ſ5. 1110. ih.

J. 114.
Hat der Beklagte ſich unzuchtiger Vertraulich

keiten mit der Klagerin beruhmt: ſo kann dieſes die

Zulaſſung der letztern zum Erfullungseide begrunden.
S. 1111. h. t.

g. 115.
Der Beklagte wird alsdann vornehmlich zum

Reinigungseide gelaſſen, wenn er bisher einen un
beſcheltenen Wandel gefuhrt, die Klagerin aber fich
einer ſchlechten Auffuhrung verdachtig gemacht hat.

S. ai1i3z. h. t.
Ein vorher gepflogener unehelicher Beyſchlaf, die verdach

tige Beſuchung der Oerter, welche der Unzucht gewid
met ſind, das Beyſammenſeyn an einſamen Oertern

mit verdachtigen Perſonen, und die Gewohnheit unan
ſtandiger Reden, Geberden und Handlungen, erregen
den Verdacht einer ſchlechten Auffuhrung,

S. 1114- 1118. h. t.

J. 116.
Jſt wegen der gegen beyde Theile vorhande

nen geſetzlichen Vermuthungen, das Erkenntniß
zwiſchen dem Erfullungs- und Reinigungseide zwei
felhaft: ſo iſt allemal eher auf erſteren als auf letz
teren zu erkennen.

5. 1118. h. t.
Doch kann alsdann nur auf die minder betrachtliche Aus

ſtattung erkannt werden, 9. 1119. ib.

ſJ. 117.
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g. 117.
Wird nur die Zeit des Beyſchlafs gelaugnet, b) Wenn

die Zeitſo findet außer den vorher gegebenen Regeln auch des wev
noch dieſe Statt, daß nehmlich die Klagerin vorzug-ſchlaſs ge

laugnetlich alsdann zum Erfullungseide zu laſſen iſt, wenn witd.

der Beklagte anfangs den Beyſchlaf oder verdachti
gen Umaang gelauanet, nachher aber ſelbigen ge—
ſtanden hat, oder eingeſtehen muſſen, oder deſſen

uberfuhrt worden.
5. i120. 1121. h. t.

J. 118.
Jſt die Schwängerung zwar eingeſtanden, oderc) Wenn

bewieſen, das Eheverſprechen aber gelaugnet wordonrcde

den: ſo wird die Klagerin, bey dem Mangel andererchen ge
Beweismittel, vornehmlich alsdann zum Etfaul-angnet
lungseide gelaſſen, wenn der Beklagte ſie fur ſeine
Braut ausgegeben, oder gegen Andre die Abſicht,
fie heirathen zu wollen, geußert hat.

ſ. ita2. h. t.

e. 119.
Behauptet der Beklagte, daß er von der Frau-a) Wenn

ensperſon zum Beyſchlaf verleitet, und ihm von —Deo
das Eheverſprechen abgelockt worden: ſo muß nicht Seiten der
nur auf die Gemuthsbeſchaffenheit und den bisheri- Geſchwan

gerten begen lebenswandel, ſondern auch auf den Unterſchied hauptet

des Alters Ruckſicht genommen werden. Jſt diewird.
Franensperſon alter als der Mann, oder hat ſie zur
Zeit des Beyſchlafs ſich ohne erhebliche Veranlaſſung
in deſſen Wohnaelaſſe befunden, ſo iſt die Manns
perſon fur den verfuhrten Theil zu achten.

S. 1123 1126. h. t. d. G. B.

J. 120.Jm Falle der Nothzucht hat die Geſchwachte, 3 Ipr.

wenn ſie auch nicht geſchwangert worden, das Recht, guns

D 4 auf
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im Falle auf Vollziehung der Ehe oder auf die eheliche Ab
der Noth ſfindung anzutragen.
zucht.

S. 1127. 1128. h. t.

ſ. 121.
5) Folgen Eine nach angemeldeter Schwangerungsklage
rr degu heimlich entwichene Mannsperſon wird ſo lange, bis
eernuna das Gegentheil klar gemacht worden, fur den
dt. Schwangerer gehalten, und es muß deshalb ſein

Vermogen in Beſchlag genommen werden. Hat er
vor ſeinem Tode dieſe Vermuthung nicht abgelehnet,
ſo werden Mutter und Kind aus ſeinem Nachlaſſe
befriedigt.

S. 1129- 1131. h. t. d. G. B.

Zweyter Titel.
Von den wechſelſeitigen Rechten de

Aeltern und Kinder.

Erſter Abſchnitt.
Von den Kindern, welche fur ehelich

zu achten ſind.

ſ. 122.
 Recht Die Geletze grunden die Vermuthung, daßJriegteit ginder, die wahrend einer Ehe erzeugt oder geboh

burt. ten worden, von dem Manne erzeugt ſind.
1. h. t.

ſ. 123.
Die Geſetze nehmen 210 Tage fur den kurze—

ſten und zor2 Tage fur den langſten Termin der
Schwangerſchaft an. Fallt nach dieſer Berechnung

der
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der Anfang der Schwangerſchaft in die Zeit der
Ehe: ſo iſt das Kind fur ehelich zu achten, wenn
es auch nach Trennung der Ehe durch Tod oder
richterliches Erkenntniß gebohren wurde; wofern
nur nicht die Witwe eines nach des Mannes Tode
mit Mannsperſonen gepftogenen verdachtigen Um
gangs uberfuhrt, und zugleich aus der Beſchaffenheit

des zu fruhzeitig aebohrnen Kindes nachgewieſen
wird, daß der Zeitpunet ſeiner Erzeuaung nach dem
ordentlichen Laufe der Natur nicht mehr in die Le—

benszeit des Ehemannes treffe. Erfolgt die Ge—
burt ſelbſt wahrend der Ehe, ſo wird auf den Anfang
der Schwangerſchaft nicht weiter geachtet; es ware
denn, daß der Ehemann bewieſe, er ſey ſchon am

zo2ten Tage vor der Geburt des Kindes der zur
Zeugung erforderlichen Gliedmaßen beraubt oder
vom zorten bis zum 2 ioten Tage vor der Geburth
des Kindes dergeſtalt beſtandig von der Mutter ent
fernt geweſen, daß er ihr die eheliche Pflicht nicht
habe leiſten knnen. Auch dieſer Beweis findet nur
Statt, wenn der Mann oder deſſen Erben, welche
zu Fuhrung eines gleichen Beweiſes berechtiget ſind,
binnen Jahresfriſt nach der Geburt des Kindes die
Rechtmaßigkeit deſſelben gerichtlich anfechten. We
der das Zeugniß der-Mutter, noch der Beweis, daß
ſie zur Zeit der Schwangerung die Ehe gebrochen
habe. bringt das Kind um die Rechte der ehelichen

Geburt. Hat der Mann das Kind fur das ſeinige
ausdrucklich oder ſtillſchweigend anerkannt, ſo kon

nen die Verwandten nicht in Ruckſicht der Erb—
ſchaft, ſondern nur wegen des lehns und Fideicom
miſſes, und auch dieſerhalb nur binnen 3 Jahren
nach dem Tode des angeblichen Vaters dem Kinde
die eheliche Geburt ſtreitig machen.

8. 2249. h. t.

D Von
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Von der Aufſicht uber die ſchwangere Witwe oder geſchiede
ne Frau, und von der Pflicht der letzten, dem Manne die
Schwangerſchaft anzuzeigen, d. 26. ſeqq. a2. ſeqq. h.t.

Wie bey der Erklarung des Mannes, daß er das Kind
nicht fur das ſeinige halte, verfahren werden muſſe,

und von ſeiner Pflicht, das Kind inzwiſchen zu ernah—

ren, 1. 7 n 13. h. t.

g. 124.
Hat die Witwe wider die Vorſchrift der Ge

ſetze T. J. ſ. 20. zu fruh geheirathet, und zwar ſo,
daß gezweifelt werden kann: ob das nach der ander
weitigen Trauung gebohrne Kind in dieſer oder in der
vorigen Ehe erzeugt worden: ſo iſt auf den gewohn
lichen Zeitpunkt, nemlich den zweyhundert und ſie
benzigſten Tag vor der Geburt Ruckſicht zu nehmen.

g 22. h. t.
Ven der Pflicht des zweyten Mannes gegen ein derglei—

chen Kind, 8. 23. 24. h. t.

ſ. 125.
Jſt die Ehe wegen Ungleichheit des Standes

Kindern oder bey Militarperſonen wegen der ermangelnden
aus n
tigen und
ungulti—
gen Chen.

Einwilligung nichtig, ſo werden die daraus ſtam
menden Kinder den Kindern aus einer Ehe zur lin
ken Hand gleich geachtet. Wird ſonſt eine Ehe als
von Anfang nichtig oder als ungultig wirklich auf
gehoben, ſo haben die Kinder zwar gegen die un
mittelbaren Aeltern die Rechte der vollen ehelichen
Geburt, auch werden die aus einer ſolchen Ehe ſtam
menden Kinder unter ſich als Geſchwiſter betrach
tet; aber gegen die aus andern Ehen erzeugten Ge
ſchwiſter, wie auch gegen die ubrigen Verwandten ih
rer Aeltern in aufſteigender ſowohl als in den Sei
tenlinien, haben ſie keine Familienrechte. Auch er
langt dasjenige der Aeltern, welches die nichtige

Ehe
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Ehe freywillig und wiſſentlich ſchloß, keine vortheil—
hafte alterlichen Rechte uber ſie.

S. 50-57. h. t.

Zweyter Abſchnitt.
Von

den Rechten und Pflichten der Aeltern
und der aus einer Ehe zur rechten Hand erzeug

ten Kinder, ſo lange die letztern unter

vaterlicher Gewalt ſtehn.

g. 126.
Aus der Pflicht der Aeltern, die Kinder zu er V) Verpſte

aung undnahren und zu erziehen, folgt, daß die Kinder ſich Erze—
ihren Anordnungen unterwerfen muſſen, und die hung.
Befugniß, zweekdienliche Zwangemittel zu brauchen.
Die Natutr der Sache verlangt, daß die korperliche

Pflege, deren die Kinder vorzuglich in den erſten 4
Jahren bedurfen, der Mutter uberlafſfen werde;
aus der Natur der Ehe aber flteßt, daß die morali
ſche und burgerliche Erziehung, nebſt der Verbind—
lichkeit die erforderliche Ausgabe zu beſtreiten,
hauptfachlich dem Vater als dem Haupte der
ehelichen Gefellſchaft uberlaſſen werde. Strei
tigkeiten uber das Eigenthumsrecht und den Mis—
brauch deſſelben, ſowohl zwiſchen den Aeltern ſelbſt
als zwifchen Aektern und Kindern, werden vom
vormundſchaftlichen Gericht, ohne Prozeß, mit Zu
ziehung der Verwandten, oder wenn dieſe mangein,
der Bekannten und Standesgenoſſen ageſchlichtet.
Wird die alterliche Zucht unzureichend befunden, ſo
treten die obrigkeitlichen Beſſerungsmittel ein.

S.61-73. 86. 91. h. ta
Von dem Rechte der Mutter nach dem Tode des Vaters,

T. xVill. h. Z15. ſeqq. d. 186. ſeqq. h. t.
Rechte
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Rechte der Aeltern bey der Wahl eines Privatlehrers,

T. Xll. ſ. 7 8.
Pflicht der Aeltern, die Kinder zur Schule zu ſchicken,

r. xii. g. 43. ſeqq.
Jhre Pflicht zu Verhutung der Unzucht und des Kinder

mordt, T. XX. ę. 99. ſeqq. und h. 9i7. ſeqq.

g. 127.
Nach getrennter Ehe findet in der Regel eben

dieſe Vorſchrift Statt. Auch in Anſehung des
Erziehungsrechts wird der unſchuldige Theil vorzug—
lich begunſtigt, doch kann, wenn der Scheidungs-
grund nicht zugleich eine Untauglichkeit zu Ueber—
nahme des Pflege- und Erziehungsgeſchaffts zu er
kennen giebt, der Mutter die Pflege aiahriger Kinder,
und dem Vater die Erziehung der Sohne, welche das
ate Jnhr zuruckgelegt haben, nicht ohne beſondere Ur
fache entzogen werden. Ob bey Erziehung der Toch
ter, wenn keines der Eheleute ein Uebergewicht der
Schuld druckt, die Mutter dem Vater vorzuziehen
ſey, hangt von richterlicher Beurtheilung ab. Jſt es
bedenklich, die Erziehung der Kinder irgend einem
der geſchiedenen Aeltern zu uberlaſſen, ſo muß der
bey jeder Eheſcheidung den Kindern zu beſtellende
Curator wegen deren Erziehung an einem dritten Or

te Vorſchlage thun.
o2. ſeqq. k. t.

Von dem Jutritte der Aeltern zu den Kindern, deren Er
ziehung ihnen genommen worden, 8. 101. ſeqq. ib.

Von dem Beytrage der Mutter zu den Erziehungskoſten,
wenn ſie der ſchuldige Theil, oder der Vater unvermo

gend iſt, ſ. 103- 107. ib.Von Abanderungen der Erziehung wegen der nach der

Scheidung eintretenden Grunde, S. 97. ſeqq. ib.

ſ. 128.
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g. i2s.
Sind die Aeltern verſchiedenen Glaubensbe Wahi

kenntniſſen zugethan: ſo muſſen, bis nach zuruck- dinn Ret

gelegtem vierzehnten Jahre, die Sohne in der Re
ligion des Vaters, die Tochter aber in dem Glau
bensbekenntniſſe der Mutter unterrichtet werden.

S. 76. h. t.
Dies Geſetz kann zwar nicht durch Vertrag abgeandert

werden, es hat aber auch kein Dritter das Recht, ſich

in die deshalb von den Aeltern getroffenen Einrichtun
gen zu miſchen, 9. 77. ſeqq. ib.

Pflicht der Religionsgeſellſchaften, dieſes Geſetz nicht zu

verletzen, d. 83. h. t.
Auf Religionsveranderungen der Ehegatten, welche binnen

dem letzten Jahre vor deren Tode erfolgt ſind, ſoll nicht

geachtet werden, d. gi. ſeqq. ib.
Verſchiedenheit der Religion nimmt das Erziehungsrecht

nicht, gJ. 79. h. t.

J. 129.Die Beſtimmungen der kunftigen lebensart 3) Wahl
der Sohne hangt zunachſt von der Beurtheilung desdrtkebens.
Vaters ab, deſſen Anotdnungen ſich dieſelben bis
nach zuruckgelegtem 14ten. Jahre ſchlechterdings un
terwerfen muſſen. Wenn der Sohn nach dieſer

JZeit eine fortvauernde zanzliche Abneigung gegen
die vom Vater gewahlte Lebensart zeigt, ſo tritt
alsdann die Beſtimmung des vormundſchaftlichen
Gerichts eii.

5. 1o9. ſeqq. h t.
Geſtbliche Entſcheidung gegen das Studieren, h. 115. ib.

Von der Veranderung der Lebensart, gJ. 116. ibh.
Von dem Rechte der Mutter bey der Wahi der Lebensart,

Tit. XVnugq 332.
Yflicht der Aeltern ein zu fruhzeitiges oder ſonſt ungeſetz:

maßiges Kloſtergelubde zu verhuten,

Tit. xl. 5. risi- ii5.
g. 130.
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g. ngo.

4) Verhei Aeltern konnen zwar ihre Kinder zu keiner Hei
Zatdung rath zwingen, doch iſt deren Einwilligung nach den
der. oben h. 4. n. g. d.. B. vorgekommenen Beſtimmun

gen erforderlich.
S. ii9. ſeqq. R.

6. ijt.
5) Fami- Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand erhal
lienrechte ten den Namen, wie auch die Familien und
ehelicher
Kinder. Standesrechte des Vaters, ſo weit ſie durch die Ge—

burt allein fortgepflanzt werden.
28 58. 59. h. t.

Von ihrem Gerichtsſtande, h. 6d. h. t.

g. 132.
O Pllicht Kinder ſind beyden Aeltern Ehrfurcht und
der Dank· Gehorſam ſchuldig. Sie ſind verbunden, die Ael—
barkeitund des tern in Ungluck und Durftigkeit nach ihren Kraften
Zngr. und Vermogen zu unterſtutzen, und beſonders in

Krankheiten deren Pflege und Wartung zu uber
nehmen.

S. 61. ʒ. h. t.
9. 133.2) Hand- Die Kinder muſſen den Aeltern in' deren

tungen der ggirthſchaft und Gewerbe, ſo weit es ohne Ver—
Kinderund deren nachlaſſigung ihrer Erziehung geſchehen kann, hulf
rechtliche reiche Hand leiſten Was ſie bey dieſer Gelegen-
gotgen. heit erwerben, erwerben  ſie den Aeltern. Sonſt

konnen ſie auch ohne Beytritt des Vaters fur ſich
ſelbſt Rechte erwerben., in. ſo fern. fie dabey keine
Verbindlichkeiten ubernehmen.

S. 121- 125. h.t.
ß. 134.

Wenn ein Vater ſein Kind zu einer gewiſſen

Beſtimmung außer ſeinem. Hauſe widmet: ſo ge
nehmigt
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nehmigt er eben dadutchalle Handlungen und Ver
trage deſſelben, ohne wrlche das Kind dieſe Beſtim
mung nicht erfullen kann.

22
S. 127. h. t.

Vorhergehende Bezahlung dihnlicher Schulden der Kinder

von Seiten der Aeltern berechtigt die Glubiger noch
nicht zu ahnlichem Credit, 9J. 128. ib.

9. 155.
Nach eben denſelben Regeln, nach welchen ein

jeder durch die Handlungen eines andern verpflich
tet werden kann, geſchieht dies auch beh den Aeltern
durch die Kinder. Mur wenn die Kinder keine Ge—
legenheit gehabt haben, die nothige Unterſtutzung
von den Aeltern ſelbſt zu erhalten, kann das, was
nicht zu den dringendſten und nothwendigſten Be
durfniſſen der außer dem vaterlichen Hauſe lebenden
Kinder gegeben worden, als'in den Nutzen des Va
ters verwendet angeſehn werden.

S. 126. 128. 129. 130. h. t.

J. 136.
Wenn nicht in Anſehung der Kinder ſelbſt ei—

ne nutzliche Verwendung vorhanden iſt, bleiben die
Schulden, welche wegen ermangelnder wvaterlicher
Einwilligung ungultig ſind, auch in Anſehung der
Kindrr nach aufgehobenter vaterlicher Gewalt unver

bindlich;“ und der Glaubiger kann nur, wenn er
durch das Vorgeben des Kindes, daß es nicht mehr
unter vaterlicher Gewalt ſtehe, ohne ſein eigenes

maßiges Verſehen wirklich hinteraangen worden, aus
deſſen Vermogen Schadloshaltung fordern.

S. 131. ſeqq. h. t:
Nur durch ordentliches Anerkenntniß vor Gericht oder el—

nem Juſtizcommiſſario kann nach aufgehobener vater:
licher Gewalt eine vorher gemachte ungultige Schuld

guitig werden, H. 136. 137.
Zuruck,
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Zuruckforderung des auf eine  ſolche Schuld ſchon Gezahl;

ten findet jedoch nicht Statt, qj. 138. h. t.

g. rzy
Fur die unerlaubter Handlungen der Kinder

haften die Aeltern, wenn ſie ſelbſt dazu Veranlaſſung
oder Beyſpiel gegeben, oder den von denſelben ange
richteten Schaden zu verhuten unterlaſſen haben, ob
dies gleich in ihrem Vermogen geſtanden hatte. Jſt
die unerlaubte Handlung eine Folge der groblich
vernachlaſſigten Erziehung und Aufſicht, ſo haftet
hauptſachlich der Vater; die Mutter aber erſt als
dann, wenn ihr die Erziehung des Kindes uberlaſ
ſen worden.

s5. 139 145. h. t.

ſ. 1zs.
Das Kind ſelbſt bleibt zum Schadenserſatze

verhaftet, wenn es eigenthumliches Vermogen hat,
oder nach aufgehobener vaterlicher Gewalt dazu
gelangt.

S. 146. h. t.

Dritter Abſchnitt.
Von der vaterlichen Gewalt in Beziehung
auf das Vermogen der Kinder, und von dem

Rechte, welches den Kindern ſelbſt, nach
Verſchiedenheit dieſes Vermogeüs,

daran zuſteht.

g: 139.
Der Vater iſt als das Haupt der Familie vor

zuglich fur die ſtandesmußige Unterhaltung und Er—
aiehung. der Kinder zu ſorgen verpflichtet. Beſon
ders muß er ſie zu kunftigen brauchbaren Mitglie

dern
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dern des Staats bilden, und ſie in den Stand ſetzen,eine eigene Wirthſchaft zu fuhren. Er iſt der na Lul
4

turliche Vormund ſeiner Kinder, iſt aber dabeh nur
in außerordentlichen Fallen der Leitung des vor— J

mundſchaftlichen Gerichts unterworfen. Dieſe
Vormundſchaft dauert noch uber die Minderjah—rigkeit der Kinder hinaus, ſo lange bis der R
Zweck derſelben erfullt, und das Kind der vaterli

chen Gewalt entlaſſen worden. Jn der Regel iſtder Vater von der Pflicht Rechnung abzulegen be J
ftehet, und die burgerlichen Geſetze haben ihm daher n
gegen die Pflicht der ſtandesmaßigen Unterhal—
tung und Erziehung der Kinder den Nießbrauch 4
von dem Vermogen der Kinder unter Beſtimmung
eines ihnen gebuhrenden geſetzlichen Vorzugsrechts,

jedoch ohne ſpecielle Sicherſtellung von Seiten des
Vaters, einaeraumt, in ſo fern nicht das Geſetz

ſelbſt oder der Geber ſeiner Wohlthat eine Einſchran

kung beygefugt hat. Dasjenige Vermogen, wel— 5ches von dem vaterlichen Nießbrauch auegenommen
iſt, wird das freye, das andere das nicht freye u
KinderVermogen genannt. v

S. 64. 65. S. 168. ſeqq. S. 156. 201. ſeqq. 204. ſeqq. h. t. E
Außer den Capitalien, woruber der Vater in der Regel

frey verfugen kann, bedarf es der Mitwirkung des vort J
mundſchaftlichen Gerichts, wenn eine Veranderung oder

Belaſtung der Subſtanz, wozu der Nießbraucher ohne
Einwilligung des Eigenthumers nicht berechtiget iſt, ge

ſchehen ſoll, d. 170. h. t. J
Beſonders in Anſehung der Meliorations-Forderungen,

J JS. 175. hit.
Geſetzliches Vorzugsrecht, 9. 176. ſeqq. h. t.

ĩ

Außerordentliche Fulle, wo die Pflicht der Sicherſtellung

von Seiten des Vaters eintritt, h. 179. ſeqq. h. t.
Wer fur dieſe Sicherſtellung zu ſorgen habet, h. 189.

u
ſeqq. h.t.

E Der
414

J
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Der Vater, welcher in dieſem Falle die erforderliche An—
zeeige bey dem vormundſchaftlichen Gericht unterlaßt,

wird mit dem Verluſte des Nießbrauchs beſtraft,

S. i99. h. t.
Rechte der Glaubiger des Vaters an den Nießbrauch vom

Vermogen der Kinder, h. 205. ib.
Einſchrankungen. d. 206. ſoqg. ib.

J. 140.
So lange Kinder noch unter vaterlicher Ge

walt ſind, konnen ſie uber ihr nicht freyes Vermo—
gen, ohne Beytritt und Einwilligung des Vaters,
unter tebendigen keine gultige Verfugung treffen.

S. 2oi1. h. t.

J. 1ai.
Die Geſetze begunſtigen den Fleiß, die Spar

famkeit und die Verdienſte der Kinder. Was ſie
dadurch außer dem Betriebe der vaterlichen Ge
ſchaffte erwerben oder daraus erſparen, oder in Ruck

ſicht ihrer Vorzuge, Muhwaltungen, Dienſte und
Gefalligkeiten von Seiten der Aeltern oder von
Fremden erhalten, wird zu ihrem freyen Vermogen
gerechnet. Dahin gehort auch das, was den Kin
dern unter der Bedingung, daß es vom vaterlichen

Nießbrauch fren ſeyn ſolle, außer ihrem Pflichttheile
vermacht oder geſchenkt worden. Jn Anſehung
dieſes freyen Vermogens werden die Kinder, wie
andere Perſonen, welche nicht unter der vaterlichen
Gewalt ſtehen, angeſehen. Sind ſie noch minder
jahrig, ſo gebuhrt dem Vater die vormundſchaftli—
che Verwaltung, unter der Aufſicht des vormund
ſchaftlichen Gerichts, welches beſtimmt, wie viel
von den Nutzungen deſſelben zur Erziehung der Kin
der verwandt werden und wie viel der Vermogens—
Subſtanz zuwachſen ſoll.

5. 148- 167. h. t.

Soll
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Solt dieſes Vermogen den Glaubigern ohne Genehmigung

des Vaters haften, in deſſen Gewalt ſich der großjah—
rige Sohn befindet, ſo muß es ihnen ganz beſonders

verpfandet ſeyn, d. 166 h. t.
Dieſes Vermogen haftet vorzuglich fur die unerlaubten

Handlungen der Kinder, h. 167. h.t.

Vierter Abſchnitt.

Von Aufhebung der vaterlichen Gewalt.

J. 142.
Minderjahrige Sohne bleiben ſo lange un

ter vaterlicher Gewalt, dis ſie entweder nach zuruck—
gelegtem 2oſten Jahr ausdrucklich daraus entlaſ
ſen werden,oder bis ſie unter ausdrucklicher oder
ſtillſchweigender Genehmigung des Vaters ein
beſonderes Gewerbe .fur ihre eigene Rechnung
anaefangen haben: Großjahrige Sobne ſcheiden
aus der vaterlichen Gewalt, wenn ſie eine von den
Aeltern abgeſonderte Wirthſchaft errichten, oder
ein eigenes Gewerbe treiben, oder ein offentliches
Amt bekleiden. Bey Cochtern wird die vaterliche
Gewalt durch die Heirath aufgehoben, doch blei—
ben dem Vater die bloß. vormundſchaftlichen Rechte
uber die noch minderſjahrige verheirathete Tochter.
Auch großjahrige unverheirathete Tochter konnen
nur durch ausdruckliche Einwilligung des Vaters der
vormundſchaftlichen Gewalt,entlaſſen werden.

210- 230. u. t.

Die fortwahrende vaterliche Unterſtutzung des großjahri—

gen Sohnes hindert die Aufhebung der vaterlichen Ge
walt.nicht, wenn der Sohn ein eigenes Gewerbe treibt

oder ein offentliches Amt bekleidet, 9d. 212. ib.
Die eigetie Wirthſchaft oder die Uebernehmung eines of—

fentlichen Amts befreyt den minderjahrigen Sohn (die

E 2 Amts
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Amtsgeſchaffte ausgenommen) nicht von der vaterlichen

Gewalt, 9. 219. ib.
Von den CaſſenBedienungen und Pachtungen ſolcher

Sohne, Hh. 222. ib. dWer alſo mit einem Minderjahrigen, deſſen Vater noch
am Leben iſt, ſich einlaſſen will, muß ſich uberzeugen,

daß derſelbe entweder mit Einwilligung des Vaters ein
beſonderes Gewerbe fur eigene Rechnung treibe, oder

daß ihn der Vater ausdrucklich entlaſſen habe,

g. 224. h. t.
Wirkungen der wahrend der Minderjahrigkeit angefangeo

nen, aber uber dieſe Zeit hinausgeſetzten eigenen Wirth

ſchaft, J. 225. h. t.
Einſchrankung der wahrend der Minderijahrigkeit entlaſſe

nen Sohne in Anſehung der Verfugung uber Grund
ſtucke und Gerechtigkeiten, K. 226. 227. ib.

g. 143.
Einem großjahrigen Sohne, welcher ſich mit

ſeinem Gewerbe ohne weitere Unterſtutzung des
Vaters ernahren kann, iſt letzterer. die Anſtellung ei
nes ſolchen Gewerbes zu verſtatten, und ihn dadurch
aus ſeiner Gewalt zu entlaſſen, verbunden.

5. auʒ. h. t.

ſ. 144.

Die Aeltern, vorzuglich der Vater, ſind zwar
ſchuldig, den Sohnen, welche eine abgeſonderte
Wirthſchaft anfangen, und den Tochtern, welche ſich
verheirathen, bey der Ausſtattung zu Hulfe zu kom
men; doch muß ſich das vormundſchaftliche Gericht
an der Verſicherung der Aeltern, daß ſie nach ihren
Umſtanden, ohne Nachtheil fur ſich und die ubri
gen Kinder, ein mehreres nicht geben konnen, be
gnugen. Unter der Ausſtattung wird nicht Mit—
gabe oder Capitals-Behtrag, ſondern nur die An—

ſchaf
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ſchaffung der Gerathſchaften, welche zum Betrieb
des Gewerbes unentbehrlich ſind, und bey Tochtern n
der zur Hochzeit und erſten Einrichtung des Haus J
weſens erforderliche Aufwand verſtanden.

g. 232. ſeqq. h. t.

Zu nochmaliger Ausſtattung ſind die Aeltern nicht verbun
J

den, d 242. h.t. J

Geſetzliche Vermuthungen in Anſehung des Brautſchatzts
und der Mitgabe, 8d. 244. ſeqq. h. t.

J. 145.
Unwurdige Aeltern verlieren die Vorrechte

Jder alierlichen Gewalt; dieſe wird bey verhinder
ten Aeltern unterbrochen, und wegen Misbrauchs

]J J

eingeſchrankt.
S. 255- 270. h. t.

Unwurdig

durch zehnjahrige oder lebenswiehrige Einſperrung, I

ę. 255. ſeqq. ib.  2vKurzere unterbricht die vaterliche Gewalt, wenn ſie uber J
2 Jahre dauert, g. 260. ib.

Vorzuglich Raſerey und Blodſinn, h. 261. ih. J

Gerichtlich erklarte Verſchwendung, unerlaubte Auswant the
derung, und vorſetzliche Verlaſſung der Kinder ohne 15—
Hulfe und Aufſicht, machen den Vater der vaterlichen

Gewalt unwurdig, d. 256-259. ib.
EEinſchrankung der vaterlichen Gewalt wegen Misbrauchs,

durch Mishandlungen, Verfuhrung, ſchlechte Verwen
dung ihres Vermogens, oder grobe Vernachlaſſigung,

j. 266. ſeqq. ib. E

J. 146.
Auch nach aufgehobener vaterlicher Gewalt

ſind Kinder und Aeltern einander wechſelſeitig zu un
terſtutzen, und eins das andre, wenn es ſich ſelbſt nicht

ernahren kann, mit Unterhalt zu verſehen ſchuldig.
S. 251. h. t.

E 3 Bey
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Bey verſchuldetem Mangel kann nur' nothdurftiger Un

terhalt geiordert werden, 253. h. t.
Kinder, die nach aufgehobener vaterlichen Gewalt ernahrt

werden muſſen, ſind wie vor Aufhebung derſelben. zur
Hulfe in der Aeltern Wirthſchaft und Gewerbe ver—

pflichtet, da284 h. t.

 Funfter Abſchnitt.
Von der Erbfolge der Kinder und andrer

Verwandten in abſteigender Linie.

J. 147.
Die nachſten geſetzlichen Erben der Aeltern

ſind die Kinder. Jn wie fern der uberlebende Ehe—
gatte mit ihnen zur Theilung des Nachlaſſes gelan—
ge, iſt oben ſ. 62. ſeqq. d. B. vorgekommen.
An die Stelle der nachher verſtorbenen Kinder tre—

ten aus eigenem Rechte die Eukel, und wenn auch
dieſe mit Tode abaegangen ſind, die Urenkel.
Sammtliche Abkommlinge nehmen den Erbtheil,
welcher ihren Aeltern., wenn ſie noch lebten, zuge
kommen ſeyn wurde, und dies ohne Unterſchied:
ob die Nachkommen ihrer Vorfahren Erben gewor—
den ſind oder nicht. So geſchieht die Erbfolge un-
ter ſammi.ichen Abkommlingen des Verſtorbenen,
ſo weit ſie nicht durch ihre noch lebende Vorfahren
ausgeſchloſſen werden, nach den linien, und auf
eben dieſe Weiſe aeſchieht auch die Vertheilung in
den untern ünten. Was nicht zur Erbſchaft ge
hort, muß abgeſondert und Ausſtattung und
Er bſchatz ſo ausgeglichen werden, daß, ehe die
Tueilung des Ueberreſtes vorgenommen werden
kann, zuerſt die unausgeſtatteten Kinder den aus—
geſtatteten gleich geſetzt werden. Da der Erb—
ſchatz ein Eigenthum der Kinder wird, ſo ſind die

dadurch
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dadurch ausgeſtatteten Kinder, wenn der Nachlaß
zur Ausaleichung nicht zulangt, das Empfangene
heraus zu geben ſchuldig. Dies ſind ſie in Ruck—
ſicht der aus dem eigenen Vermogen der Aeltern er
haltenen Ausſtattung nur ſo weit zu thun verpflich

tet, als den unverſorgten und mit keinen andern
Glucksgutern verſehenen Kindern ſogar die noth
durftige Ausſtattung fehlen wurde, doch darf als—
dann keines mehr als ein Drittheil des Empfange
nen zuruckgeben. Auch findet dicſe Zuruckgabe nur
Statt, wenn die unverſorgten Kinder nicht von der
Mutter ausgeſtattet werden konnen. Dagegen
muß dieſe Ausgleichung auch zwiſchen den linien ge—
ſchehen, ſo daß die Nachkommen, wenn ſie auch ih
rer Vorfahren Erben nicht geworden ſind, ſich das,
was vermittelſt ihrer Vorfahren in die linie gekom
men iſt, muſſen anrechnen laſſen. Doch wird das,
was die entfernteren Nachkommen beym leben ih
rer Vorfahren erhalten haben, nicht in Rechnung
gebracht. Die Ausgleichung und Einwerfung des
Empfangenen geſchieht nur unter den Abkommlin
gen und nicht zum Beſten des uberlebenden Ehe
gatten. Nur im Falle der Gutergemeinſchaft kann
die Wittwe eine ohne ihre Einwilligung uber die
Nothdurft erſtreckte Ausſtattung zuruck fordern,
wenn ſie ſonſt aus dem NRachlaſſe nicht ſo viel, als
ihr Eingebrachtes betragt, erhalten wurde.

Was bisher von der Ausſtattung geſagt wor—
den, gilt auch von den mit Grundſtucken, Gerech
tigkeiten oder ausſtehenden Capitalien gemachten

Geſchenken.
S. 271 377. h. t.

Wie das eigene Vermogen der Kinder von dem Nachlaſſe

abzuſondern ſey, d. 275. ſeqq. ib.
Jn der Negel muß ſich das Kind die Mitgabe, ſo weit ſie

nicht in der eigentlichen Ausſtattung beſteht, antechnen

laſſen, d. 292. 293.

E a4 Zur
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Zur Auegleichung kommt auch die Ausſtattung im weitern

Sinne, wozu alles gehort, was die Kinder an unbe:

weglichen Sachen, Capitalien, Renten u. ſ. w. zu An
tretung der Wirthſchaft, des Amts, Gewerbes oder
ſonſt zu ihrer Verſorgung erhalten haben, 9. 304.

zos. h.t.
Bey der Ausgleichung kommt auch das, was nicht mehr

vorhanden iſt, aber keine Zinſen, in Anſchlag, 9. Z06.

3o7. h. t.
Von der verſprochenen Ausſtattung, h. Zog. h. t.

ſ. 148.
Haben Kinber uber ihr Erbrecht auf den Nach

laß der Aeltern, durch einen mit den Aeltern ſelbſt
oder auch mit andern geſchloſſenen Vettrag, verfugt:
ſo konnen, in ſo fern ſie ſelbſt den Erbanfall erle
ben, ihre Abkommlinge dergleichen Vertrag nicht
anfechten.

S. 357. h. t.

Die Abfindung der Kinder in der Gutergemeinſchaft gilt
in der Regel nur zum Vortheil des uberlebenden Ehe

gattens, S. 372. ſeqq. ib.

ſ. 149.
D aus Zum Vortheile eines oder des andern geſetzlich

letztwilli-gen Ver. erbenden Deſcendenten gelten auch außergerichtliche

gen
ordnun. Jnſtrumente und Codicille, wenn ſie von dem Erb
2) von au. laſſer eigenhandig geſchrieben und unterſchrieben oder
ßerg richt vor einem Juſtizcommiſſario und zwey Zeugen mund
lichen Te—ſtamenten lich errichtet worden. Gleiche Wirkung hat eine
der Ael- zwar nicht ſelbſt geſchriebene, aber doch auf allen
tern.

Blattern und am Schluſſe unterſchriebene alterliche
Verfuaung, wenn ſie auf gleiche Weiſe genehiniget
und beglaubiget worden.

S. 380. ſeqq. h. t.

S. 150.
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ſJ. 150.
Die Aeltern konnen zwar ihren Nachlaß un—db) Pflicht.

ter den Kindern ungleich vertheilen, und die Anrech—-heit.

nung des Empfangenen anbefehlen oder verbieten;
aber der Pflichttheil kann nur durch Anrechnung
deſſen geſchmalert werden, was die Kinder ſich an

rechnen zu laſſen ſchuldig ſind, und durch das, was
„der Vater fur ſie an Schulden, ob ſie gleich nicht

geſetzmaßig ſind, bezahlt bat.
S 3834 391. 393 395. h. t.

Was die Kinder nur durch die Aeltern, aber nicht von
denſelben erhalten, wird auf den Pflichitheil nicht an

gerechnet, d. 396. 397. h. t.

H. i51.
Der Pflichttheil iſt, wenn nur Ein oder nur

zwey Kinder vorhanden ſind, Ein Drittheil; wenn
drey oder vier Kinder vorhanden ſind, die Halfte;
und wenn mehr als 4 Kinder vorhanden ſind, zwey
Drittheile desjenigen, was jedes Kind zum Etbcheil

erhalten haben wurde, wenn die geſetzliche Erbfolge
Statt gefunden hatte.

g. 392. h. t.

g. 152.

Zur ganzlichen Enterbung ſowohl, als zur
Schmalerung des Pflichttheils ſind die Aeltern aus
folgenden Grunden, welche jeboch angefuhrt werden

muſſen, berechtiget:
1) Wenn das Kind des Hochverraths, oder des

laſters der beleidigten Majeſtat gegen die Per
ſon des Oberhaupts im Staate, ſchuldig er
kannt worden;

2) wenn es einem der leiblichen oder Stiefaltern

nach dem Leben getrachtet hat;

E5 3) wenn
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3z) wenn es Eins der leiblichen Aeltern eines Ver

brechens, auf welches eine hartere als Geld
oder bloße Gefangnißſtrafe verordnet iſt, wi—
der beſſeres Wiſſen, fälſchlich in Gerichten an
geſchuldigt hat, oder hat anſchuldigen laſſen;

Q wenn es ſich an einem der leiblichen Aeltern
mit Thatlichkeiten, außer dem Falle einer
wirklichen Nothwehr, vergriffen hat;

5) wenn es, ſelbſt oder durch andre, die Ehre des
Erblaſſers mit groben Schmahungen ange
taſtet hat;

6) wenn Kinder mit dem andern Theile der leib
lichen oder Stkefaltern blutſchanderiſchen oder
ehebrecheriſchen Umgang gepflogen haben;

7) wenn das Kind durch grobe Verbrechen dem
Erblaſſer einen betrachtlichen Theil ſeines
Vermogens entzogen hat.

Fur betrachtlich wird ein ſolcher Schade angeſehen,

welcher wenigſtens den Betrag des dem Kinde
ſonſt zukommenden Pflichttheils erreicht.

8) Wenn das Kind den Erblaſſer, als derſelbe
nothleidend geweſen, nicht hat unterſtutzen
wollen;

9) wenn es bey erhaltener ehrbaren Erziehung,
durch grobe Laſter, ſchandliche Auffuhrung,
oder durch die Wahl einer niedertrachtigen
lebensart, ſich bey ſeinen Standesgenoſſen
offentlich entehrt hat.

ſ. 399- 409. h. t.
Enterbung bis auf die Halfſte des Pflichttheils, wenn

die Einwilligung der Aeltern in die Heirath durch
unehelichen Beyſchlaf erzwungen oder durch den
Richter ergänzt worden, d. 412. 413. h. t.

Tit. J. 10o8. ioio. ſora.

J. 153.



Von der Erbfolge der Kinder c. 75

G. 153.Der Widerruf der Enterbung muß ausdruck— J.
lich in der bey älterlichen letztwilligen Verfugungen J
erforderlichen Form geſchehn.

 grai4. ſeqq. h.t.
ſ. 154.

Ein rechtmaßig enterbtes Kind wird bey Be
rechnung des Pflichttheils der ubrigen mitgezahlt.

S. 417. h. t.

Ê

 9tzgs.Aus 'eben den Ehrunden, warum Aeltern ih—
J

rer Kindern den Pflichttheil zu nehmen oder zu
ſchmaletn berechttgt ſind, konnen ſie auch denſe ben
mit Bedingungen belaſten, oder die Verfuaung des

tKindes daruber, ſowohl unter den Lebendigen, als

von Todeswegen, einſchranken. 4Ms:ais. h.t. iJüJ g. iz6.
Unter Anfuhrung des Grundes kann die Ent—erbung aus guter Abſicht geſchehen, wenn das Kind 4

dergeſtalt in Schulden vetſunken iſt, daß durch ſel— 5
bige ſein Pflichttheil ganz, oder doch ſo weit, daß

tiihm davon der nothige Unterhalt nicht ubrig bliebe,verzehrt werden wurde. Ferner alsdann, wenn das 14
Kind ſich einer unordentlichen und verſchwenderi— neſchen Wirthſchaft ſchuldig gemacht hat. Endlich,
wenn das Kind wegen Wahnoder Blodſinnes ſeiSachen ſelbſt vorzuſtehen unfahig iſt. O

h.419-421. .t.
ſ. 157.

Aus eben dieſen Grunden kann dem Kinde die u
Verfuqung uber den Pflichttheil unter Lebendigen un
ganzlich unterſagt, und den Glaubigern das Recht ſ.

auf etr
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Nauf die Subſtanz des Erbguths entzogen werden;

doch kann dem Kinde der Nießbrauch des Pflicht
theils dadurch nicht genommen werden, auch gelten
dergleichen Einſchrankungen nur zum Beſten der
Abkommlinge, und bey deren Ermangelung der Ge
ſchwiſter und der Deſcendenten.

5. 423. ſeqq. hetit
Vom Rechte der Glaubiger auf den Nießbrauch des Pflicht:

theils, 9. 429. h. t.

g. 158.
Verlaſſen Aeltern einem Kinde ſein volles Erb

theil; verfugen aber dabey, daß ſelbiges fur die En
kel erhalten werden ſoll: ſo muß das Kind ſich die
ſer Verordnung unterwerfen, und kann ſtatt deſſen
den Pflichttheil nicht wahlen.

ſ. 430. h. t.

g. 159.
Alle letztwillige Verfugungen, wodurch den

Kindern ihr Pflichttheil genommen, geſchmalert oder
belaſtet werden ſoll, muſſen, bey Strafe der Nich
tigkeit, in der ordentlichen Teſtaments-Form abge—

faßt ſeyn; und die Form einer privilegirten Diſpo
ſition unter Kindern iſt dazu nicht hinreichend.

ſ. 431. h. t.

g. 160.
Wenn der Enterbte das Teſtament einmal aus

drucklich anerkannt hat: ſo kann er daſſelbe in der
Folge nicht mehr anfechten.

S. 438. h.t.
Bloße Annahme eines Vortheils aus dem Teſtamente

ſchließt noch kein Anerkenntniß deſſelben in ſich,

S. 439. h. t.

g. 161.Hat der Enterbte die Verfugung der Aeltern

zwey Jahre lang, nachdem er Kenntniß davon er
halten
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halten hatte, nicht gerichtlich angefochten: ſo iſt ſeine
Befugniß dazu durch Vetjahrung erloſchen. ü

S. 440. h. t.

g. 162.
Jſt die Enterbung ohne Anfuhrung eines

Grundes geſchehen, oder der angefuhrte Grund
nicht geſetzmaßig, oder hat ſich befunden, daß der
nothwendige Erbe ganz mit Stillſchweigen ubergan
gen worden; ſo wird zwar das Teſtament ſelbſt da
durch nicht ungultig, es muſſen aber die Erben und
legatarien nach Verhaltniß ihrer Antheile zu Ergan
zung des Pflichttheils beytragen (P. J. J. 662. d. 2
4. B.) in ſo fern nicht der dem enterbten Kinde ent
zogene Pflichttheil andern Miterben oder legatarien
ausdrucklich beſchieden worden.

S. 432- 437. h. t. l

J. 163.
I

Jſt aber ein jjn Teſtamente eingeſetztes Kind

vor dem Erblaſſer verſtorben: ſo treten deſſen Ab J
3

kommlinge ganz an ſeine Stelle, wenn auch ihrer t
im Teſtamente nicht ausdrucklich gedacht ware.

5. 443. h. t. Jſ. 164. irtWenn erhellet, daß die Uebergehung eines J 7
Kindes oder Enkels nur daher ruhre, weil der Erb
laſſer das Daſeyn deſſelben nicht gewußt, oder ſelbi—
ges aus Jrrthum fur todt gehalten habe: ſo muß derUebergangene aus dem Nachlaſſe ſo viel erhalten, 2
als im Teſtamente dem am mindeſten begunſtigten
Erben ausgeſetzt worden. J

5. 444. ib.

g. i6s.
Jſt der aus Jrrthum Uebergangene nach er

richtetem Teſtamente zuruckgekehrt; oder ſonn dem

Erb
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Erblaſſer das Daſeyn oder leben deſſelben erweislich

bekannt geworden; und hat der Erblaſſer nach die—
ſem Zeitpunkte Ein Jahr verſtreichen laſſen, ohne
in Anſehung ſeiner etwas zu verfugen: ſo verliert
das Teſtament ſeine Kraft.

g. 450. h. t.

gJ. 166.
Werden dem Erblaſſer nach errichtetem Teſta

mente Nachkommen, die zur unmittelbaren Erb—
folge berechtiget ſind, gebohren, und er verſtirbt nach
Verlauf eines Jahres, ohne in Anſehung ihrer et—
was verfugt zu haben, ſo findet ebenfalls die geſetz—

liche Erbfolge Statt.
454. h. t.

J. 167.
Wird ein Abweſender, welcher im Teſtamente

ubergangen worden, erſt nach ertolgtem Erbanfalle,
weil der eiaentliche Zeitpunkt ſeknes Ablebens nicht

ausgemittelt werden kann, durch Urtel und Recht
fur todt erklart: ſo kann wegen dieſer ſpater erfolg
ten Todeserklarung doch noch nicht angenommen

werden, daß er den Erbanfall erlebt habe.
S. 452. h, t.

g. 168.

Werden beyde Ehegatten oder wird einer der
ſelben bey der Scheidung fur den ſchuldigen Theil er
kannt, ſo muß der ſchuldige den Kindern einen Pflicht
theil ausſetzen, welcher als ein wahres Eigenthum der

Kinder anzuſehen iſt; woruber zwar dieſe, ſo lange
ein ſolcher Erblaſſer lebt, weder unter Lebendigen
noch von Todeswegen verfugen konnen, den ſie aber
auf ihre Machkommen und bey deren Ermanaelung
auf ihre vollburtige Geſchwiſter und deren Abkomm

linge
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linge vererben. Sterben ſie ohne ſolche nahen Ver—
wandten, ſo fallt der Pflichttheil in das Vermogen
des Ausſetzenden zuruck. Dieſer Pflichttheil wird
nur, wenn der Ausſcheidende Kinder aus einer an
dern Ehe hinterlaſſen hat, gleich den Ausſtattungen
angerechnet. Jn andern Fallen wird er nicht mehr
als zum Nachlaſſe gehorig angeſehen, und die Kin—
der konnen alſo außer demſelben die volle geſetzliche
Erbfolge und einen abermaligen Pflichttheil aus dem
zur Todeszeit vorhandenen Vermogen fordern.

S. 457. ſeqq. h. t.
e

Von der Ausmittelung dieſes Pfichttheils, und in wie

ſern ſich die Aeltern daruber einigen konnen,
5. 476. ſeqq. h. t.

g. 169.
Die Erbfolge der Deſcendenten kann dutcha) Erblol—

Vertrag ſowol unter den Aeltern, ſo weit dadurchenhe De.
der erſtern Pflichttheil nicht verletzt wird, als zwi-ten aus

Vertraſchen ihnen und. den Aeltern beſtimmt werden. gen.
S. 481. ſeqq. h. t.

t. 170.
Doch konnen Vertrage, wodurch ein Kind von

dem Nachlaſſe der Aeltern ganz ausgeſchloſſen oder
im Pflichttheile verkurzt werden ſoll, nur mit voll—
jahrigen der vaterlichen Gewalt entlaſſenen Kin—
dern, und nur vor deren ordentlichen Gerichten ge

ſchloſſen werden.
S. 484. h. t.

Jſt aber der Vertrag ſolchergeſtalt geſchloſſen
worden; ſo kann das Kind denſelben unter keiner—
ley Vorwande, auch nicht wegen veranderter Ver—
mogensumſtande der Aeltern weiter anfechten.

g. 485. ib.
4

J. 171.
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J. i7i.
Sind jedoch die andern Kinder oder iſt der Ehe—

gatte, oder der Dritte, zu deſſen Gunſt der Vertrag
geſchloſſen worden, vor dem Eintritte des Erban
falls verſtorben; und hat auch der den Vertrag ſchlie
ßende Theil der Aeltern keine letzte Willensverord—
nung hinterlaſſen: ſo gelangt das vorhin ausgeſchloſ

ſene Kind dennoch zur geſetzlichen Erbfolge.
g. 486. h. t.

J. 172.
Kinder, die ihrem Erbrechte durch einen gul

tigen Vertrag entſagt haben, werden bey Berech
nung des Pflichttheils der ubrigen mitgezahlt.

S. a8. ib.

Sechſter Abſchnitt.

Von der Erbfolge der Aeltern und andern
„Verwandten in aufſteigender Linie.

g. 173.
Sind keine Verwandten in abſteigender Linie

vorhanden, ſo ſind Vater und Mutter die nachſten,
ſo daß jedes von ihnen die Halfte nimmt. Jſt ei
nes davon ſchon mit Tode abgegangen, ſo erhalt der

Ueberlebende das Ganze. Vater und Mutter
ſchließen die Geſchwiſter von der Erbfolge aus.

S. 489 491. h. t.

ſ. 174.
Jſt keines von den Aeltern mehr am ſeben: ſo

werden die weitern Verwandten in aufſteigender linie
von den vorhandenen vollburtigen Geſchwiſtern des
Erblaſſers und deren Abkommlingen ausgeſchloſſen.

5. 492. ib.

g. 175.
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g. 175.
Hinterlaßt der Verſtorbene nur halbburtige

Geſchwiſter, oder Abkommlinge davon; ſo gelan—
gen dieſe, mit den aufſteigenden Verwandten wei
terer Grade, zugleich zur Erbfolge, ſo daß ſie die
eine, die Verwandten in aufſtrigender Linie aber die
andere Halfte des Nachlaſſes erhalten.

S. 493. 494. h. t.

S. 176.
Hinterlaßt der Verſtorbene gar keine Geſchwi

ſter, noch deren Abkommlinge: ſo beerben ihn die
Verwandten in aufſteigender linie allein; mit Aus—
ſchließung aller ubrigen Seiten-Verwandten.

S 495. h. t.

t. 177.
Unter den Verwandten in aufſteigender linie,

ſie mogen allein, oder mit Halbgeſchwiſtern zugleich
zur Erbfolge gelangen, ſchließt allemal der dem
Grade nach nahere die entferntern davon aus.

S. 497. h. t.

ſ. 178..
Sind mehrere Grofaltern oder mehrere ent—

ferntere, aber gleich nahe Aſcendenten vorhanden,
ſo geſchitht vie Erbfolge tinienweiſe, und ſix nehmen
alſo denjenigen Theil, welchen ihr Kind, an deſſen
Statt ſie zur Erbfolge gelangen, wenn es noch
lebte, aus dem Nachlaſſe ſeines Deſcendenten er—

halten haben wurde.
S. 498. ib.

J. 1759.
Ben der ganzen Erbfolge in aufſteigender Linie,

und bey der Theilung des Nachlaſſes unter die va—
terlichen und mutterlichen Verwandten, macht es

F keinen
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keinen Unterſchied: woher und von welcher Seite das
Verinogen dem verſtorbenen Kinde zugefallen ſey.

S. a99. h. t.

ſ. 180.
Auch die Aſceendenten haben, wenn keine Ab—

7ommlinge vorhanden oder dieſe enterbt ſind, einen
Pflichttheil zu fordern, welcher durch keine Bedin
gungen beſchwert oder ſonſt geſchmälert werden darf.

Dieſer beſteht ohne Unterſchied der Zahl dieſer zu—
gleich erbenden Aſcendenten, in der Halfte des je—
dem von ihnen nach der geſetzlichen Erbfolge zukom

menden Antctheils.
S. 501- 504. h. t.

Weun die Abkommlinge ſich des Pflichttheiles begeben
haben, ſo konnen die Aſcendenten nur, wenn die Ent—
ſagung ausdrucklich zu ihrem Beſten geſchehen iſt, einen
Pflichttheil fordern, 9. zog. h.t.

g. 18t.
Doch findet auch eine Enterbung der Aſcen—

denten und alſo auch eine Schmalerung des Pflicht
theils Statt— wenn ſie ſtens des Hochverraths,
oder des Laſters der beleidigten Majeſtat gegen die
Perſon des Oberhaupts im Staate ſchuldig er

kannt worden;
2tens, wenn ſie dem Erblaſſer, oder deſſen Ehe

gatten oder Abkommlingen nach dem leben getrach—

tet haben;ztens, wenn ſie durch uble Behandlung der Ge—

ſundheit des Erblaſſers einen erheblichen und dau—
ernden Schaden boshafter Weiſe zugefugt haben,
oder durch andre haben zufugen laſſen;

gtens, wenn ſie denſelben eines groben Verbre—
chens, worauf in den Geſetzen Zuchthaus oder Fe—
ſtungsſtrafe verordnet iſt, wider beſſeres Wiſſen
ſelbſt oder durch andere falſchlich in Gerichten an

geſchuldigt haben;
ztens,



Von der Erbfolge der Aeltern c. 83

ztens, wenn der enterbte Aſcendent mit dem
Ehegatten des enterbenden Kindes, wahrend der
Ehe, ehebrecheriſchen Umgang gepflogen hat;

Gtens, wenn der Enterbte bey der korperlichen
oder ſittlichen Erziehüng des Enterbenden die nach
den Geſetzen ihm obliegenden Pflichten groblich vet

letzt hat;
7tens, wenn er ſich der geſetzmaßigen Obliegen—

heit zur Ernahrung des ohne grohes Verſchulden
in Mangel und Elend gerathenen Kindes, bey ei—
genem hinreichenden Vermbgen dazu vorſetzlich ent

zogen hat,
5. 506- 513. h. t.

H. 182.
Wegen Enterbung der Aſeendenten aus guter

Abſicht, finden eben die Vorſchriften Anwendung,
welche wegen dieſer Art von Enterbung bey Kindern

feſtgeſetzt ſind.
Sg. 515. h. t.

g. 183.
Sind Aſcendenten otzne Anfuhrung eines ge

ſetzlchen und wahrbefundenen Grundes enterbt,
oder ubergangen oder am Pflichttheile verletzt wor
den, ſo treten die J. 162. d. 1. B. beſtimmten
Folgen ein.

J16. h. t.

g. 184.
Mur treten in dem Falle, wenn die im Teſta—

mente eingeſetzten Aeltern erſten Grades vor dem
Erblaſſer verſiorben find, deren Aeltern nicht an
ihre Stelle; vielmehr konnen dieſe, wenn ihrer im
Teſtamente nicht gedacht worden, nur den Pflicht
theil, und auch dieſen nur in ſo fern fordern, als
bey dem Ableben des Erblaſſers keine vollburtige Ge
ſchwiſter, noch deren Kinder vorhanden waren.

5. 517. 518. h. t.

F 2 Sie
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Siebenter Abſchnitt.

Von der Pupillar-Subſtitution.

g. 185.
Ein uber das eigenthumliche Vermogen des

Kindes, auf den Fall, daß es wahrend der Unmun—
digkeit verſterben ſollte, ſtatt deſſelben errichteter

letzter Wille wird Pupillar-Subſtitution genannt;
gilt, wenn das Kind vor erlangter Fahigkeit, einen
letzten Willen zu errichten, verſtirbt, und kann von
dem Vater ſowohl ohne, als mit und in einem form—
lich gefaßten Teſtament uber den eignen Nachlaß
gultig errichtet werden; doch gilt dergleichen Verfu—
gung nur zum Beſten der Verwandten; es darf alſo
der Pflichttheil dem, welchem er aus dem Vermo—
gen des Kindes gebuhrt, wie auch den Geſchwiſtern
und deren Kindern nicht mehr als die Halfte ihres
geſetzlichen Erbtheils entzogen werden. Unter die—
ſen nahen Verwandten, wie auch, wenn dergleichen
nicht vorhanden ſind, unter den entferntern findet
zwar eine ungleiche Vertheilung Statt. Fremdr
aber konnen dadurch in keinem Falle einen Vortheil

erlangen.
Hat der Vater das Kind enterbt, oder iſt es von

einem andern formlich an Kindes Statt angenom—

men, oder das Kind mundig geworden, ſo erloſcht
die Pupillar-Subſtitution von ſelbſt.

S. 521-542. h. t.

g. 186.
Wenn der, welcher in den Nachlaß des Kin

des ſubſtituirt worden, vor dem Kinde verſtirbt: ſo
geht das Recht aus der Subſtitution auf ſeine Ef
ben nicht uber.

5. 543. h. t.

ſ. 187.
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g. 187.
Alles, waäs g. t85. rg6. d. L. B. von der Be

fugniß des Vaters, dem Kinde in ſein eigenthumli
ches Vermogen, mit Einbegriff des von ihm enterb—
ten Pflichttheils, zu ſubſtituiren, geſagt worden,
gilt auch von der Mutter in Anſehung des von ihr

dem Kinde verlaſſenen Pflichttheils.
5. 544 h. t.

g. 188.
Wenn ein Kind, welches taub und ſtumm

vder wegen Wahn- oder Blodſinns unfahig iſt,
letztwillig zu verfugen, eine dergleichen Verordnung
vor Eintritt dieſes Zuſtandes nicht gemacht hat, ſo
kann der Vater, und wenn dieſer es nicht gethan
hat. auch die Mutter, eine dergleichen Verfugung
nach Art einer Pupillar- Subſtitution errichten.
Dieſe gilt, wenn die Unfahigkeit des Kindes einen
letzten Willen zu errichten, bey dem Ableben des
Vaters oder der Peutter vorhanden geweſen iſt, ge
ſetzt auch, daß ſie zur Zeit der errichteten Verord
nung nicht exiſtirt hatte. Sie verliert ihre Kraft,
wenn das Kind mit Hinterlaſſung einer Ehefrau

oder ehelicher Abkommlinge verſtirbt, oder wenn es
nach dieſer Zeit zu dem Gebrauch ſeines Verſtandes
gelangt iſt; geſetzt auch, daß es denſelben in der
Folge wieder verlohren hatte.

545 554. h. t.

F3 Achter
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Achter Abſchnitt.

Von den Kindern aus einer Ehe zur
linken Hand.

g. 189.
Die naturlichen Rechte der Aeltern gebuhren

dem Vater auch gegen die Kinder aus einer Ehe zur
linken Hand. Ueber ihre Perſon hat er in der Re—
gel alle Rechte, welche die Geſetze dem Vater beh—
gelegt haben, in ſo fern nicht beſondere Ausnahmen
beſtimmt ſind. Er muß ſie nach dem Stande der
Mutter, und wenn dieſe burgerlichen Standes iſt,
wie Kinder handwerktreibender Burger erziehn und
ausſtatten, und hat bey der Wahl ihder lebensart
alle Rechte eines Vaters. Jn Anſehung ihres Ver
mogens, wovon er den Nießbrauch nicht hat, iſt
er als Vormund zu betrachten, und die Kinder ſind
in Ruckſicht der Fahigkeit ſich zu verpflichten, wah

rend ihrer Minderjahrigkeit andern Pflegebefohlnen
gleich zu achten. (P. J. S. 87. d. L. B)

S. 555- 569. h. t.

J. 190.
Sind Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand

vorhanden, ſo haben die, welche aus einerEhe zur
linken Hand aebohren ſind, weiter nichts als die
Abfindung zu fordern, welche, wenn erſtere nicht
wenigſtens noch einmahl ſo viel als letztere erhalten,
auf ſo weit ermaßiget werden muß.

5. 570. ſeqq. h. t.

g. i191.
Verlaßt aber der Verſtorbene keine Abkomm

linge aus einer Ehe zur rechten Hand: ſo erhalten
die Kinder aus der Ehe zur linken Hand, wenn de

ren
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ren nur drey oder weniger ſind, den dritten Theil,
und wenn ihrer mehr als drey ſind, die Halfte der

Erbſchaft.
g. 5go. h. t.

ſ. 192.
Verlaßt der Vater zwar keine andere Deſcen—

denten; wohl aber eine Ehefrau: ſo erhalten die
Kinder zur linken Hand ihren Antheil erſt nach Ab
zug des det Ehefrau gebuhrenden Erbtheils. Auch
die Abfindung der zuruckgelaſſenen Hausfrau, es
mag die Mutter der Kinder ſeyn oder nicht, wird
vor Berechnung des den Kindern zukommenden
Antheils, von der Erbſchaft abgezogen.

g. 582. 583. h. t.

g. 193.
Giebt es keine nahe Verwandte, das iſt, ſolche,

welche dem verſtorbenen Vater wenigſtens im Gten
Grad der Seitenlinie verwandt waren (d. 34. Th. J.
d.1. B.) und hat derſelbe auch keine Ehefrau hinter
laſſen: ſo erben die Kinder den ganzen Nachlaß,
haben aber niemals außer der Abfindung, welche ih—
nen als Schuld gebuhrt, einen Pflichttheil zu fordern.

5. 584. 585. hat.

S. 194.
Dem Vater und deſſen Verwandten gebuhrt

auf den Nachlaß ſolcher Kinder gar kein geſetzliches
Erbrecht; dagegen werden ſie in Anſehung der Mut
ter. und deren Familie den Kindern aus einer Ehe
zur rechten Hand gleich gerechnet.

5 586.599. hit.

g. 195.
Wird die Ehe zur linken Hand durch richter—

lichen Spruch getrennt: ſo muß die ſchuldige Mut—

F 4 ter
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ter den daraus erzeugten Kindern den Pflichttheil

H RKechte
der legiti—
mirten un
ehelichen
Kinder.

1) Legiti
mation
durch
nachfol
gende

Eht.

eben ſo ausſetzen, wie in Anſehung der Kinder aus
einer Ehe zur rechten Hand vorgeſchrieben iſt. Eben
ſo muß der fur ſchuldig erkannte Vater den Kindern
zur linken Hand die ihnen gebuhrende Ausſtattung
von ſeinem Vermogen ausſetzen.

ſ. 590. 591. h. t.

Neunter Abſchnitt.
Von den aus unehelichem Beyſchlafe

erzeugten Kindern.

J. 196.
Kinder, welche zwar urſprunglich aus einem

unehelichen Beyſchlafe-ſtammen, erlangen doch die

Rechte der ehelichen, weun durch eine nachher wil—
lig vollzogene oder gerichtlich erklarte Ehe die Legi—
timation erfolät.

z92. ſeqq. h.t.

Die Trennung der auf den Antrag der Geſchwachten er:
kannten, aber nicht wirklich durch die Trauung vollzo—
genen Ehe hebt die ehelichen. Rechte der Kinder nicht

auf, g. z93. ih.
Wenn die Mutter binnen der beſtimmten gjahrigen Friſt

auf Vollziehung der Ehe angetragen hat, aber vor En—
digung des Proceſſes geſtorben iſt, ſo ſind die Kinder

ihrer Legitimation wegen den Proceß fortzuſetzen be
fugt, ſ 394. 595. ib.

J. 197.
Ein mit einer formlich verlobten Braut erzeug—

tes Kind, erlangt die Rechte eines ehelichen ſchon
durch die bloße aerichtliche Erklarung des Vaters,
wenn gleich die Ehe mit der Mutter nicht wirklich

vollzogen worden.
597. h. t.

J. 198.
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I

J. 198.
Wenn die Leaitimation eines unehelich erzeug—

14
ten Kindes durch wirkliche Verheirathung zur rech—
ten oder linken Hand mit der Mutter exrfolgt: ſo I
beſtimmt die Trauuna oder gerichtliche Vollziehung,
und in dem Falle des J. 197. d.1. B. die gerichtliche
Erklaruna, den Zeitpunkt, wo die Rechte und Pflich 4

ten des Kindes als eines ehelichen ihren Aufang
nehmen. Wenn aber die Rechte der ehelichen Ge—burt durch eine Schwangerungsklage gegrundet wor— J
den, ſo wird es eben ſo gehalten als ob dieſes Recht

ſchon zur Zeit der angemeldeten Klage entſtan—den ware. TS. 598. 599. h. t.

ſ. 199.

Jſt zur Zeit uenen Ehe das aus dem unehelichen Beyſchlafe er—
4

zeuate Kind bereits verſtorben, hat aber eheliche
Abkommlinge hinterlaſſen: ſo erlangen dieſe, auch in

Anſehung der Großaoltern, alle Rechte und Pflich
ten chelicher Deſcendenten.

ſ. aoo. h. t.

ſ. 200.
Die landesherrſiche egitimation wird bey Hofe 2) Durch G

landes—nachgeſucht und unach vorhergegangener Prufung: herrliche
ob dieſelbe auch dem Legitimirten zutraglich ſey, er-Legitima-
theilt. Dadurch erlangt der Legitimirte zwar den kion.
Stand und Namen des Vaters, aber nicht die
Rechte der Familie; doch hat er, auch in Anfehung
des vaterlichen Nachlaſſes, alle Rechte eines Kindes,
jedoch ohne Schmalerung des den vorher ſchon exiſti
renden ehelichen Kindern gebuhrenden Pflichttheils.
Zwiſchen den ehelichen und den legitimirten Kindern 13
entſtehen die Rechte und Pflichten der Halbgeſchwi—

F5 ſter,
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ſter, aber ſonſt entſteht zwiſchen den erſten und ih
rer Mutter an einem und den Verwandten des Va—
ters an der andern Seite kein Familien:Verhaltniß,
welches nicht als durch Familien-Vertrage begrun
det betrachtet werden kann.

ſ. 6oi Gog. h. t.
Eben dieſes findet bey der Legitimation der Kinder aus

einer Ehe zur linken Hand Statt, d. 609-611. ib.

ſ. 201.
Fur die Unterhaltung und die Erziehung der

nicht legitimirten unehelichen Kinder iſt der Vater
ten unehe. zu ſorgen verpflichtet. Bis nach zuruckgelegtem aten

der.
tichen Kin-Jahre geſchiehet die Erziehung auf Koſten des Va

ters bey der Mutter. Nachher hat der Vater die
Wahl, das Kind bey ſich zu erziehn, oder der Mut
ter die Koſten dazu herzugeben, wofern nicht das
vormundſchaftliche Gericht Bedenken findet, das
Kind dem einen oder dem andern anzuvertrauen.

Das vormundſchaftliche Gericht muß, wenn
auch die Mutter es nicht auf Proceß ankommen
laſſen will, dennoch den Vater durch einen dem Kin
de beſtellten Vormund in Anſpruch nehmen laſſen.
Auch wenn der Vater der Mutter nut zu der gerin—
gen Art der Entſchadigung verpflichtet iſt, muß er
dennoch dem Kinde ſo viel an Verpflegungsgeldern
reichen, als die Erziehung ehelicher Kinder aus dem
Bauer- oder gemeinen Burgerſtande koſten wurde,
und es muß dabey auf die mit den Jahren wachſen
den Bedurfniſſe Ruckſicht genommen werden. Die
Pflicht, Verpflegungsgelder zu entrichten, dauert
in der Regel bis nach zuruckgelegtem 14ten Jahre
des Kindes, wofern nicht die Leibes- oder Gemuths—
beſchaffenheit deſſelben oder die von dem Vater fur
das Kind gewahlte lebensart eine langere Unterhal
tung erfordert; wie denn auch das Lehr- und los

ſpreche
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den, daß jedes eheliche Kind wenigſtens noch ein—
mal ſo viel als jedes uneheliche erhalte. Wenn gar
keine eheliche Abtommlinge und auch keine letztwil
lige Verordnung des Vaters vorhanden iſt, ſo erhal
ten ſie unter den namlichen Beſtimmungen, unter
welchen die Kinder aus einer Ehe zur linken Hand

(J. 191. d. B.) den dritten Theil oder die Halfte
des Nachlaſſes empfangen, den ſechſten Theil da—
von; aber auch an dieſes Erbtheil konnen uneheliche

Kinder, deren Mutter um die Zeit der Erzeugung
mit mehrern Mannsperſonen den Behyſchlaf gepflo
gen hat, keinen Anſpruch machen. Es muſſen da
her uneheliche Kinder, die ſich eines ſolchen Erb
rechts anmaßen wollen, entweder ein freywilliges
Anerkenntniß des vorgeblichen Vaters nachweiſen;
oder ein rechtskraftiges Urtheil, wodurch ihnen noch
bey Lebenszeit des Vaters ein dergleichen Erbrecht
vorbehalten worden, beybringen.

S. 6G39- 661. h. t.

Niemals haben die unehelichen Kinder von dem Vater ei—

nen Pflichttheil zu fordern, h. 655. ib.

g. 203.
Jn den Angelegenheiten.des burgerlichen Le

bens haben uneheliche Kinder mit den ehelich gebohr
nen oder dafur erklarten gleiche Rechte.

S. 662. h. t.
Legitimatio pro delenda macula, 9. 663- 665. ib.

Zehn—
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Zehnter Abſchnitt.
Von der Annahme an Kindes Statt.

9. 204.
Perſonen, welche keine lebendige eheliche Ab—

rommlinge haben, konnen nach zuruckgelegtem zoſten
Jahre, jungere Perſonen durch einen von den Ober
gerichten der Provinz beſtatigten Vertrag an Kindes
Statt annehmen. Wer das soſte Jahr noch nicht
vollendet hat, kann. landesherrliche Erlaubniß zur
ſegitimation nachſuchen, wenn phyſiſche Grunde die
Hoffnung zu naturlichen Kindern ausſchließen.
Ohne Einwilligung deſſen, welcher an Kindesſtatt
aufgenommen werden ſoll, oder ſeines Vaters oder
Vormundes, findet dieſer Vertrag nicht Statt.

5. Gé6- 680. h. t.
Jn wie fern Frauensperſoüen Zemanden an Kindes Statt

gnnehmen konnen, 9. 674. ſeqq. h. t.

J. 205.
Durch eine ſolche Annahme an Kindes Statt

gehen zwar die perſonlichen Rechte der vaterlichen
Gewalt; aber nicht diejenigen, welche das Vermo
gen betreffen, auf den angenommenen Vater uber.
Zwiſchen den naturlichen Aeltern und einem ſolchen
von einem Andern angenommenen Kinde bleiben die
Rechte der Familie und beſonders der Erbfolge un
verandert. Der naturliche Vater verliert jedoch
den vaterlichen Nießbrauch; dagegen gewinnt das
Kind nebſtdeſſen Abkommlingen das einſeitige Recht
der Erbfolge auf das Vermoögen der angenomme—
nen Aeltern und vollkommen gleiche Rechte mit den
etwa nachher gebohrnen ehelichen Kindern derſelben.

Mur durch einen Familienvertrag kann das Ver—
ha lt
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haltniß gegenſeitig werden, und ſich weiter als auf
die Hauptperſonen erſtrecken.

S. 681-713. h. t.

g. 206.
Das angenommene Kind uberkommt zwar den

Mamen und die Standesrechte des Vaters, ſo weit
ſie durch die Geburt fortgepflanzt werden konnen;

aber der Adel wird dadurch weder erlangt noch
verlohren.

g. Gg2. ſeqq. h. t.

Vom doppeiten Namen eines Adlichen, den ein Burgerli—
cher an Kindes Statt angenommen hat, h. 685. ib.

Ehegatten, welche der Annahme an Kindes Stait nicht auch
in Anſehung ihrer ausdrucklich beyireten, werden als

Stiefaltern betrachtet, 9. 6g6. ſeqq. ib.
Welchen Namen der uberkommt, den eine Frauensperſon

an Kindes Statt annimmt, 9. 688. ſeqq. ib.

g. 207.
Die einmal geſetzmaßig erfolgte Adoption kann

nur eben ſo, wie ſie zu Stande gekommen iſt, mit
Einwilligung der Jntereſſenten, und unter gericht
licher Beſtatigung, wieder aufgehoben werden. Die
aus der Adoption entſpringende vaterliche Gewalt
des Annehmenden wird eben ſo, wie die des natur
lichen Vaters, geendigt und aufgehoben.

S. 714. 716. h. t.
O

Eilf
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Eilfter Abſchnitt.

Von der Einkindſchaft.
9. 208.

Bey der Einkindſchaft beabſichtigen die Ehe—
leute, ihr rechtliches Verhaltniß. gegen die Kinder,
aus der kunftigen und aus der vorigen Ehe, wie
auch gegen die vom andern Ehegatten etwa zuge—
brachten Kinder, ſo viel als moglich gleich zu ma—
chen. Es emſſteht daraus zwiſchen den Stiefaltern

und Stieftindern ein gegenſeitiges Erbrecht, wie
zwiſchen den leiblichen.

Dieſes Verhaltniß kann nun zwar durch Ver—
trage, welche gerichtlich, und wenn die Kinder min
derjahrig ſind, unter Genehmigung des vormund
ſchaftlichen Gerichts, geſchloſſen werden muſſen,
naher beſtimmt werden; es muß aber den aus vori—
ger Ehe ſchon vorhandeneñ Kindern wenigſtens die
Halfte des Vermogens zum voraus beſchieden wer
den; auch bleibt den dabeh nicht zugezogenen Aſcen

denten ihr Pflichttheil vorbehalten.
717. ſeqq. hR. t.

9 209 ĩ
Jtn zweifelhaften. Fallen werden folgende Be

dinguugen. vern uthet. Die Stiefaltern erlangen
zwar uber die Perſon, aber nicht uber das Vermo—
gen der Kinder, ſo länge dieſe leben, die Rechte
leiblicher Aeltern. Dagegen erhalten Stiefaltern
und Stieftinder in Anſehung des freyen Vermogens
ein wechſelſeitiges Erbrecht, von welchem aber nicht

nur die dem eingebrachten Kinde im voraus be—
ſtimmte Summe oder Sache, ſondern auch das
den Kindern nach errichteter Einkindſchaft zugefal—
lene Vermogen ausgeſchloſſen iſt, in ſo fern dies

nicht



96 2. Titel. 12. Abſchnitt.
nicht von den Aeltern, welche die Einkindſchaft er—

richtet haben, herſtammt.
Wenn auch der Ehegatte nur Stiefkindet und

dabey Aſcendenten hinterlaßt, ſo konnen doch dieſe
nicht mehr als den Pflichttheil fordern. Auch die—
ſen verlieren ſie, wenn ſie ohne Vorbehalt in die Ein—

kindſchaft gewilliget haben.
ſ. 732. ſeqq. h. t.

Enterbung findet bey ſolchen Stiefkindern wie bey leibli—

chen Statt, 9. 749. h. t
Eheſcheidung trennt die Einkindſchaft, ſ. 750. h. t.

g. 210.
Durch die Einkindſchaft entſteht weder Ver—

wandtſchaft noch Erbrecht. unter den zuſammenge—
brachten Kindern, noch mit:oder unter ihren wech
ſelſeitigen Familien.

S. 752. h.t.

Zwolfter Abſchnitt.

Von Pfle.gekindern.
J. 211..

Wer Kinder, die von ihren Aeltern verlaſſen
worden, in Pflege nimmt, erlangt uber ihre Per
ſon, aber nicht uber ihr Vermogen die Rechte leib

licher Aeltern; er muß ſie aber, wenn die Aeltern
gleiches oder hohern Standes ſind, wie ſeine eige
nen verpflegen und erziehen. Kinder geringern oder
unbekannten Standes; kann er zu einer niedrigern

Lebensart ausbilden.
S. 753. feqq. h.

Auch wegen der Wahl der kunftigen Lebensart undder Verr

heirathung der Kinder, kann er die Rechte eines leibli:
chen Vaters, ſelbſt mit Ausſchluß deſſelben, ausuben,

s. 757. ſeqq. h. t.
ſJ. 212.
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J. 2i12.

Ein geſetzliches Erbrecht entſteht zwiſchen Pfle
gealtern und Kindern nicht; doch treten die Pfle
gealtern bey der geſetzlichen Erbfolge in die Stelle
ſolcher Verwandten des Kindes, die ſich deſſelben,
da as verlaſſen war, anzunehmen wiſſentlich und

vorſatzlich geweigert haben.

5. 762. n. t.
sgh. 213:.

Auch konnen din Pflegeultern die außer dem
Unterhalte und der gewohnlichen Bekleidung dem
Pflegekinde gemachten Geſchenke aus dem Nachlaſſe
deſſelben, ſo weit ſie darin noch vorhanden ſind,
zurucknehmen.

5. 763. ib.
ſ. 214.

Pflegekinder gemeiner oder unbekannter Ab
kunft, ſind nur zu gemeinen Dienſten gegen nothe
wendige Kleidung und gegen einen bey dieſen Dienſt
leuten gewohnlichen Unterhalr verbunden. Auch
muſſen ſie nach dem 14ten Jahre ſo lange, als ſie
bis dahin verpflegt worden, gegen gleiche Verpfle

gunig, ohne Lohn dienen. Dieſe Dienſte konnen
aber andern nicht uberlaſſen werden, auch endiget
ſich dieſe Verhindlichkeit mit dem Tode der Pflege,

altern. Ferner kann ihnen auch die Einwilligung
in die Heirath wegen noch daurender Dienſtzeit nicht

verſagt werden.
5. 764- 769. h. t.

g. 215.
Die Rechte der Pflegealtern gehen verlohren,

wenn ſie die Pflege nicht bis nach zuruckgelegtem
1aten Jahre des Kindes fortſetzen, oder ihre Gewalt

mißbrauchen.
ſ. 770. 771. ib.

G Drit
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Dritter Titel.
Von

den Rechten und Pflichten der ubrigen
Nitglieder einer Familie.

g. 216.

Rechte u. Die Blutsverwandten machen zuſammen die
Zicdern Familie aus, welcher auch die Ehefrau fur ihre Per
tie uber- ſon beytritt, ſo weit die Rechte der Familie ihr durch
haupt. den Ehemann haben ubertragen werden konnen.

S. 1. 2. h. t. und P. II. T. I. S. 192. P. I. T. I. S. 5. d. G. B.
S. 34. T. I. P. I. und S. 22. T. J. P. ll. des L. B.

Auslegung des Ausdrucks Familie in letztwilligen Verord

nungen, P. J. T. XII. ʒa3. ſeqq. ſ. ʒ32. ſeqq.

J. 217.
Kinder, die von einerley Vater und Mutter

in rechtmaßiger Ehe erzeugt, oder durch eine ſolche
Ehe legitimirt worden, haben unter einander die
Rechte vollburtiger Geſchwiſter. Haben ſie nur ei
nen gemeinſchaftlichen Vater, oder nur eine gemein

ſchaftliche Mutter: ſo ſind ſie nur als Halbgeſchwi.
ſter mit einander verbunden.

S. 4. 5. h. t.
Von den unehelichen Geſchwiſtern, ſ. 6.8. h. t. und

9. 202. d. L. B.

G. 218.
Das gemeine Wohl der Familie verpflichtet

alle Glieder derſelben zur Vorſotge fur ihre hulflo
ſen Mitglieder. Daher die Pflicht, den Mißbrauch
der vaterlichen Gewalt anzuzeigen, fur die Bevor
mundung der Unfahigen Sorge zu tragen, und de—
nen, welche ſich nicht ſelbſt ernahren konnen, noth

durf—
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durftigen Unterhalt zu verſchaffen. Geſchwiſter er
ſten Grades konnen zu dieſer Hulfe von der Obrig
keit genothiget werden; entferntere Verwandte wer
den nur mit dem Verluſt ihres Erbrechts geſtraft,
wenn ſie die ſchuldige Hulfe, nach ausdrucklicher
Aufforderung, verweigert haben. Jn dieſem Falle
tritt der, welcher dieſe Hulfe ubernommen hat, bey
der Erbfolge in den Nachlaß eines ſolchen Hulflo
ſen, an die Stelle des Uebloſen.

g. 9- zo. h. t. d G. B.
Erbfolge der milden Stiſftungen in den Nachlaß derjeni—

gen, welche von ihnen verpflegt worden, P. II. T.
XIX. ę. 5o. ſeqq.

Wer durch eignes Unvermogen, andere zu unterſtutzen
verhindert wird, geht des Erbrechts nicht verluſtig;
doch muſſen dem, welcher fur den Hulfloſen geſorgt
hat, die Auslagen von den Erben vergutet werden,

d. 29. Zo. h. t.
Vloße Geſchenke und Almoſen berechtigen nicht zur Erb

folge, 9. 27. h. t.

g. 219.

Die, welche zuſammen einen gemeinſchaftlichen Erbfolge
Stammvater haben, obgleich einer nicht der Abedet eSri.
kommling des andern iſt, werden Seitenverwandte wandten.

genannt.
Unter den Seitenverwandten gelangen zuerſt

die Geſchwiſter und deren Abkommlinge zur Erb—
foſge, ſo daß immer die Kinder in die Stelle ihret
vorher verſtorbenen Arltern treten, und daran Theil
nehmen. Zuerſt kommt die Erbfolge an die Ge
ſchwiſter von voller Geburt. Ehe nicht dieſe und de
ren Abkommlinge ausgeſtorben ſind, konnen die

Halbgeſchwiſter und deren Kinder nicht zur Erbfol

ge gelangen.

G a Sind
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Sind auch dieſe nicht mehr vorhanden, ſo kommt

die Erbfolge an ſammtliche Seitenverwandte, doch
ſo, daß der nahere dem Grade nach den entferntern
ausſchließt, und diejenigen, welche gleich nahe ſind,
die Erbſchaft unter ſich theilen, dagegen aber die Ab—
kommlinge derer ausſchließen, welche, wenn ſie noch
lebten, die Erbſchaft mit ihren Geſchwiſtern thei
len wurden.

ß. 31453. kh. t. d. G. B.

Vierter Titel.
Von

gemeinſchaftlichen Familienrechten.

Erſter Abſchnitt.

Von gemeinſchaftlichen Familienrechten
uberhaupt.

HS. 220.
An den gemeinſchaftlichen Familienrechten nehz

men in der Regel nur diejenigen Theil, welche von
demjenigen Aſcendenten abſtammen, in Ruckſicht
auf welchen der Umfang der Familie beſtimmt wor
den. Wenn nicht Stiftungsbriefe, Familienver—
trage oder beſondere Geſetze eine Ausnahme machen,
werden darunter auch Weiber, und diejenigen, wel
che durch Weiber von dem Familienhaupte abſtam
men, begriffen. Die Frauensperſonen, welche in
die Familie heirathen, haben nur in Ruckſicht ih
rer Manner Antheil an dem Genuſſe der gemein
ſchaftlichen Familienrechte.

5. 123. h. t. T. lil.g. a. T. L.j. iga. und 5. ais. d.L. B.

g. 221.



Von gemeinſchaftl. Familienrecht. uberh. 1o

J. 221.
Gemeinſchaftliche Familienrechte werden nach

den Regeln des Miteigenthums und der Geſallſchaft

behandelt.
Kann das Recht nur von einem ausgeubt wer

den, ſo gebuhrt es im Mangel anderweitiger Be
ſtimmungen dem, welcher dem erſten Erwerber am
nachſten verwandt iſt, oder wo dieſe Beſtimmuna ſich
nicht anwenden laßt, dem Aeltern den Jahren nach.

S. a. ſeqq. k. t.

g. 222.
Zu gemeinſchaftlichen Berathſchlagungen wer

den die Mitglieder der Familie durch den Vorſteher
derſelben, welcher fur die Erhaltung der Familien—
rechte zu ſorgen hat, zuſammenberufen. Jſt noch
keiner dazu gewahlt, ſo hat die alteſte Mannsper
ſon in der Familie eine geſetzliche Befugniß dazu.
Wo kein beſonderes Stammhaus iſt, gebuhrt dem
Vorſteher die Aufbewahrung der Familienutkunden.

g. 7.20. h. t.
kegitimation des Vorſtehers zu Proceſſen und Vergutung

der darauf verwendeten Koſten, S. 13. ſeq. ib.

Zweyter Abſchnitt.
Von Fanilien-Stiftungen.

g. 223.
Unter Familien-Stiftungen werden perſonli—

che Rechte und Befugniſſe, oder gewiſſe Hebungen
verſtanden, welche der Familie von beſtimmten
Grundſtucken oder Kapitalien angewieſen ſind. Jn
ſo fern ſie nicht zu den perſonlichen Rechten gehoren,
unterſcheiden ſie ſich von den Familien- Fideicommiſ—
ſen darin, daß jene Rechte einer Familie auf frem

G 3 des
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des Eigenthum ſind, wodurch alſo die Sache ſelbſt
dem Verkehr nicht entzogen wird; da hingegen dieſe
die Sache ſelbſt zu einem Eigenthum der Familie
machen und ſie dem gemeinen Verkehr entziehen.

S. 2i. 23. 24. 72. 73. h. t.

ſ. 224.
FamilienStiftungen muſſen vor dem ordentli

chen perſonlichen Richter verlautbart, und demſel—
ben entweder von dem Stifter oder von dem Vor
ſteher der Familie zur Beſtatigung vorgelegi werden.

8. 27 35. h. t.

g. 225.
Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich bezeich

nete Familie zum Genuſſe der Stiftung berufen: ſo
ſind diejenigen, welche den Familiennamen nicht
fuhren, wenn ſie gleich ſonſt zur Verwandtſchaft ge
horen, dennoch fur ausgeſchloſſen zu achten.

g 36. h. t.

J. 226.
Der weſentliche Jnhalt der Stiftungsurkunde

kann durch einen auch einſtimmigen Schluß der Fa
milie nicht aufgehoben, noch abgeandert werden.

g. 39. h. t.

g. 227.
Sollen dunkle Stellen der Stiftungsurkunde

erlautert, oder mangelnde Beſtimmungen erganzt
werden: ſo iſt dazu ein einmuthiger gerichtlich zu ve
ſtatigender Familienſchluß erforderlich, bey welchem
auch die Kinder noch lebender Aeltern, wie auch min
derjahrige und noch im Mutterleibe befindliche Mit
glieder der Familie durch ihren Vormund oder Cu
rator zugezogen werden muſſen.

ſ. 39. ſeqq. h. t.
Diejenigen, welche Zo2 Tage nach dem Familienſchluſſt

geboren werden, muſſen ſich demſelben unterwerfen,
5. 44. 45

Drit
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Dritter Abſchnitt.

Von
beſtandigen Familien- Fideicommiſſen.

ſ. 228.
J

Beſtandige Familien-Fideicommiſſe ſind An—
ordnungen, daß ein gewiſſes Grundſtuck oder Ka
pital-entweder beſtandig oder durch mehrere Ge—
ſchlechtsfolgen bey einer Familie bleiben ſolle, und

es konnen dazu nur Kapitalien von 10000 Rehlrn.
oder mit Ackerbau und Viehzucht verbundene unbe—
laſtete Grundſtucke, die keiner grundherrſchaftlichen
Bothmaßigkeit unterworfen ſind, und einen reinen
Ertrag von 2500 Rthlr. abwerfen, gewidmet werde:
doch iſt es erlaubt, ſolchen Grundſtucken, welche einen
ſo hohen Ertrag nicht gewahren, Kapitalien zuzu
ſchlagen, wodurch dieſer Ertrag erfullt wird.

S. 23. 48. ſeq. h. t.Gebaude, Mobilien und Koſtbarkeiten konnen einem Fa J
milien Fideicommiß zugeſchlagen werden, ſ. 61. h. t. t

g. 229.
NMur mit leiſtungen zum Beſten der Kinder des J

jedesmaligen FideicommißBeſitzers, zur Aufſamm
lung eines Kapitäls fur kunftige Unaglucksfalle, oder

4

zur Erweiterung und Verbeſſerung des Fideicom— J
miſſes, kann der Ertrag deſſelben, bis zur Halfte

der geſetzmaßigen Summe, in dem Stiftungsbriefe 15
belegt werden. Es muß alſo, bey jedem kunftig aus
Grundſtucken zu errichtenden Fideicommiſſe, dem

J
zeitigen Beſitzer wenigſtens ein Ertrag von 1250
Rthlr. zur frehen Verwendung ubrig bleiben.

g. 53. 54. h. t.

Ga4a G. 2zo—
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ſ. 230.

Fur dieſelbe Familie kann ohne Landesherrliche
Genehmigung kein Fideicommiß uber den jahrlichen
reinen Ertrag von ioooo Rthirn. errichtet oder ver
groſſert werden.

56. ſeqq. h. t.

g. 231.
Es muß nicht nur die fideicommiſſariſche Ei—

genſchaft, ſondern es muſſen auch die Anwarter, in
ſo fern ſie ſich nicht annoch in der vaterlichen Ge—
walt des Beſitzers oder eines andern Anwarters be
finden, in das Hypothekenbuch eingetragen werden.

ſ. G2. ſeq. h. t.
Von Fideicommiß: Jnventarien, d. 71. h. t.

ſ. 232.
Dem jedesmaligen Fideicommiß-Beſitzer ge

buhrt das nutzbare Eigenthum des Fideicommiſſes.
Das Obereigenthum befindet ſich bey der ganzen

Famiti. S. 22. 73. h. t.

g. 233
Jn allen Fallen, wenn bey getheiltem Eigen

thum die Einwilligung:des Obereigenthumers zu ei
ner Verfugung erforderlich iſt, muß dieſelbe bey Fi
deicommiſſen durch einen Familienſchluß getroffen
werden. 5

s. 76. h. t.Mithin auch Veräußerungen und Veranderungen der

Subſtanz des Fideicommiſſes, h. 78. leqq. h. t.

ſ. 234.
Doch iſt zur Aufnehmung nothwendiger Dar

lehne nur die Einwilligung zweyer Anwarter er
fordetlich.

go. ſeqq. h. t.
Der
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Der nachſten zwey Anwarter, wenn nur Eine Linie vor-
handen iſt. Sind deren mehrere, ſo muß der erſte An

warter aus der nachſten und das alteſte Mitglied der dar:
auf folgenden Linie zugezogen werden, d. 87. ſeq. h. t.

Die Kinder des Beſitzers ſind nicht als Anwarter anzuſe:
hen, es ware denn, daß kein anderer Anwarter vorhan:

den ware, h. 92. ib.
Von der Beſtellung eines Fideicommiß: Curators, h. 93. ib.

S. 235.
Fur nothwendige Schulden ſind diejenigen zu

achten, welche zur Wiederherſtellung ſolcher Gebau—
de aufgenommen werden muſſen, deren Bau ent—
weder durch Unglucksfalle (in ſo fern dieſe nicht durch
die Eintretung in die Feuerverſicherungsgeſellſchaft
oder ſonſt zu vermeiden geweſen) oder durch Alter
ohne einiges Verſchulden des Beſitzers nvthwendig
geworden iſt. Auch konnen die Nutzungen des Fidei—
commiſſes unter Beſtimmung gewiſſer Zahlungster
mine verſchuldet werden, wenn die Koſten des
durch Schuld des vorigen Beſitzers nothwendig ge
wordenen Baues nicht aus deſſen frtehem Nachlaſſe
getilgt werden konnen, oder wenn das Fideicommiß
gut und deſſen Beylaß durch Unglucksfalle ſo verrin
gert worden, daß zur Wiederherſtellung deſſelben
mehr als der ate Theil der Einkunfte verwendet wer
den muß.

ZJſt der zur Wiederherſtellung des Fideicom
miſſes nothwendige Vorſchuß ſo bettachtlich, daß er
aus den Einkunften nicht beſtritten werden kann, ſo
iſt zur Verpflichtung der Subſtanz ſelbſt ein Fami

lienſchluß erforderlich.
S. gi. ſeqq. 114. h. t.

9. 236.
Wenn. das Gut durch Krieg oder ſonſt durch

hohere Gewalt ſo verheert worden, daß der Veſitzer

G 5 in
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in einem oder dem andern Jahre nicht ſo viel Nu—
tzungen, als zur Abfuhrung der ſtiftungsmaßigen Lei—
ſtung erforderlich ſind, daraus hat ziehen konnen: ſo
iſt er berechtigt, ſo viel, als dazu nothig iſt, auf die
kunftigen Einkunfte aufzunehmen und zu verſichern.

g. 86. h. t.

g. 237.
Die Ruckzahlung des Darlehns muß gericht

lich und zwar ſo beſtimmt werden, daß dem Beſitzer
nicht zugemuthet werde, mehr als den Aten Theil
der ſonſt gewohnlichen Einkunfte darauf zu verwen
den; er darf aber auch nicht weniger als dieſen ten
Theil abgeben, es ware denn, daß die voöllige Ruck
zahlung innerhalb 10 Jahren erfolgen konnte.

S. g6. ſeq. h. t.

J. 238.
Giebt der Glaubiger wegen der beſtimmten

Ruckzahlunastermine freywillig Nachſicht: ſo ge
ſchieht es auf ſeine Gefahr.

S. 103. h. t.

Schulden des Fideicommiß:. Stifters, mit wel

chen er ſelbſt das Fideircommiß bey deſſen Errichtung
belaſtet hat: oder die aus ſeinem ubrigen Vermogen
nicht bezahlt werden konnen, ſind als urfprungliche,
die Subſtanz angehende Fideicommiß? Schulden
anzuſehn. Dergleichen Schulden iſt der Fideicom
miß-Folger aus den Einkunften zu bezahlen nicht
verbunden. S. 104. 105. h. t.

ſ. 240.
Wegden ſolcher Schulden, die nach .F.go. ſeq.

nen
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nen aus den Einkunften wieder abgeſtoßen werden
ſollen, kann die Subhaſtation des Fideicommißauts
ſelbſt niemals erfolgen. Wegen ſolcher Schulden
aber, die aus der Subſtanz des Fideicommiſſes
ſelbſt bezahlt werden muſſen, kann der Glaubiger im
Verfolge der Execution, auch auf den gerichtlichen

Verkauf des Guts ſelbſt antragen.
Was aber von dem Kaufagelde, nach Abzug

dieſer Schulden, noch ubrig bdleibt, muß zum Fi—
deicommiß angelegt werden.

S. ios. iio. iii. h.t.
Die anderweitige Anlegung muß durch einen Familien

ſchluß beſtimmt werden, H. 113. h. t.

J. 241.
Die das Fideicommiß betreffende Rechtsſtrei

tigkeiten werden von dem Beſitzer mit Zuziehung
der Anwarter nach obigen Beſtimmungen (9. 234.
di1. B.) gefuhrt. Die auf dieſe Art gefuhrten oder
verglichenen Proxeſſe verpflichten auch die Nachfol—
ger aus derſelben Fomilie. Die Proceß- und an
dere Gerichtskoſten trägt der Beſitzer aus den Ein
kunften, in ſo fern er nicht durch die Anwarter, ei—
nen in der Folge verlohrnen Prorteß zu fuhren und
fortzuſetzen, wider ſeinen Willen gendthiget worden.

5. 117 121. h. t.

ſ. 242.
Durch Verjahrung geht nicht die Fideicom

miſſariſche Eigenſchaft, ſondern es gehen nur ein
zelne Rechte des Fideicommiſſes, oder auf daſſelbe

verlohren.
5. 122- 125. h. t.

Von GeldFideicommiſſen, h. 126. ſeqq. h. t.

Vier
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Vierter Abſchnitt.

Von der Ordnung der Nachfolge in
Familien-Fideicommiſſe.

J. 243.
In den bisher ſchvn unter ausdrucklichet oder

ſtillſchweigender Genehmigung des Staats errichte
ten Familien- Fideicommiſſen, hat es bey der von
dem Stifter vorgeſchriebenen Succeſſionsordnung
ſein Bewenden.

S. 134. h. t.

ſ. 244.
Hat der Stifter verordnet, daß jedesmal der

Aelteſte aus der Familie zur Nachfolge gelangen
ſolle: ſo heißt die Stiftung Seniorat. Es folget
alſo bey dem Abgange des jedesmaligen Beſitzers der
Aelteſte den Jahren nach, ohne Ruckſicht auf die
Uinie oder den Grad der Verwandtſchaft. Verord
nete der Stifter, daß zwar der nachſte aus der Fa
milie, dem Grade nach, zur Fideicommiß:Folge ge
langen, unter mehrern gleich nahen aber der altere,
den Jahren nach, die jungern ausſchließen ſolle: ſo
heißt die Stiftung Majorat. Jſt die Folge zwar
ebenfalls nach der Nahe des Grades, jedoch mit der
Beſtimmung angeordnet, daß unter mehrern gleich
nahen der jungere den altern ausſchließt: ſo wird ein
ſolches Fideicommiß ein Minorat genannt.

S. 135. 137. 145. 146. h. t.
Das Recht zur Fideicommiß-Folge richtet ſich nach dem

Zeitpunkte, da der letzte Beſitzer geſtorben war; doch
ſind die innerhalb zo2 Tagen nachher gebornen Kinder

auch fur ſchon exiſtirend zu achten, q. 20Z- 205. hat.
Beym Ausgange der mannlichen Nachkommenſchaft er:

liſcht das Fideicommiß, 9. 139. h. t.

J. 244.
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S. 144. b.
Jn Zukunft follen Landguter zu Senioraten

nicht gewidmet werden.
140. h. t.

S. 24.
Auch ſollen Verordnungen, vermoge welcher

der Beſitz eines Landguts in einer Familie nuür nach
den Regeln der geſetzlichen Erbfolge fortgeſetzt wer—
den ſoll, kunftig nur als fibeicommiſſariſche Subſti
tution gelten. Ein kunftiger Fideicommißſtifter
muß alſo eine ſolche Succeſſiousordnung beſtimmen,
nach welcher ein dazu gewidmetes einzelnes Landgut
immer nur Einem aus der Familie zu Theil werde.

S. 141. 142. h. t.

F. 246.
Primogenituren heißen ſolche Fideicommiſfſe,

wo die Succeeſſion nach Linien mit dem Rechte der
Erſtgeburt angeordnet iſt.

S. 147. h. t.
Erlauterung, S. rag. leqq. h.t.
Es kommt, ohne Unterſchied der vollen oder halben Geburt.

nur darauf an: ob die Geſchwiſter von demſelben Va

ter abſtammen, 8. 162. 163. h. t.

5. 247.
Sind in Einer Familie Fideicommiſſe fut ver

ſchiedene linien errichtet worden, ſo werden bey der
Fideicommißfolge diejenigen, welche ſchon im Beſitz
eines Fideicommiſſes ſind, uberſprungen wobey
ſie jedoch die Wahl haben, ob ſie nicht lieber das
Fideicommiß, welches ſie ſchon beſitzen, abgeben
wollen. Muſſen jedoch beyde Fideicommiſſe ſich in
Einer Perſon vereinigen, weil kein anderer Fidei—
commißfolger ubrig iſt, ſo kann dies zwar geſchehen,
obgleich der Ertrag beyder Fideicommiſſe die geſetz-

maßige
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maßige Summe uberſteigt Ch. 228. d.. B.). So
bald aber eine Trennung dieſer Fideicommiſſe mog
lich wird, muß ſie erfolgen.

166- 178. h. t.

G. 248.
Hfat fur eine ſchon mit einem Fideicommiß ver

ſehene Familie, eine andere vom erſten Stifter ver
ſchiedene Perſon ein beſonderes Fideicommiß errich
tet: ſo wird bey der Succeſſions Ordnung in dieſes
auf den Erſten Stifter, und das Verhaltniß der
Perſonen und linien gegen denſelben, gar keine Ruck
ſicht genommen. Sind alſo die von dem zweyten
Stifter zur Nachfolge berufenen Linien erloſchen;
und es ſoll, ſeiner Verordnung zu Folge, das Fidei—
commiß dennoch bey der Familie bleiben: ſo kommt
in daſſelbe dasjenige Familienmitglied zur Succeſſion,
welches dem letzten Beſitzer aus den von dem zwey
ten Stifter berufenen Linien dem Grade nach am
nachſten iſt.

S. 179. 180. h. t,

g. 249.
Wenn die geſammte mannliche Deſcendenz

eines Fideicommiß Stifters erloſchen iſt, und derſelbe
zum Beſten ſeiner weiblichen Nachkommen nichts
verordnet hat, ſo wird das Fideicommiß in den
Handen des letzten mannlichen Deſcendenten freyes
eigenthumliches Vermogen.

5. ig9. h. t.

J. 250.
Hat der Stifter ausdrucklich auch die Weiber

nach dem Abgange des Mannsſtamms zur Fideicom
mißfolge berufen: ſo behult die älteſte Tochter des letz
ten Beſitzers Zeitlebens das Fideicommiß, welches
nach ihrem Tode an ihre mannliche Nachktommen

ſchaft
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ſchaft fallt, mit welcher ſich dann wieder eine neue Fi
deicommißfolge eroffnet. Eben dieſes findet in Anſe
hung der zweyten und dritten und aller folgenden
Tochter Statt, wenn die altere Tochter ohne mann
liche Nachkommen verſtirbt. Sind auch keine weib
liche Deſcendenten des letzten Beſitzers vorhanden,
ſo gehet das Fideicommiß auf die andern vom erſten
Stifter durch die Weiber abſtammenden mannlichen
Deſcendenten uber. Dabey wird wiederum auf
die Ordnung der Erſtgeburt, in Verhaltniß gegen den
erſten Stifter oder Erwerber, Ruckſicht genommen.

200. h. t.

Funfter Abſchnitt.
Von der Auseinanderſetzung zwiſchen

dem Fideicommißfolger und den Erben

des letzten Beſitzers.

G. 251.
Das nutzbare Eigenthum des Fideicommiſſes

geht mit dem Augenblicke, da der bisherige Beſitzer

verſtirbt, auf den Nachfolger uber.
aoõ. h. t.

J. a52.
Bey der Auseinanderſetzung zwiſchen den Er

ben des letzten, Beſitzers und dem Fideicommißfol—
ger, treten nicht nur die in Anſehung des Nutzungs
techts (P. J. T. xXI. G. 143. ſeq. d. A. G. B.)
ſondern auch die wegen der lehne gegebenen Vor—
ſchriften, jedoch mit dem Unterſchiede ein, daß alles
dasjenige hinwegfallt, was auf die Pflicht des Va
ſallen gegen den Lehnsherrn, und auf deſſen Verbind
lichkeit die vaterliche Erbſchaft mit dem lehne zu
ubernehmen, gegrundet iſt.

aes, Toq. a2a4. ſoq. h. t.

g. 253.



üol

J Aa. Titel. 5. Ablſchnitt.
g. 253.

Hat der Fideicommiß Beſitzer in Fallen, wo
er die Aufnehmung eines Darlehns auf die Ein—

kunfte des Fideicommiſſes zu ſuchen drtechtiget ge
weſen, ſolches nicht gethan, ſondern die Wieder—
herſtellung aus eignen Miitteln oder durch. Privat:
credit bewerkſtelliget: ſo konnen ſeine Allodialerben
dafur keine Vergutung fordern.

5. 214. h. t.

g. 254.
Auch der Glaubiger, welcher Privatvorſchuſſe

dazu gemacht hat, kann an die dem Fideicommiß—
folger zukommenden Einkunfte des Fideicommiſſes
ſech nicht halten, wenn er gleich nachweiſen konnte,

daß das von ihm gegebene Darlehn in das Fidei—
commiß wirklich verwendet worden.

S. 219. h. t.

g. 255.
Hat hingegen der Fideieommiß Beſitzer die

Wiederherſtellung wegen obwaltender Gefahr im
Verzuge, zwar aus eignen Mittein öder auf Privat
credit bewirkt, aber zugleich den Conſens zu Auf—
nehmung eines Darlehns nachgeſucht: ſo muß der
Rachfolger dieſes Darlehn anerkennen, wenn gleich
der Conſens erſt nach geſchehener Verwendung, oder

erſt nach dem Tode des vorigen Beſitzers, ertheilt
oder erganzt worden iſt,

 aap. h. t.

ſ. 256.
So weit als der verſtorbene Beſitzer, zur Ab

geltung ſtiftsmaßiger teiſtungen, ein Darlehn auf
die Einkunfte des Fideicommiſſes aufzunehmen be—
rechtigt geweſen ware, iſt der uuue Veſitzer das im

Ruck
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Ruckſtande Verbliebene aus den folgenden Einkunf—
ten zu entrichten verbunden. Halten ſich die Be—
rechtigten wegen ſolcher Ruckſtande an den Allodial—

Nachlaß: ſo konnen die Erben den Erſatz aus den
Fideicommiß-Einkunften fordern.

5. 221. 222. h. t.

Sechſter Abſchnitt.

Vom Naherrechte auf Familienguter.

S. 257.
Aus der bioßen Familienverbindung entſteht

fur die Mitglieder derſelben kein Recht, die ehemals
bey der Familie geweſenen Guter von einem Drit
ten zuruckzufordern. Auch ſollen nur die zu Ein-
fuhrung eines ſolchen Naherrechts bereits geſchloſſe

nen Vertrage gultig ſeyn, wenn ſie binnen 3 Jahren
nach Bekanntmachung des Geſetzbuchs ins Hypo—
thekenbuch eingetragen werden.

S. 227. h. t.
Der iſte Jun. 1791. wird zufolge des Publications Pa

tents h. XV. fur den Tag der Bekanntmachung ange

ſehen.

g. az8.
Das Nuoherrecht erſtreckt ſich nur auf Guter,

die wenigſtens ſchon von zweh Mitgliedern der Fami
lie nach einander, den gegenwartigen Veraußerer
ungerechnet, beſeſſen worden, kann nur von Agna
ten und mannlichen Nachkommen, welche den
Veraußerer entweder gar nicht oder nur im Pflicht

theile beerbt haben, ausgeubt werden, und findet
nur Statt, wenn die Veraußerung an einen geſche

hen iſt, welcher gar nicht zur Familie gehort.
5. aʒi. 232. 233. 240. 241. h. t.

H g. 259.
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g. 259.
Der nahere Verwandte ſchließt lden entfern

tern aus. g. 234. 235. h. t.
Zeitpunkt, nach welchem dieſe Nahe zu beurtheilen iſt,

g. 236. h. t.
Pravention und Entſcheidung durch Looſe bey der Concur

ren, mehrerer, 9. 237. 238. ib.
Vererbung des Naherrechts, 9h. 239. ib.

Abwartung der Verjahrungéfriſt, ſ. 243. ſeqq ib.
g. 260.

Das Naherrecht geht verlohren, wenn der
Gegenſtand einmal aus der Familie herausgegangen,
und der Ablauf der Verjahrungsfriſt hinzugekom—
men iſt. Eben dieſe Folge hat die nothwendige
Subhaſtation, obſchon ein Verwandter die Sache
erſtanden hat.

S. 245- 248. hat.

Funfter Titel.
t

Von den Rechten der Herrſchaften und
des. Geſindes.

g. 261.
z. ueber Zur hauslichen Geſellſchaft gehoren auch die
haupt. dem Dienſte der Familie gewidmeten Hausgenoſſen.

1) Was ESind ſie zu den in gemeinen Haushaltungen
Geſindeſer? gewohnlichen Dienſten, auf eine beſtimmte Zeit,

und gegen ein feſtgeſetztes Lohn verpflichtet, ſo wer—

den ſie unter dem Namen des gemeinen Geſindes
begriffen. Sind ihnen nur beſtimmte Geſchaffte in
der Haushaltung oder Wirthſchaft, mit Unterord
nung des gemeinen Geſindes, oder iſt ihnen die
Aufſicht uber ſelbiges anvertraut, ſo werden ſie
Hausoffieianten genannt.

S. 1. 177. h. t.
J. 262.
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G. 262.
Das zum Dienſte der Familie beſtimmte Ge— J. ert

ſinde wird von dem, welcher dem Hausweſen vor: miethen
ſteht, gemiethet. Dies iſt in der ehelichen Geſell-konne.
ſchaft der Mann. Das weibliche Geſinde iſt zwar
beſönders der Wahl und Aufſicht der Ehefrau un—
terworfen; doch gilt der von ihr ohne des Mannes
ausdruckliche Genehmigung geſchloſſene Miethver—
trag des Geſindes nur auf die geſetzmaßige Dienſtzeit.

S. 224. h. t.
Von dem Falle, wenn das Haupt der Familie nicht dem
Hausweſen vorſteht; imgleichen wenn einzelne Mitglie:

der der Familie zu ihrem beſondern Dienſte Geſinde
miethen.

g. 263.
Wer ſich als Geſinde vermiethen will, mußz)Wer ſich

uber ſeine Perſon frey zu ſchalten berechtigt ſeyn. ng
Dienſtboten, welcheſchon vermiethet geweſen, muſ-then kon
ſen bey dem Antritte eines neuen Dienſtes die recht.ie.
muaßige Verlaſſung der vorigen Herrſchaft nachwei
ſen. leute, die bisher noch nicht gedient zu haben
angeben, muſſen durch ein Zeugniß ihrer Obrigkeit
darthun, daß bey ihrer Annehmung als Geſinde

kein Bedenken obwalte.
5. 10. 9. h. t.Von Kindern unter vaterlicher Gewalt, g. 6. ib.

Verheirathete Frauen, 9. 7. ib.
Zu Verlangerung der Dienſtzeit oder zu fernern Mieth

vertragen iſt in der Regel keine neue Einwilligung nö—

thig, wofern die erſtere nicht auf gewiſſe Falle einge:
ſchrankt war, d. 8. ib.

Zolgen, wenn obige Vorſchriften verletzt worden,
S. 11. 12. h. t.

g. 264.
Jn Anſehung des gemeinen Geſindes enthaltii. Vom

gewohnlich die Geſinde-Ordnung des Orts nahere Fuen
Vorſchriften.

H 2 Jn
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i Jn An Jn der Regel wird dazu kein ſchriftlicher Ver—
hurng,d. trag erfordert, an deſſen Stelle aber tritt das Ge—

vertrages. hen und Annehmen des Miethsgeldes, welches im
Mangel anderer Beſtimmung auf das lohn abge—
technet wird. Auch da, wo dergleichen Abrechnung
ſonſt nicht ſtattfindet, iſt dennoch die Herrſchatt
dazu berechtigt, wenn das Geſinde aus eigner Schuld
die verabredete Dienſtzeit nicht aushalt.

g. 26. h. t.

g. 265.
Hat ſich ein Dienſtbothe bey mehrern Herr—

ſchaften zugleich vermiethet: ſo gebuhrt derjenigen,
von welcher er das Miethgeld zuerſt angenommen
hat, der Vorzug.

g. 27. h. t.
Entſchadigung der Herrſchaft, welche nachſtehen muß,

9 28.30. ib.
Strafe des doppelt ſich vermiethenden Geſindes, d. Zi. ib.

g. 266.
Jſt nichts beſonderes verabredet worden: ſo

wird die Miethe, bey ſtadtiſchem Geſinde, auf Ein
Viertheiljahr; bey lLandgeſinde äber auf Ein ganzes
Jahr fur geſchloſſen angendminen.

S. 41. ib.

g. 267
Vertrage, wodurch ein hoheres, als das geſetz.

lich beſtimmte ohn und Koſtgeld bewilliget wird,

und Verſprechungen der Weihnachts-, Neujahts
und anderer Geſchenke haben keine verbindliche Kraft.

S. 32- 35. h. t.
Abzug dieſer Geſchenke vom Dienſtlohn, wenn der Con

traet im Laufe des Dienſtjahra durch Schuld des Ge—

ſindes wieder aufgehoben wird, 9. 36. ib.
wBom Unterſchiede der gewohnlichen, und Staattlivree,

wie auch von Manteln, Kutſcherpelzen und dergleichen,

5. 37· 39. ib.
J. 268.
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J. 268.Die Antrittszeit iſt in Anſehung des ſtadtiſchen?)Wirkun
gen desGeſindes der zweyte Januar, April, Julius und Mieths-

October jedes Jahres. Bey landgeſinde wird ſie, vertrages.
a) Wegenwenn nicht Provinzial, Geſindeordnungen ein An-Antritt

dres beſtimmen, auf den zweyten Januar feſtgeſetzt. derDienſt

S. 42. 43. h. t.
geit.

g. 269.
Nut in eben dem Falle, in welchem der ſchon

angetretene Dienſt von Seiten der Herrſchaft wie—
der aufgehoben, oder von Seiten des Geſindes ver—
laſſen werden kann, findet dieſes auch von dem An—

tritte des Dienſtes ſtatt. Weigert ſich das Geſinde,
den Dienſt anzutreten, ohne Grund, ſo kann die
Hetrſchaft entweder auf deſſen Antritt dringen, oder
vom Vertrage abgehen und das Dienſtgeld zuruck—
fordern. Wird das Geſinde durch Zufall, ohne
ſeine Schuld, den Dienſt anzutreten verhindert: ſo
muß die Herrſchaft mit Ruckgabe des Miethgeldes
ſich begnugen.

ſ. 45- 53. h. t.
Heirath des weiblichen Geſindes berechtiget zur Stellung

einer andern tauglichen Perſon. Jſt dieſe nicht zu fin
den, ſo muß der Dienſt in der Stadt auf ein Vierteln,
auf dem Lande auf ein halbes Jahr angetreten werden,

S. 44. 55. h. t.g. 270.
Das gemeine Geſinde iſt nicht nur zu den Ar-pygflicht

beiten, denen es beſonders gewidmet worden, ſondern des Ge
auch ſammtlichen zur herrſchaftlichen Familie gehd ſindes.

rigen und darin aufgenommenen Perſeonen, zu den
gewohnlichen dem Geſinde uberhaupt obliegenden
Dienſtleiſtungen, beſonders aber zu hauslichen Ver
richtunaen, nach der Anordnung des Hausvaters
verpflichtet.

-S. 17. ſeqq. h. t.

H3. F. 271.
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g. 271.
Das Geſinde muß ſich den hauslichen Einrich

tungen der Herrſchaft unterwerfen, auch in und au—

ßer ſeinem Dienſt allen Schaden, beſonders aber
die Untreue des Nebengeſindes zu verhuten ſuchen.
Zum Erſatz eines vorſatzlichen, oder auch nnr durch
ein maßiges Verſehen angerichteten Schadens, iſt
es in allen Fallen; zu Vertretung eines geringen
Verſehens aber nur alsdann verbunden, wenn es wi—
der den ausdrucklichen Befehl der Herrſchaft gehan

delt, oder ſich zu Geſchafften, die eine vorzugliche
Aufmierkſamkeit oder Geſchicklichkeit erfordern, ver

pflichtet hat.
5.57- 75. h. t.

gJ. 272.
Das Geſinde muß die Befehle und Verweiſe

der Herrſchaft mit Ehrerbietung annehnien, und
darf ſich der Herrſchaft nur, wenn es in aegenwar—
tige und unvermeidliche Gefahr gerath, thatlich wi

derſetzen.
76 ſeqq. h. t.

Von Jnjurien der Herrſchaft gigen das Geſinde, g. 77.
ſeq. 97. h. t. P. ET.XX. 857 ſeqa.

g. 273.
Die Herrſchaft iſt ſchuldig, dem Geſinde lohn

und Kleidung zu den beſtimmten Zeiten punctlich zu
entrichten. Jſt auch Koſf verſprochen worden: ſo
muß ſie in den an jedem Orte gewohnlichen Speiſen
bis zur Sattigung gegeben werden.

ſ. 82. 3. k. t.

g. 274.
Die Herrſchaft darf das Geſinde nicht hinbern,

den unerlaßlichen Pflichten gegen ſich ſelbſt Genuge
zu leiſten. Sie muß fur die Cur und. das Unter

kom
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kommen des hulfloſen kranken Geſindes ſorgen. Zieht
ein Dienſtbothe ſich durch den Dienſt oder bey Ge—
legenheit deſſelben eine Krankheit zu: ſo iſt die Herr—

ſchaft ſchuldig, fur ſeine Cur und Verpflegung zu
ſorgen. Dafur darf dem Geſinde an ſeinem Lohne
nichts abgezogen werden. Auch uber die Dienſtzeit
hinaus muß es Cur und nothdurftige Verpflegung
erhalten, wenn es entweder, auch nur durch ein ge—

ringes Verſehn der Herrſchaft in dieſen hulfloſen
Zuſtand geſetzt worden, oder das Ungluck bey Aus
richtung der beſtimmten Vorſchrift der Herrſchaft
unvermeidlich war. Jſt aber der Dienſtbote durch
Mißhandlungen der Herrſchaft, ohne ſein grobes
Verſchulden, an ſeiner Geſundheit beſchadiget wor
den: ſo hat er von ihr vollſtandige Schadloshal—
tung, nach den allgemeinen Vorſchriften der Geſetzt

zu fordern.S. 84  96. h. t. P. 1. T. xiii. g. zo. gi.

g. 275.
Stirbt ein Dienſibote: ſo konnen ſeine Erben?) Aufhe—-

bung desſohn und Koſtgeld nur ſo weit fordern, als ſelbiges gieths—
nach Verhaltniß der Zeit bis zum Krankenlager vertrages.

ruckſtandig iſt. q) Tod.S. 99. h. t.

S. 276.
Stirbt die Herrſchaft vor Ablauf der gewohn

lichen Aufkundigungsfriſt: ſo ſind die Erben dem
Geſinde Lohn und Koſt nur bis zum Ende des lau—

fenden Quartals zu reichen verbunden. Erfolgt
der Todesfall nach Verlauf der Aufkundigungsfriſt,
und die Erben wollen das Geſinde nicht langer be
halten: ſo muſſen ſie demſelben, auſſer dem Lohne
und der Koſt des laufenden Vierteljahrs, annoch das

tohn fur das folgende, jedoch ohne Koſt, verguten.

y. Ioi. io. h. t. Mann-H 4
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Mannliche Dienſtboten erhalten die ganze jahrliche Livree,

wenn ſie ſchon ein halbes Jahr und langer gedient
haben, 9. 103. ſeqq. h. t.

Von monathwei gemiethetem Geſinde, h. 1oz. h. t.

ſ. 277.
b) son Eroffnung des Concurſes uber das Vermogen
curs. der Herrſchaft, wird dem Tode gleich geachtet.

S. 1o0s6. ſeqq. h. t.

g. 278.
c) Aufkun Der Dienſtvertrag wird als ſtillſchweigend ver—
digung. ſangert, bey ſtadtiſchem Geſinde auf ein Viertheil-,

und bey landgeſinde auf ein ganzes Jahr angeſehen,
wenn die Aufkundiaung bey erſterm nicht 6 Wochen
und bey letzterm nicht 3 Monathe vor dem Ablaufe

der Dienſtzeit erfolgt iſt.
5. 109-114. h. t.

Monathsweiſe gemiethetes Geſinde, d. 112. 115. h. t.

J. 279.
q) Verge Ohne Aufkundigung kann die Herrſchaft ein
hurgr Geſinde ſofort entlaſſen:
ſindes 1) Wenn daſſelbe die Herrſchaft, oder deren Fa

milie, durch Thatlichkeiten, Schimpf- und
Schmahworte, oder ehrenruhriae Nachreden
beleidigt; oder durch boshafte Verhetzungen
Zwiſtigkeiten.in der Familie anzurichten ſucht;

2) wenn es ſich beharrlichen Ungehorſam und
Witderſpenſtigkeit gegen die Befehle der Herrt
ſchaft zu Schulden kommen laßt;

z) wenn es ſich den zur Aufſicht uber das gemei
ne Geſinde beſtellten Hausofficianten mit
Thatlichkeiten, oder groben Schimpf- und
Schmuhreden in ihrem Amte widerſetzt;

4) wenn es die Kinder der Herrſchaft zum Bo
ſen verleitet, oder verdachtigen Umgang mit

ihnen pflegt;
5) wenn

J
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5) wenn es ſich des Diebſtahls oder der Verun
treuung gegen die Herrſchaft ſchuldig macht;

6) wenn es ſein Nebengeſinde zu dergleichen la—
ſtern verleitet;

7) wenn es auf der Herrſchaft Namen ohne deren
Vorwiſſen, Geld oder Waaren auf Borg nimmt;

Z wenn es die noch nicht verdiente Livree ganz oder
zum Theil verkauft, oder verſetzt;

9) wenn es ſich zur Gewohnheit macht, ohne Vor—
wiſſen und Erlaubniß der Herrſchaft, uber Nacht
aus dem Hauſe zu bleiben;

10) wenn es mit Feuer und licht, gegen vorherge—
gangene Warnung, unvorſichtig umgeht;

11) wenn, auch ohne vorhergegangene Warnung,
aus dergleichen unvorſichtigem Betragen wirklich
ſchon Feuer entſtanden iſt;

12) wenn das Geſinde ſich durch liederliche Auf—
fuhrung anſteckende oder ekelhafte Krankheiten

zugezogen hat;
13) wenn ein Dienſtbote von der Obrigkeit auf lan

gere Zeit, als acht Tage, gefanglich eingezogen wird;

14) wenn ein Geſinde weiblichen Geſchlechts
ſchwanger wird: in welchem Falle jedoch der
Obrigkeit Anzeige geſchehen, und die wirkliche
Entlaſſung nicht eher, als bis von dieſer die ge—
ſetzmaßigen Anſtalten zur Verhutung alles Un—
glucks getroffen worden, erfolgen muß;

15) wenn die Herrſchaft von dem Geſinde bey der

Annahme durch Vorzeigung falſcher Zeugniſſe
hintergangen worden:;

16) wenn das Geſinde in ſeinem vorigen Dienſte
ſich eines ſolchen Betragenz, weshalb es nach
No. 1. bis 12. inel. hatte entlaſſen werden
konnen, ſchuldig gemacht, und die vorige Herr—
ſchaft dieſes in dem ausgeſtellten Zeugniſſe ver
ſchwiegen, auch das Geſinde ſelbſt es det neuen

5 Herr—
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Herrtſchaft bey der Annahme nicht offenherzig
bekannt hat.

S. 116- 131. h. t.
Jn dieſen Fallen muß der Bediente die ganze Livree

zurucklaſſen, 9. 136. h.

Hg. 280.

Das Geſinde kann den Dienſt ohne vorherge
hende Aufkundigung verlaſſen:

1) Wenn es durch Mißhandlungen der Herr
ſchaft in Gefahr des Lebens oder der Geſund
heit verſet,t worden;

2) wenn die Herrſchaft daſſelbe auch ohne ſolche
Gefahr, jedoch mit ausſchweifender und un—
gewohnlicher Harte, behandelt hat;

z) wenn die Herrſchaft daſſelbe durch Handlun—
gen, welche wider die Geſetze oder wider die
guten Sitten laufen, hat verleiten wollen;

M wenn dieſelbe das Geſinde vor dergleichen
unerlaubten Anmuthungen gegen Perſonen,
die zur Familie gehoren, oder ſonſt im Hauſe
aus- und eingehen, nicht hat ſchutzen wollen;

5) wenn die Herrſchaft dem Geſinde das Koſt—
geld ganzlich vorenthalt, oder ihm ſelbſt die

nothdurftige Koſt verweigert;
6) wenn die Herrſchaft auf eine das laufende

Dienſtjahr uberſteigende Zeit bloße Privatrei
ſen in fremde Lander vornimmt;

7) wenn ſie in offentlichen Angelegenheiten au

ßer Landes verſchickt wird; oder wenn ſie ih
ren Wohnſitz an einen andern. Ort innerhalb
der koniglichen Lande verlegt; und in beyden
Fallen es nicht ubernehmen will, den Dienſt
boten nach abgelaufner Dienſtzeit auf ihre

Kcoſten zuruckzuſchicken;
8) wenn
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8) wenn der Dienſtbote durch ſchwere Krank—
heit zur Fortſetzung des Dienſtes unvermo
gend wird.

S. 1322 139. h, t. ĩ
Jn dieſen Fallen bleibt dem Geſinde die vollſtandi

ge Livree, auch erhalt es Lohn und Koſt fur das
laufende, und wenn dor Austritt ſich erſt nach der

Aufkundigungẽfriſt ereignet, auch ſur das folgen

de Viertheljahr, d. 152. 153. 154. h. t.
Das monathweiſe gemiethete Geſinde belommt dies

fur den lauſenden oder den kunftigen Monat nach
obigen Beſtimmungen; ib.

g. 281.
Auſſer den ſJ 279. 280. d. B. beſtimmten ſ) Aufhe

Grunden aiebt es auch noch andere, weswegen zwar vi n
nicht eine Aufhebung des Vertrages, aber doch eine trages,
fruhzeitigere Aufkundigung, als ſonſt erforderlich gzar noch

ſeyn. wurde, Statt findet. Dienſt-
Die Herrſchaft iſt zu dieſer Auftkundigung ith

berechtigtt: d dqq, vorgeganwenn dem Geſinde die zu dem ubernomme-fntn Auf.

nen Dienſte erforderliche Geſchicklichkeit man- gung.

gelt; oder
2) wenn das Geſinde, ohne Erlaubniß der Herr—
ſchaft ſeines Vergnugens wegen auslauft;

oder ohne Noth uber die erlaubte oder zu dem
Geſchaffte erforderliche Zeit auszubleiben
pflegt; oder ſonſt den Dienſt muthwillig ver
nachlaſſigt;

3) wenn der Dienſtbote dem Trunke oder dem
Spiele ergeben iſt, oder vurch Zankereyen oder
Schlagerehen mit ſeinem Nebengeſinde den
Hausfrieden ſtort, und ſich von ſolchem Be
tragen, auf geſchehene Vermahnung, nicht

beſſert:
M wenn
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4) wenn nach geſchloſſenem Miethsvertrage die
Vermogensumſtande der Herrſchaft derge—
ſtalt in Abnahme gerathen, daß ſie ſich ent-
weder ganz ohne Geſinde behelfen, oder doch

deſſen Zahl einſchranken muß.

Das Geſinde kann den Dienſt nach vorgangi—
ger Aufkundigung doch noch vor Ablauf der beſtimm

ten Dienſtzeit verlaſſen:
1) wenn die Herrſchaft den bedungnen lohn in

den feſtgeſetzten Terminen nicht richtig bezahlt;
2) wenn die Herrſchaft das Geſinde einer offent

lichen Beſchimpfung eigenmachtig ausſetzt;
3z) wenn der Dienſtbote durch Heirath, oder auf

andere Art, zur Anſtellung einer eignen Wirth
ſchaft vortheilhafte Gelegenheit erhalt, die er
durch Ausdauerung der Miethszeit verſau
men mußte.

Es mag nun aber in den vorigen Fallen die
Herrſchaft oder das Geſinde den Dienſt aufkundi—

gen, ſo muß doch das laufende Vierteljahr, und bey
monathweiſe gemiethetem Geſinde der laufende Mo

nat ausgehalten werden. Hat der Bediente in die
ſem Falle noch kein helbes Jahr gedient, ſo muß er
Rock und Huth zurucklaſſen, auch muß er nach ei-
nem halbjahrigen Dienſte ſich an den kleinen Mon
tirungsſturken begnugen, wenn er durch Heirath
oder vortheilhafte Anlegung einer eignen Wirth—
ſchaft den Dienſt aufzugeben veraulaßt wird.

g. 140. ſeqq. h. t. d. G. B.
g. 282.

Wenn die Aeltern des Dienſtboten, wegen ei—
ner erſt nach der Vermiethung vorgefallenen Veran
derung ihrer Umſtande, ihn in ihrer Wirthſchaft
nicht entbehren konnen; oder der Dienſtbote in eig—
nen Angelegenheiten eine weite Reiſe zu unterneh

men



der Herrſchaften und des Geſindes. 125

men genothiget wird: ſo kann er zwar ebenfalls ſei
ne Entlaſſung fordern. Er muß aber alsdann ei—
nen andern tauglichen Dienſtboten ſtatt ſeiner ſtel—
len, und ſich mit demſelben, wegen lohn, Koſt und
livree, ohne Schaden der Herrſchaft, abfinden.

S. 148. 149. h. t.

G. 283.
Hat die Herrſchaft das Geſinde ohne allen e) Ent—

ſchadi-Grund verabſchiedet, und weigert ſich beharrlich, gung des
das Geſinde wieder anzunehmen, ſo muß ſie ihm ohne

Grundlohn, Koſt und Livree, auf die ganze Dienſtzeit verabſchie-
entrichten, oder es, wenn es binnen dieſer Zeit ei-deten Ge

nen ſchlechtern Dienſt erhalt, dieſerhalb entſchadigen. ſindes.

S. 160. ſeqq. h. t.

g. 284.
Geſinde, welches den herrſchaftlichen Dienſt H Pficht

des Geſinohne rechtmaßigen Grund verlaßt, muß auf Ver—des, wel
langen der Herrſchaft mit Gewalt zum Dienſte an- ches den

herrſchaftgehalten werden. Will die Herrſchaft des Zwan- ichen
ges ſich nicht bedienen, ſo iſt das Geſinde zur Ent Dienſt oh
ſchadigung der Herrſchaft verpflichtet. ne rechte

maßigen

g. 167. ſeqgꝗ. h. t. Grundverlaſſen

G. 285. hat.Nach vollendeter Dienſtzeit muß die Herr-H Abſchied
ſchaft dem Geſinde ein Zeugniß, daß es entlaſſen dzz Geſin-
ſey, und wie es ſich im Dienſte betragen habe, er—

theilen. Durch die Unwahrheit eines ſolchen Zeug—
niſſes macht ſich die Herrſchaft dem dadurch ge—
krankten Geſinde, aber auch an der Herrſchaft we—
gen verſchwiegener grober und ſchadlicher laſter,
verantwortlich.

S. 171. ſeqq. h. t. vStrafe der Herrſchaft, welche falſche, obgleich dem Geſinde

vortheilhafte Zeugniſſe ertheilt, ſ. 176. ib. 1
J. a8s6.

7
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g. 286.
i. Haus Hausofficianten (9J. 261. d. L B) muſſen

ten.
offician. durch einen ſchriftlichen Contract angenommen wer

den. Treten ſie den Dienſt auf den Grund eines
mundlichen Vertrages wirklich an, ſo kann der
Dienſt in jedem Vierteljahre nach voraongiger
6 wochentlicher Aufkundigung geendiget werden.

Sie ſind, außer dem Nothfalle, nur zu den be—
ſtimmten Verrichtungen verbunden, konnen wegen
unverſchuldeter Schmahungen und Thaotlichkeiten
noch vor Ablauf der Dienſtzeit Entlafſung fordern,
werden aber ubrigens nach den Geſetzen des. ge
meinen Geſindes beurtheilt.

S. 177 186. h. t.

G. 287.
nu. Etzie Perſonen beyderley Geſchlechts, welche zur
Siend Erziehung der Kinder angenommen worden, in—
rinnen. gleichen Privatſecretare, Kaplane, und andere, die

mit erlernten Wiſſenſchaften und ſchonen Kunſten
im Hauſe Dienſte leiſten, ſind nicht fur bloße Haus
officianten zu achten. Sie werden nach ihren Ver
tragen beurtheilt, konnen die Dienſte des gemeinen

Geſindes nach der Anweiſung der Herrſchaft ver—
langen, und es wird in zweifelhaften Fallen vermu-—
thet, daß der Contraet auf ein ganzes Jahr geſchloſ

ſen, und ohne vorgangige vierteljahrige Aufkundi
gung auf eben dieſe Zeit erneuert worden.

S. 187. ſeqq. h.t.
Von ihrer Befugniß zur korperlichen Zuchtigung,

S. igi. ſeqq. h. t.
Jhre Pflicht zur Verhutung der Unzucht,

Tit XX. S. 9yↄ. ſeq.

Stragje, wenn ſie die Untergebenen verfuhren,

T. XX. s. 1031. ſeq.

g. a88.
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ſ. as8.
Mitglieder des Staats durfen keine Sklavenlv. Skla

haben. Dieſe werden frey, ſobald ihr Herr in denden.
Koniglichen Staaten ſeinen beſtandigen Wohnſitz
aufgeſchlagen hat. Doch muſſen ſie ihrem vorma—
ligen Herrn gegen nothdurftige Kleidung und ge—
meine Geſindekoſt, aber ohne lohn, ſo lange dienen,
bis der Herr durch Berechnung des am Orte ge—
wohnlichen ohns, wegen ſeiner fur ſie gemachten
Auslagen entſchadiget worden. Uebrigens ſind
dergleichen geweſene Sklaven dem Geſinde gleich
zu achten. Will der Herr ſie einem Landguthe als
Unterthanen zuſchlagen, ſo haben ſie mit dieſen glei—

a

che Rechte. Die Kinder der Sklaven muſſen den
in Pflege genommenen verlaſſenen Kindern gleich
gehalten werden.

s. 196 208. h. t.
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